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In den letzten 20 Jahren hat sich die Organisation von Sicherheit in den 
Kommunen gravierend gewandelt. Komplexer werdende Sicherheitsfragen, 
die Einbeziehung von Partnern in die Präventionsarbeit und gestiegene 
Unsicherheitsgefühle in der Bevölkerung erfordern neue bürgernahe 
Sicherheitskonzepte. Ziel des Projektes „Kooperative Sicherheitspolitik in 
der Stadt“ (KoSiPol) ist die wissenschaftliche Analyse dieser 
Sicherheitskonzepte und deren Weiterentwicklung zur Verbesserung der 
kommunalen Sicherheit.  
Im Rahmen dieses Projektes, das vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung gefördert wird, fand am 13. und 14. Juli 2011 die 
„Meilensteinkonferenz“ in Münster statt, auf der erste Zwischenergebnisse 
der Forschungen präsentiert wurden. Innerhalb der Veranstaltung wurden 
die Projektfortschritte vorgestellt und Forschungsschwerpunkte zwischen 
externen Experten aus Forschung und Praxis und den im Projekt 
arbeitenden Wissenschaftlern kontrovers diskutiert.  Darüber hinaus 
wurden andere  Projekte der Förderlinie „Gesellschaftliche Dimensionen 
der Sicherheitsforschung“ des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung von den jeweiligen Projektleitern vorgestellt und die 
Berührungspunkte mit KoSiPol betrachtet.  
Diese Vorträge und Diskussionen bilden die Basis des vorliegenden 
Working Papers. Den Auftakt liefert Nils Voelzke, der in seinem Beitrag 
Handlungsfelder kooperativer Sicherheit erste empirische Ergebnisse und 
praktische Schlussfolgerungen aus dem KoSiPol-Projekt  auf der Basis des 
Kenntnisstands der  „Projekt-Halbzeit“ vorstellt. 
Wolfgang Kahl stellt in seinem Co-Referat aus der Sicht des Deutschen 
Forums für Kriminalprävention dar, dass gelingende Präventionsarbeit auf 
der Kenntnis des Auftrags und der Arbeitsweisen von 
Kooperationspartnern beruht. Erst die Zusammenführung von 
verschiedenen Problemdeutungen und die Analyse der eigenen 
Handlungsmöglichkeiten und -grenzen ermöglicht den Beteiligten die 
Entwicklung zieladäquater Konzepte. 
Im Anschluss präsentiert Jan Abt  von der TU Berlin das BMBF-Projekt 
„DynASS – Dynamische Arrangements städtischer Sicherheitskultur“, das 
sich mit Akteuren und ihren Sicherheitsbildern in der urbanen 
Sicherheitsproduktion beschäftigt. Bei der Betrachtung von Prävention, 
Intervention und Repressionwird deutlich, dass die Kooperation von 
staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren eine besondere Bedeutung bei 
der Sicherheitsproduktion besitzt. Prävention, Intervention und auch 
Repression sowie Kontrolle verteilen sich auf mehrere Schultern, was 
Verena Schulze/Bernhard Frevel 
einerseits Synergien ermöglicht, andererseits jedoch besondere 
Anforderungen an die Steuerung mit sich bringt. 
Die folgenden beiden Referate setzen sich mit der Varianten des 
Polizierens im öffentlichen Raum auseinander. Die Präsenz von 
Sicherheitskräften steht bei den bürgerschaftlichen Wünschen zur 
Herstellung von Sicherheit und Ordnung ganz oben und so arbeiten neben 
der Polizei auch Laienpolizeien, kommunale Ordnungsbehörden sowie 
private Sicherheitsdienste auf der Straße. Fragen der Zuständigkeiten und 
der Zusammenarbeit der verschiedenen Dienste verdienen nähere 
Betrachtung. Nathalie Hirschmann trägt unter dem Titel Polizierende 
Präsenz im öffentlichen Raum: zum Freiwilligen Polizeidienst in Hessen 
und Baden-Württemberg erste Erkenntnisse des von der Hessischen 
Hochschule für Polizei und Verwaltung (HfPV) durchgeführten KoSiPol-
Teilprojektes  vor. In ihrem Co-Referat betrachtet Anja Mensching von der 
Helmut-Schmidt-Universität Hamburg bezugnehmend auf Hirschmann 
insbesondere den Aspekt der Professionalität und dessen (vermeintliche?) 
Simulation durch (laien)polizierende Präsenz.  
Subjektive Sicherheit  steht im Fokus der sich anschließenden beiden 
Vorträge. Anne Koehn von der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald 
stellt Vorgehen und Ergebnisse der Bürger-Befragung im Rahmen des 
KoSiPol-Projektes vor und diskutiert anhand der gewonnenen Daten die 
Zusammenhänge von öffentlicher Sicherheitsarbeit und bürgerschaftlicher 
Perzeption und Wirkung. Dabei wird deutlich, dass die Sicht der 
Bürger/innen für die Gestaltung kooperativer Sicherheit nur eine von 
mehreren handlungsbestimmenden Größen ist. Hieran anknüpfend 
reflektiert Thomas Görgen von der Deutschen Hochschule der Polizei 
(DHPol) kritisch, inwiefern Subjektive Sicherheit überhaupt als 
Handlungsmaxime kriminalpräventiven Agierens gelten kann oder hinter 
rechtlichen Vorgaben und objektiven Herausforderungen nachrangig sein 
muss. 
Rita Haverkamp gibt einen Einblick in das BMBF-Projekt „BaSID – 
Barometer Sicherheit in Deutschland“, welches sich zum Ziel gesetzt hat, 
ein Monitoring sowohl zur subjektiven als auch zur objektiven Sicherheit 
in Deutschland zu erstellen. Die Erkenntnisse über Risiken und Gefahren, 
deren Bewertung durch verschiedene Akteure, sowie die Analyse von 
Handlungsreichweiten sollen die Grundlage für sicherheitspolitische 
Entscheidungen bieten. 
Abschließend befassen sich die drei Beiträge von Andreas Kohl, Marcus 
Kober und dem Co-Referenten Thomas Müller mit der praktischen 
Verwertbarkeit der KoSiPol-Forschungergebnisse. Andreas Kohl vom 
Europäischen Zentrum für Kriminalprävention (EZK) Münster stellt in 
seinem Vortrag Sicherheitsproduktion im Verbund grundlegende Policing-
Konzepte für die Ausgestaltung lokaler Sicherheit vor. Diese sollen unter 
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Berücksichtigung von KoSiPol-Forschungen und weiteren theoretischen 
Überlegungen die konzeptionelle Weiterentwicklung kooperativer 
Sicherheitsproduktion leisten und als wissensbasierte Präventionsarbeit 
zielgerichtetes und überprüfbares Handeln ermöglichen. Markus Kober, 
ebenfalls vom EZK, erläutert unter dem Titel Praktische und pädagogische 
Verwertung der Forschungsergebnisse erste Ansatzpunkte und 
Möglichkeiten, die Ergebnisse des Projektes in die Ausbildung und 
Information von Praktikern verschiedener Professionen umzusetzen. 
Thomas Müller von der Polizei Niedersachsen schließlich erörtert, 
basierend auf seinen Erfahrungen aus der praktischen Arbeit und seiner 
Kooperation mit dem Landespräventionsrat Niedersachsen, 
Qualifizierungsbedarfe kommunaler Präventionsgremien. Kober und 
Müller können in ihren Beiträgen verdeutlichen, dass die Schwierigkeiten 
kooperativer Sicherheitsarbeit häufig weniger auf Mangel an Ideen und 
Engagement beruhen, als vielmehr aus Missverständnissen, 
Erkenntnisdefiziten zu den Handlungsbedingungen von 
Kooperationspartnern und mangelnder Verzahnung von 
Handlungsressourcen entstehen. 
 
Alle Beiträge sind von den Autoren entweder als Text oder in Form der 
Vortragspräsentation zur Verfügung gestellt worden, um die für das 
KoSiPol -Projekt sehr erkenntnisreiche  Tagung dokumentieren zu können. 
Wir bedanken uns dafür  an dieser Stelle nochmals bei allen Beteiligten.  
Ferner gilt ein besonderer Dank Jasmin Köhler für die kritische Durchsicht 
aller Beiträge. 
 
Münster, im November 2011 
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1 Vier Kontroversen zur kooperativen Sicherheit 
Das Thema meines Vortrags sind die ersten empirischen Ergebnisse und 
Schlussfolgerungen der Untersuchung der drei Handlungsfelder kooperati-
ver Sicherheit im Forschungsprojekt Kooperative Sicherheitspolitik in der 
Stadt (KoSiPol).
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 Lokale Sicherheitskooperationen wurden in den Hand-
lungsfeldern „Jugendliche als Täter und Opfer“, „Drogen und Sucht“ und 
„häusliche Gewalt“ untersucht. 
Anhand von vier Kontroversen zur Akteurskonstellation, der Themenset-
zung, der Entscheidungsfindung und dem Ressourcentausch in lokalen Si-
cherheitskooperationen werde ich erste empirischen Befunde des Projekts 
vorstellen und abschließend die sich aus diesen für uns ergebenen weiteren 
analytischen Perspektiven und erste Thesen und Fragen für die Praxis dar-
legen. 
1.1 Akteurszusammensetzung 
Ausgehend von Pütters Befragung von kriminalpräventiven Gremien (Püt-
ter 2006:39), nach der die öffentliche Verwaltung und Polizei in 96,9% 
bzw. 95,6% aller Gremien vertreten sind, wurden lokale Sicherheitskoope-
rationen für die Untersuchung mit mindestens einem öffentlichen Akteur 
ausgewählt. Lokale Sicherheitskooperation bedeutet im Projekt entspre-
chend, dass mindestens 2 verschiedene Organisationsarten unter Beteili-
gung von mindestens einem staatlichen Akteur (z.B. der Kommune oder 
der Polizei) in Form von Kommunikation, Koordination oder (operativer) 
Kooperation an einem Bereich zusammenarbeiten, der einen Sicherheits- 
(public safety) und/oder Ordnungsbezug hat. Die Zusammenarbeit ist auf 
der Ebene der Kommune (Kreise und kreisfreie Städte) angesiedelt, dort 
erfolgen die primären Aktivitäten intrakommunal. 
Die Akteure Polizei und andere Behörden sind hierbei ihrer formalen 
Zuständigkeit entsprechend in lokalen Sicherheitskooperationen vertreten. 
Das Akteursfeld erweitert sich jedoch um zivile und gesellschaftliche Ak-
teure, wie es Kees van der Vijver und Jan Terpstra (van der Vijver 
& Terpstra 2004) als „the rise of multi-agency networks in both the 
formation and implementation of local safety policy“ (van der Vijver 
& Terpstra 2004:8) beschreiben. Es gilt zu betrachten, wie die Behörden 
und die zivilen Akteure in den Kooperationen vertreten sind. Handelt es 
sich eher um Behördenclubs oder gesamtgesellschaftliche Netzwerke? 
                                           
1
 Die empirischen Ergebnisse der drei Handlungsfelder wurden jeweils von Claudia 
Kaup, Christian Miesner und Nils Voelzke erarbeitet, die Folgerungen in Zusammenar-
beit mit Bernhard Frevel aufgestellt. 
Handlungsfelder kooperativer Sicherheit 
3 
1.2 Themensetzung 
Die zweite These betrifft die viel zitierte „konzeptionelle Beliebigkeit“ 
(Pütter 2002:69) offen gestalteter lokaler Sicherheitskooperationen. Es stel-
len sich die Fragen, ob die Themen eher zufällig oder gar beliebig ausge-
wählt werden oder sich die Themenvielfalt nicht gerade aus den heteroge-
nen Problemlagen der einzelnen Kooperationen ergibt und welchen Ein-
fluss die einzelnen Akteure auf das Agenda-Setting haben (Frevel 
2007:138-144). 
1.3 Entscheidungsfindung 
Die Entscheidungsstrukturen der lokalen Sicherheitskooperationen werden 
vordergründig geprägt durch Freiwilligkeit, Gleichberechtigung und 
Konsens. Auf der einen Seite stellt Pütter (Pütter 2006) fest, dass „Präven-
tionsgremien […] durch freiwilligen Zusammenschluss [entstehen].“ 
(Pütter 2006:33) und diese formale Freiwilligkeit die Abläufe und Ent-
scheidungsstrukturen in den Gremien prägt. Ziel muss in den meisten Fäl-
len eine Konsensentscheidung mindestens insofern sein, dass jeder die 
Entscheidung mittragen kann, so dass es häufig zu einstimmigen Ent-
scheidungen kommt. (Vgl. Krümmel & Trabs 2004:549, Pütter 2006:35) 
Auf der anderen Seite steht der Einwand von Renate Mayntz, dass 
„[…] Verhandlungen und Kooperationen nur möglich aufgrund der 
Tatsache [sind], dass staatliche Akteure im Zweifel intervenieren und 
damit hierarchisch entscheiden können. Governance funktioniert da-
mit nur „im Schatten der Hierarchie“ (Mayntz 2004:72) 
Dominieren also weiterhin die die Government-Akteure? 
1.4 Ressourcen und Tausch 
Die vierte These nimmt sich dem Ergebnis von Obergfell-Fuchs 
(2001:537–539) an, der darlegt, dass die finanziellen Mittel für Präventi-
onsstrategien zu großen Teilen von den Kommunen in die Gremien ein-
gebracht werden. Folgt man dem Tauschansatz, wie ihn Frank Arndt be-
schreibt, so gilt es aber eigentlich Reziprozität und Ausgeglichenheit in 
funktionierenden Kooperationen zu erwarten (vgl. Arndt 2008:87–88), da 
„[d]auerhafte Unausgeglichenheit […] in letzter Konsequenz immer zur 
Aufgabe der Tauschbeziehung [führt].“ (Arndt 2008:88). 
Werden finanzielle Mittel hauptsächlich von der Kommune eingebracht, so 
muss – will man die Thesen zum Tausch aufrechterhalten – davon ausge-
gangen werden, dass zusätzlich zu den finanziellen noch weitere relevante 
Ressourcen vorhanden sein müssen. Anhand dieser neuen Ressourcen 
müssen vielleicht die Rollen der einzelnen Mitglieder neu bewertet werden. 
Nils Voelzke 
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2 Empirische Befunde/Ergebnisse 
2.1 Akteurszusammensetzung 
Bei der Zusammensetzung der Mitglieder, über die grundsätzliche erwarte-
te und von Pütter (2006:39) erfassten Beteiligung der Polizei und der 
Kommune hinaus, zeigen sich Unterschiede zwischen den einzelnen Hand-
lungsfeldern. In den Gremien, die im Handlungsfeld „Jugendliche als Täter 
und Opfer“ und in dem Handlungsfeld „Drogen und Sucht“ arbeiten, ist die 
Kommune immer auch über das Jugendamt vertreten, im Bereich der häus-
lichen Gewalt immer über die Gleichstellungsbeauftragte, beziehungsweise 
die Gleichstellungsstelle. Zivile und gesellschaftliche Akteure ergänzen die 
staatlichen Akteure in unterschiedlicher Weise. Betrachtet man den Anteil 
staatlicher und privater Akteure an der Gesamtmitgliederzahl, so zeigt sich 
für die Gremien im Bereich „Jugendliche als Opfer und Täter“ in drei von 
vier Untersuchungsstädten eine Beteiligung Gesellschaftlicher Akteure von 
unter 10 Prozent (einmal 39 Prozent). Die geringe Zivilakteursdichte in den 
von Polizei und Stadt dominierten Kooperationen kann unter anderem auf 
die Struktur der im § 78 Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) festge-
schriebenen Arbeitskreise zurückgeführt werden. Viele der für die Präven-
tion wichtigen Akteure des Handlungsfeldes, wie beispielsweise Schulen, 
sind in keinem der untersuchten Gremien vertreten. 
 
Abbildung 1: Akteurszusammenstzung in den Handlungsfeldern 
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Im Handlungsfeld „Drogen und Sucht“ ist die Zivilakteursdichte deutlich 
höher und liegt im Bereich zwischen 23 und 43 Prozent. Die höchste ge-
sellschaftliche Beteiligung weisen die Kooperationen im Bereich häuslicher 
Gewalt mit 49 bis 71 % Beteiligung auf. 
Interessant ist hierbei die Beteiligung von Privatunternehmen in den Ko-
operationen, wie sie sich vor allem im Bereich von Drogen und Sucht fin-
den lassen. Auf der einen Seite stehen Versicherungen als Präventionsför-
derer. Auf der anderen Seite treten Betreiber von Schankwirtschaften als 
Betroffene zusammen mit Anspruchsvereinigungen (Kaufmannschaft) auf. 
Auf der Leitungs- und Organisationsebene, bzw. in der Koordination der 
Gremien, sind Vertreter der Stadt/der Polizei im Handlungsfeld „Jugendli-
che als Täter und Opfer“ vertreten. Im Bereich „häusliche Gewalt“ ist dies 
ebenfalls die Polizei und die Stadt, letztere in Form der Gleichstellungsbe-
auftragten, die immer in den Lenkungsgremien vertreten sind. Die Gleich-
stellungsbeauftragte übernimmt häufig koordinierende Funktionen. Die Ge-
schäftsführung lag in einem Fall jedoch auch bei einer Beratungseinrich-
tung. Diese koordinierende Funktion ziviler Akteure findet sich besonders 
in Kooperationen im Bereich „Drogen und Sucht“, in denen neben den 
Gremien mit städtischer Leitung, die Wohlfahrtsverbände die Gremienko-
ordination übernehmen. 
Die Erweiterung um zivilgesellschaftliche Akteure in den lokalen Sicher-
heitskooperationen ist handlungsfeld- und kooperationsabhängig unter-
schiedlich stark ausgeprägt. In Lenkungs- und Koordinationspositionen 
finden sich weiterhin häufiger Behördenvertreter, meist aus der Kommune. 
2.2 Struktur und interne Prozesse 
2.2.1 Kooperationsstruktur 
Bevor die internen Prozesse näher betrachtet werden, möchte ich einen 
kurzen Überblick über die vorgefundenen Kooperationsstrukturen geben. 
Exemplarisch werde ich drei Modelle vorstellen, die einen Eindruck von 
der Strukturvielfalt der lokalen Sicherheitskooperationen geben sollen. 
Bei dem ersten Gremium handelt es sich um eine klassische Runder-Tisch-
Struktur, wobei der primus inter pares der Koordinator des Gremiums ist. 
(Er ist in seiner Leitungsfunktion in Abb. 2 als Dreieck markiert.) Runde-
Tisch-Strukturen finden sich überall dort, wo kleine Gremien alleine arbei-
ten oder die Anbindung an ein Dachgremium so schwach ist, dass dieses 




Abbildung 3: Arbeitsgruppe mit Lenkungsgremium 
Zusätzlich zu den hierarchiefreien Kooperationen lassen sich die übrigen 
Kooperationen in zwei Gruppen von hierarchischen Kooperationen einord-
nen. Über einem meist großen Runden Tisch ist ein Lenkungsgremium an-
gesiedelt. Dieses kann, wie im Bereich der Kooperationen zu „Jugendli-
chen als Täter und Opfer“, mit hohen Behördenvertretern besetzt sein oder 
wie im Beispiel „häusliche Gewalt“ (Abb. 3) aus einem funktionalen Orga-
nisationsteam bestehen, das sich aus dem Kreis der einfachen Mitglieder 
rekrutiert. 
Ein weiterer Schritt der funktionalen Differenzierung findet sich in den 
Gremien, bei denen nicht in einer großen Kooperation mit einem Len-
kungsgremium gearbeitet wird, sondern kleinere Arbeitsgruppen gebildet 
werden, die von einem übergeordneten Gremium koordiniert werden. (Abb. 
4) 
Bei der Analyse der Strukturen ist deutlich geworden, dass es in Schlüssel- 
und Leitungspositionen besonders motivierte Einzelpersonen gibt, sei es in 
Form einer Doppelspitze, als Organisationsteammitglied oder Geschäfts-
führung, die die Kooperationen vorantreiben. Auf die Frage welche Folgen 
dies für die Praxis hat, wird am Ende eingegangen werden. 
Abbildung 2: Runder Tisch mit Lenkungsgremium 
Abbildung 4: Runder Tisch 
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2.2.2 Themensetzung 
Die Maßnahmendurchführung ist von einer vorhergehenden Problemer-
kennung abhängig, die in den lokalen Sicherheitskooperationen von ver-
schiedenen nicht einheitlichen Indikatoren geprägt wird: dem akuten 
Handlungsbedarf, dem strukturellen Handlungsbedarf und angebote-
nen Fördergeldern und Modeerscheinungen. 
Die Vielfalt der Problemerkennung anhand akuter und struktureller Hand-
lungsbedarfe deutet auf heterogene Problemlagen in den Kommunen und 
damit folgerichtig auf unterschiedliche Maßnahmengestaltungen hin. För-
dergelder und übernommene Moden können jedoch ebenfalls ein Grund für 
die – dann mit recht als „konzeptionelle Beliebigkeit“ (Pütter 2002:69) 
wahrgenommene – Vielfalt sein. 
Im Prozess des Agenda Settings, das oft zeitgleich mit Maßnahmenent-
scheidungen durchgeführt wird, zeigt sich eine „Schere im Kopf“ der Gre-
mienmitglieder. Schon bei der Auswahl der einzelnen Themen werden die 
finanziellen und personellen Restriktionen berücksichtigt und nur solche 
Themen weiter verfolgt, die bearbeitbar erscheinen. Wer kann die Aufgabe 
durchführen? Wie kann sie finanziert werden? Dies sind oft die entschei-
denden Auswahlkriterien. 
Die Gremien gehen hierbei von no-cost-, low-cost- oder Fördergeldlö-
sungen aus. 
In der no-cost-Option erscheint alles als möglich, was in der Umsetzung 
ohne finanzielle Mittel und zusätzliches Personal bestritten werden kann. In 
der low cost-Option dürfen für Maßnahmen nur geringe Kosten auftreten, 
die von einzelnen Mitgliedsorganisationen getragen oder von den Organi-
sationen erstellt werden können. 
Besteht die Option auf Fördergelder werden diese beantragt, um im geför-
derten Bereich eine Maßnahme durchzuführen. Hierbei können bei themen-
freier Förderung selbst identifizierte Probleme angegangen werden oder im 
Fall der Themenbindung, um Zugang zu den Geldern zu bekommen, ein-
fach „etwas“ zum Thema, unabhängig von identifizierten lokalen Problem-
lagen, unternommen werden. 
„Also ein Faktor ist natürlich, wir haben viele Träume, würden viele Sachen gerne machen, 
aber wie gesagt, wir sind ja ein Gremium, was mit den Ressourcen, die wir haben, umgehen 
müssen und haben nicht irgendeinen Topf, wo wir sagen, jetzt haben wir 100.000 Euro und 
was machen wir mit diesen 100.000 Euro? Was können wir für diese Thema tun? Sondern wir 




Auch unabhängig von den Fördervorgaben lassen sich Modethemen finden, 
die in den verschiedenen Kooperationen bearbeitet werden. Offen bleibt, ob 
es sich hierbei wirklich um eine hilfreiche Sensibilisierung für ein neues 
Problem handelt.  
Für die Schwerpunktsetzung in den einzelnen Handlungsfeldern sind, nach 
Einschätzung der jeweiligen Kooperationsmitglieder, unterschiedliche Or-
ganisationen besonders relevant. Im Bereich „Jugendliche als Täter und 
Opfer“ sind die Polizei und die Stadt am wichtigsten für die Schwerpunkt-
setzung. Im Bereich „häusliche Gewalt“ sind zum einen die Gleichstel-
lungsbeauftragten, die meist eine Koordinationsfunktion besetzen, zum an-
deren die Frauenberatungsstellen und Frauenhäuser, die die Probleme er-
kennen und melden,  am einflussreichsten. Für den Bereich Drogen und 
Sucht sind zum einen die Akteure, die eine Koordinierungsstelle besetzen – 
Wohlfahrtsverbände und städtische Fachbereiche – , zum anderen die Ju-
gendämter und die Polizei einflussreiche Akteure bei der Themensetzung. 
Die für die Schwerpunkte relevanten Akteure sind auf der einen Seite die-
jenigen, die die für die Problemidentifizierung notwendigen Informationen 
einbringen (Beratungseinrichtungen etc.), auf der anderen Seite sind es die 
für die Koordination verantwortlichen Mitglieder, die auch in der folgen-
den Betrachtung eine Rolle spielen. 
2.2.3 Entscheidungsfindung 
Freiwilligkeit, Gleichberechtigung und Konsens oder doch der „Schatten 
der Hierarchie“?  –  wenn auch nicht über die Gesamtheit der untersuchten 
lokalen Sicherheitskooperationen alle Vertreter der Organisationen freiwil-
lig dabei sind, so findet sich doch überall innerhalb der einzelnen Gremien 
das Bild der Gleichberechtigung und der demokratischen konsensorientier-
ten Entscheidungsprozesse. 
„[…] zum Beispiel im letzten Jahr war das so, dass vom Land quasi so ein Thema vorgegeben 
wurde, Migrantinnen und häusliche Gewalt, das ist dann ja schon ein bisschen beeinflusst, 
dann müssen wir uns fragen, was können wir dazu in [B] machen, […].“ (BZ1) 
„Also, (.) am Anfang ein Programm aufgestellt ‚Was soll die Gruppe denn tun?‘ und das mit-
gebracht, nicht so wie im Uniseminar ‚Ha was sind denn Ihre Erwartungen?‘ und so. Sondern 
ein Programm mitgebracht, vorgelegt, diskutiert.“ (AK1) 
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Gibt es also keinen „Schatten der Hierarchie“? Keineswegs, er will nur ge-
funden werden. Den Schatten werfen in den Gremien hierbei Entscheider, 
Vetospieler und einflussstarke Personen.  
Entscheider finden sich zum Beispiel in den Lenkungsgremien, die im Be-
reich „Jugendliche als Täter und Opfer“ arbeiten. Die Entscheider, wie der 
Oberbürgermeister oder der Polizeipräsident, können hier unmittelbar über 
den Ressourceneinsatz entscheiden. 
Weniger offensichtlich sind die Vetospieler in den Kooperationen, die bei 
low-cost- und intraorganisational umzusetzenden no-cost-Maßnahmen ins 
Spiel kommen. Da die Kooperationen über keine eigenen Budgets verfü-
gen, können sie eine Maßnahme nicht durch Fördergelder finanzieren und 
sind auf die Beiträge der einzelnen Organisationen angewiesen. Diese Res-
sourcen können sie in der Regel nur über die Vetospieler erreichen. Wer 
diese vetorelevanten Ressourcen einbringt wird in den nachfolgend be-
trachteten Ressourcenflüssen deutlich. Die einflussstarken Personen bil-
den die Gruppe, die aufgrund ihrer Position in der lokalen Sicherheitsko-
operation über besondere Handlungsmöglichkeiten, die andere Mitglieder 
nicht haben, verfügt. Hierbei treten besonders die schon bei der Schwer-
punktsetzung erwähnten Koordinatoren hervor, die offiziell keine eigenen 
Entscheidungen über die anderen Mitglieder hinweg treffen dürfen, jedoch 
in der Lage sind, sowohl die Tagesordnungsgestaltung, als auch die Dauer, 
„Beschlüsse werden einstimmig gefasst. Also wenn das nicht einstimmig ist wird so lange eine 
Verhandlung gemacht, dass es tatsächlich dann im Konsens ist.“ (GK5) 
 
„Ich würde sagen außerordentlich demokratisch.“(CP1) 
„Also wir haben das nicht einmal gemacht, dass wir da irgendwie mit Abstimmung oder so.“ 
(CP2) 
 
„Also wenn dann vier von fünf Mitgliedern für etwas sind, dann wird das halt gemacht, wenn 
vier dagegen sind, wird es halt nicht gemacht. Das funktioniert natürlich ohne Regeln und ohne 
Abstimmung und das ist das, was jeder aber im Gefühl hat, ist ganz klar.“(DP1 109) 
„Ja, es wird im Lenkungsausschuss diskutiert und der OB sagt: ‚Ja, so machen wir das‘ oder 
wir müssen nochmal diskutieren.“ (GP2) 
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das Fazit und die Protokollierung von Diskussionen und Beschlüsse zu be-
einflussen. 
Ohne den Ergebnissen der Ressourcenanalyse vorwegzugreifen lässt sich 
feststellen, dass es sich bei den Mitgliedern in den Entscheidungsprozessen 
nicht um vollkommen gleichberechtigte Mitglieder handelt. Im Gegenteil, 
es treten Machtasymmetrien auf, die in vielen Fällen die öffentlichen Ak-
teure Polizei und Stadt hervorheben, sodass der „Schatten der Hierarchie“ –  
besonders stark im Bereich „Jugendliche als Täter und Opfer“, schwächer 
im Bereich „Drogen und Sucht“ – in allen lokalen Sicherheitskooperatio-
nen zu finden ist. 
2.3 Ressourcen und Tausch 
Um lokale Sicherheitskooperationen als Tauschnetzwerke zu erfassen, 
wurden, zusätzlich zu den finanziellen Ressourcen, die eingebrachte Ar-
beitszeit, Infrastruktur, Informationen, Spezialwissen, Zielgruppenzugang 
und „sonstige Ressourcen“ erhoben. Obergfell-Fuchs’  (Obergfell-Fuchs 
2001:537–539) Feststellung, dass die finanziellen Mittel zu großen Teilen 
von den Kommunen eingebracht werden, ließ sich bestätigen. Würde es 
sich um einen gerechten Tausch handeln, müssten bei den anderen Akteu-
ren weitere tauschrelevante Ressourcen zu finden sein. Anhand der abge-
fragten Ressourcen konnten wir feststellen, dass es sich bei den von den 
Akteuren als am umfangreichsten bezeichneten Tauschgütern nicht um fi-
nanzielle Ressourcen und Infrastruktur handelt, wie sie die Kommunen und 
die Polizei einbringen. Im Zentrum steht hingegen Informationsaustausch 
in Form von allgemeinen Informationen, Spezialwissen der einzelnen Pro-
fessionen und die Ermöglichung von Zielgruppenzugang. Bezogen auf die-
„[...] ja, durch den Dialog bildet sich irgendwann eine Lösung, und wenn die von allen akzep-
tiert wird und dadurch nicht vehement widersprochen wird wird, dann fasse ich das auch im 
Protokoll so zusammen, dass es ein Beschluss ist oder dass, dass man das so jetzt vereinbart 
hat, dass man das so und so macht. Dann ist das alles.“(JK1) 
 
„Ja, ich sag mal jeder bringt seine Meinung ein und die Geschäftsführung denke ich mal wird 
letztendlich dann eine Entscheidung treffen. […] ihr ist schon auch sehr wichtig, alle Meinun-
gen der Orgamitglieder miteinzubeziehen.“ (CW1 46) 
 
„Also ich muss immer so feststellen, dass ich sag mal so diese endgültigen Entscheidungen 
lagen also in der Regel eigentlich immer bei [AK1] und [AP1], die natürlich immer davon pro-
fitiert haben, dass Vorschläge gemacht wurden, […].“ (AP2 45) 
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se immateriellen Ressourcen und die eingebrachte Arbeitszeit ist der von 
den Mitgliedern wahrgenommene Tausch, in Bezug auf das Bekommen 
und Geben, von Ressourcen nahezu ausgeglichen. Die relativ zu anderen 
Mitgliedern stark finanziell beteiligten Kommunen zeichnen sich im Be-
reich der immateriellen Ressourcen tendenziell als Nettoempfänger aus. 
Dies gleichen die Kommunen anscheinend durch die finanzielle und infra-
strukturelle Beteiligung aus. 
Die immateriellen „weichen Ressourcen“ sind die zentralen Tauschgüter. 
Besonders die Zivilakteure zeichnen sich dadurch aus, dass sie hauptsäch-
lich Zielgruppenzugang, Fachwissen und Informationen einbringen. Gelder 
sind kein zentraler Tauschbeitrag der einzelnen Organisationen. Diese wer-
den gegebenenfalls, wenn keine Fördermittel vorhanden sind, für low-cost-
Maßnahmen vor allem durch die Kommune, Polizei oder, wie im Bereich 
„Drogen und Sucht“, durch privatwirtschaftliche Akteure eingebracht. 
[Zur Bedeutung der Tatsache, dass die nicht-Polizei und nicht-Stadt-Akteure kaum Ressourcen 
einbringen] „Finden die cool. Ja klar. Es ist doch so, wenn ich Teil von etwas bin, wo ich nicht 
wirklich die, letztendlich die Verantwortung trage, ich muss das Geld nicht bereitstellen, ich 
muss die Druckfahnen nicht Korrektur lesen, ich komme einfach und kann teilhaben und kann 
meine Meinung einbringen und lerne was dazu, das ist doch super.“ (AK1) 
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3 Analytischer Anschluss und Folgerungen für die Praxis 
Zum Abschluss möchte ich Ihnen fünf analytische Perspektiven unserer 
ersten empirischen Erkenntnisse aufzeigen, die im Rahmen des KoSiPol-
Projekts noch bearbeitet werden und Ihnen Thesen und Fragen für die Pra-
xis vorstellen, die wir im Anschluss an das Co-Referat von Herrn Kahl mit 
Ihnen gerne diskutieren möchten. 
3.1 Analytische Perspektiven 
Die vorgefundenen asymmetrischen Machtverhältnisse innerhalb der loka-
len Sicherheitskooperationen werden von Christian Miesner mit Hilfe der 
Netzwerkanalyse untersucht. Die Netzwerkanalyse ermöglicht die mathe-
matische Berechnung und Identifikation wichtiger Positionen innerhalb der 
Netzwerke und die Aufdeckung besonders einflussreicher und machtvoller 
Organisationen. 
Die nach außen als Konsens dargestellten Prozesse der Entscheidungsfin-
dung sind, wie dargelegt, geprägt durch die Vertreter, die in den Gremien 
auch auf der mikropolitischen Ebene Macht in verschiedenen Formen aus-
üben können. Verstärkend können sich hierbei organisationsinterne Ent-
scheidungsbefugnisse und Zugänge einzelner Vertreter auswirken. Wie die 
Situation für die Vertreter in den lokalen Sicherheitskooperationen und in 
ihrer eigenen Organisation ausgestaltet ist und welche Folge dies für die 
Kooperationen hat, wird durch eine systematische Analyse der Handlungs-
bedingungen der Vertreter in der Kooperation, der Organisation und in ih-
rer besondere Rolle als Schnittstellenakteur anhand des Institutional Analy-
sis and Development Framework (vgl. u.a. Ostrom ) von Nils Voelzke un-
tersucht. 
Claudia Kaup betrachtet den gesamtgesellschaftlichen, politischen und 
fachwissenschaftlichen Diskurs über den Konsum legaler und illegaler 
Drogen innerhalb der letzten 20 Jahre. Dabei soll unter anderem geprüft 
werden, inwiefern der gesamtgesellschaftliche Diskurs Einfluss nimmt auf 
die Akteurszusammensetzung, Themenfindung, Maßnahmengestaltung in 
den lokalen Sicherheitskooperationen. 
Auf einer Meta-Ebene betrachtet Verena Schulze politische Steuerung im 
Sinne von Governance in einem hoheitlichen Bereich, indem sie die Be-
sonderheiten, die mit Governance in diesem Kontext verbunden sind, be-
stimmt. Hierzu stützt sie sich auf von ihr herausgearbeitete „varieties of 
governance“, die Untersuchung spezieller Steuerungsformen auf ihre Legi-
timität und Effektivität hin und eine Analyse möglicher Legitimitätsprob-
leme sowie Effektivitätsgewinne, die sich in den Kooperationen feststellen 
lassen. 
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Ein für die Praxis relevanter Bereich scheinen auch die verschiedenen von 
den Kooperationen genutzten Indikatoren zur Problemwahrnehmung zu 
sein, die wir erfasst haben.. Wie diese für die Themenfindungsprozesse 
hilfreich sein können untersucht Andreas Kohl anhand des angelsächsi-
schen Konzepts des Intelligence Led Policing. 
3.2 Thesen und Fragen für die Praxis 
3.2.1 Lokale Problemlagen 
Aus den empirischen Befunden über genutzte Indikatoren bei der Prob-
lemwahrnehmung und den nachfolgenden Überlegungen ergeben sich erste 
Thesen für die Praxis. 
Die Probleme werden sinnvollerweise anhand verschiedener Indikatoren 
erfasst, diese sind jedoch ausreichend und systematisch zu validieren, wie 
es vielleicht ein Konzept ähnlich des Intelligence Led Policing ermöglichen 
würde. 
3.2.2 Sekundärnutzen 
Festzustellen war bei den Erhebungen, dass die Kooperationen nicht nur für 
das eigentliche Ziel, sondern auch für die allgemeine Problembearbeitung 
der Mitglieder hilfreich sind. Nicht nur die Satzungs- und übergeordneten 
Ziele sind für die Mitglieder in den lokalen Sicherheitskooperationen wich-
tig, sondern ebenfalls der Sekundärnutzen für die Mitglieder. Hierzu kann 
gehören, 
 dass politische Vertreter direktere Mitwirkungsmöglichkeiten, z.B. die 
Möglichkeit frühzeitig Informationen weiterzugeben und über Prob-
lemwahrnehmung informiert zu werden, haben.  
 Arbeitsmotivation durch die Feststellung, dass auch andere Personen 
mit dem gleichen Ziel (Interesse?) am selben Thema arbeiten und die 
Erfahrung von Akzeptanz. 
 dass die Kooperation als regelmäßige Kontakt- und Informationsbörse 
genutzt wird. 
o Die Mitglieder erhalten gesicherte Informationen, unklare Kom-
munikationswege und Informationsmonopole einzelner Organisa-
tionen werden abgebaut. 
o Man erfährt Anregungen und Kritik und lernt unterschiedliche 
Denk- und Handlungsweisen, Grenzen und Fähigkeiten der ande-
ren Akteure kennenlernen. 
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o Man lernt relevante Personen des Handlungsfeldes in der Kom-
mune kennen. 
o Durch die Kontakte und aufgebaute Verlässlichkeit werden kurze 
informelle Dienstwege ermöglicht. 
o Teilweise werden gute persönliche soziale Kontakte aufgebaut 
(bis hin zu gemeinsamer Freizeitgestaltung). 
Berücksichtigt man die Sekundärnutzen erscheint es plausibel, warum nicht 
nur kleine und entscheidungsfähige Netzwerke, mit für das Handlungsfeld 
wichtigen Personen, sondern auch größere Kooperationen mit Akteuren 
von geringerer Relevanz Bestand haben, solange zusammen mit den Se-
kundärnutzen die Mitgliedschaft lohnenswert erscheint. Trotzdem ist zu 
beachten, dass auch in den von Sekundärnutzen dominierten Netzwerken 
die Mehrkosten durch zusätzliche Mitglieder höher ausfallen können als 
der zusätzliche Gewinn für die übrigen Mitglieder. 
3.2.3 Machtasymmetrien 
Wir konnten zeigen, dass es Machtkonstellationen in den Gremien gibt, die 
so angelegt sind, dass es nicht realistisch erscheint, diese zu beseitigen. 
Wie soll aber damit umgegangen werden? Sollen sie weitestgehend redu-
ziert werden? Soll man sie transparent machen, damit sich jeder Akteur 
seiner Rolle bewusst ist? Oder schadet man den Kooperationen, wenn man 
ihnen erklärt wie und in welcher Situation einzelne Akteure über besondere 
Machtpotentiale verfügen? 
Eine Überlegung ist es, die schwachen Akteure als solche zwar zu identifi-
zieren, ihnen aber ihren besonderen Beitrag, der in der Ressourcenanalyse 
offenbart wurde, bewusst zu machen und diesen zu würdigen. Gleichzeitig 
muss den starken Akteuren ihre besondere Verantwortung für das Gelingen 
der Kooperation deutlich werden. 
3.2.4 Kooperationsstruktur 
Für die Struktur der Gremien hat sich gezeigt, dass es einer operativen, 
fachlichen Ebene bedarf, die um ein Gremium der Organisations-
/Behördenleiter ergänzt wird, um die nötige Legitimation, Ressourcenaus-
stattung, Zielentscheidung und Unterstützung zu erhalten. Die Vernetzung 
dieser beiden Ebenen kann hierbei in kleinen Gremien durch den direkten 
Kontakt einzelner Mitglieder zur Leitung erfolgen. Wenn jedoch in mehre-
„Ich habe dadurch die Hauptakteure in der Stadt relativ schnell und problemlos kennen gelernt  
und die mich auch, und das heißt, wenn mal was ist, man greift mal zum Hörer, man weiß, wer 
auf der anderen Seite sitzt.“ (EP2) 
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ren Arbeitsgruppen zu verschiedenen Aspekten oder sogar zu verschiede-
nen Handlungsfeldern gearbeitet wird, empfiehlt es sich einen Koordinator 
oder ein Koordinationsgremium einzusetzen, welches die Verbindung zu 
dem Gremium der Leiter hält. Die Koordination könnte hierbei eine in ein-
zelnen lokalen Sicherheitskooperationen vorgefundene Lücke zwischen 
den Arbeits- und den Leitungsgremien schließen. Dies würde Informati-
onsdefizite abbauen und somit eine besseren Kooperation ohne Doppel-
strukturen ermöglichen. 
3.2.5 Institutionalisierung und motivierte Freiwillige 
Wir haben festgestellt, dass eine erfolgreiche Kooperation einzelne moti-
vierte und befähigte Mitglieder braucht, die die Kooperation voranbringen. 
Scheiden diese motivierten und befähigten Mitglieder aus droht jedoch die 
Leistungsfähigkeit der Kooperation zusammenzubrechen. 
Ein Ansatz diesem Problem zu begegnen ist es, die Kooperation und die 
Mitgliedschaften einzelner Organisationen zu institutionalisieren. Kann der 
Übergang dadurch gesichert werden, dass ein Positionsnachfolger an die 
Mitgliedschaft gebunden wird? 
Es hat sich gezeigt, dass die meisten Mitglieder freiwillig in den Gremien 
sitzen, weil es sich für sie durch Primär- oder Sekundärnutzen lohnt teilzu-
nehmen. Ein nicht freiwilliges, unmotiviertes Mitglied kann in einem sol-
chen Fall zur Belastung für die Kooperation werden. Ein Kompromiss zwi-
schen Freiwilligkeit und institutionalisierter Bindung wäre es vielleicht Or-
ganisationen und nicht Positionen in den Kooperationen zu binden. Die 
Regel wäre dann, jeweils einen beliebigen motivierten Vertreter aus der 
Organisation zu schicken. Mit diesem Ansatz ist jedoch verbunden, dass 
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Überlegungen und Impulse zur 
Verbesserung der Kooperation 
in der Kommunalen Kriminalprävention 
 
 




Ob es Regierungen, Konzernen und zivilgesellschaftlichen Akteuren gemeinsam 
gelingen wird, die anstehenden und sich zuspitzenden globalen Probleme zu 
lösen, bleibt eine offene Frage. 
Kooperatives Handeln ist das Erfolgsmodell der Evolution. In der 
Menschheitsgeschichte sind widersprüchliche Befunde im Hinblick auf 
kooperative Handlungsmuster festzustellen. Das momentane Paradoxon: Die 
Welt kann nur durch kooperatives Handeln gerettet werden, was allen 
offensichtlich scheint, und dennoch werden derzeit keine nachhaltigen 
Fortschritte   erzielt.   Ein   Grund   ist   die   Sozialisation   des   Menschen   als 
eigennütziger Wettbewerbsteilnehmer: Ein   kultureller Hintergrund, der die 
anderen analytischen Perspektiven zu Akteurs- und Machtkonstellationen, 
Interessenlagen, Entscheidungsregeln stets beeinflusst und vernünftige Prozesse 
einer immer notwendiger werdenden politischen Umsteuerung globaler 
ökologischer und ökonomischer Prozesse behindert. Das Kooperationsmodell 
droht zu scheitern. 
 
II. Mikroebene der kommunalen Kriminalprävention – Impulse zur 
Stärkung kooperativen Handelns 
 
Neben den angedeuteten Erfordernissen zur positiven Beeinflussung kultureller 
Muster und sozialisierter Haltungen etwa durch Veränderungen im Erziehungs- 
und Bildungssystem könnte eine zielgerichtete Kooperation lokaler Akteure 
gestärkt werden durch: 
(1) Vereinbarung einer systematischen und transparenten Vorgehensweise, um 
„Verhaltensänderung durch Verfahren“ zu erreichen 
(2) Begrenzung der Handlungsräume auf überschaubare Gebiete wie Stadtteile 
oder Quartiere sowie Erweiterung der Kooperationsaufgaben auf die 
wesentlichen  sozialraumrelevanten  Herausforderungen  (baulich, 
ökonomisch, ökologisch, sozial, polizeilich, kulturell, infrastrukturell, etc.), 
um Motivation und Verantwortungsübernahme durch unmittelbare 
Betroffenheit und vorstellbare/konkrete  Handlungsoptionen und tatsächliche 






III. Der Leitfaden zur systemischen Gewaltprävention der 
Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) 
 
„…Der Leitfaden führt in ein systemisches Vorgehen zur 
Jugendgewaltprävention ein. Er soll damit eine Hilfestellung für all diejenigen 
sein, die sich mit der Prävention von Jugendgewalt beschäftigen. Als 
übergeordnetes Ziel von Maßnahmen zur systemischen Jugendgewaltprävention 
stehen Verhaltensänderungen bei den Jugendlichen selbst. Diese werden erreicht 
durch den direkten oder indirekten Einfluss von Akteuren, die junge Menschen 
in ihrer Entwicklung positiv und negativ beeinflussen können. Auf dem Weg 
dorthin basiert der Leitfaden auf drei Prämissen: 
●       Die  Ursachen  von  Jugendgewalt  sind  vielschichtig  und  komplex.  Um 
Jugendgewalt präventiv zu begegnen, bedarf es eines systemischen 
Ansatzes, der zur Vernetzung und aktiven Zusammenarbeit relevanter 
Schlüsselakteure über sektorale Grenzen hinweg und von der nationalen 
bis zur kommunalen Ebene führt. 
● Um  das  Verhalten  der  gewalttätigen  Jugendlichen  zu  verändern  und 
Risikofaktoren, die zu gewalttätigem Verhalten führen, zu minimieren, 
müssen sich Umgebung und Umfeld der Jugendlichen ändern. Über die 
dauerhafte Verhaltensänderung von Akteuren, die direkt und indirekt 
die Lebenswelt der Jugendlichen beeinflussen, soll gewalttätiges 
Verhalten nachhaltig reduziert werden. 
●       Die Prävention von Jugendgewalt ist nur dann erfolgreich und nachhaltig, 
wenn  sie  auf  die  Bedürfnisse  der  Jugendlichen  und  die 
kontextspezifischen Ursachen eingeht. Von daher steht während des 
gesamten Planungsprozesses der Jugendliche im Mittelpunkt. Auch dann, 
wenn die zu planende Präventionsmaßnahme auf nationaler Ebene ansetzt 
und strukturelle, institutionelle Veränderungen hervorgerufen werden 
sollen. 
Um die komplexe Realität für den Planungsprozess von Präventionsmaßnahmen 
greifbar zu machen, wurde die Darstellung in einem Würfel entwickelt. Als 
Visualisierung für den Prozess können seine drei Achsen genutzt werden, um 
die  drei  für  den  Planungsprozess  zentralen  Dimensionen  aufzutragen:  Die 
Ebenen, die Sektoren und die Problemfelder. In diesen werden dann die Akteure 
verortet. So entsteht nach und nach ein Überblick darüber, in welchem Rahmen 
welcher Akteur einen Beitrag zur Bekämpfung von Jugendgewalt leisten kann 
und in welchem Umfeld sich die Akteure bewegen. Durch das Würfelmodell 
und die im Leitfaden empfohlenen Analyse- und Planungsschritte entwickelt 
sich ein breites Verständnis für das Problem und die Akteure. Dies bildet die 
Grundlage für die Planung der Verhaltensänderung. 
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Das prozessorientierte Vorgehen führt in unterschiedlichen Schritten von der 
Problemanalyse zu einer systemisch angelegten konkreten Planung einer 
Präventionsmaßnahme. Der Leitfaden ist in Form eines Workshopkonzepts 
aufgebaut und ermöglicht dadurch eine direkte und anwenderfreundliche 
Nutzung. 
Zielgruppe  sind  Personen,  die  mit  der  Planung  und  Durchführung  von 
Maßnahmen der Jugendgewaltprävention befasst sind bzw. Interesse an der 
zukünftigen Bearbeitung dieser Thematik haben. 
Im  zweiten  Teil  des  Leitfadens  stehen  die  kontextspezifische  Analyse  von 
Ursachen, Umfang und Auswirkungen der Jugendgewalt sowie die Planung von 
maßgeschneiderten Präventionsmaßnahmen im Vordergrund. 
Dabei wird zunächst die Durchführung einer Situationsanalyse angeleitet, die 
Aufschluss  über  die  spezifischen  Rahmenbedingungen,  Gewaltursachen  und 
Risikofaktoren in dem jeweiligen Kontext gibt. Darauf aufbauend erfolgen in 
Form eines Workshops weitere Analysen – die der Akteure, der Sektoren und 
der Ebenen – die nach dem Abgleich mit den jeweiligen Rahmenbedingungen 
der Maßnahmen zur Identifizierung strategischer Ansatzpunkte zur Prävention 







Darauf folgt eine prozessorientierte Planungshilfe für Präventionsmaßnahmen. 
In dem Workshopkonzept werden auf Grundlage der Analyseergebnisse Partner 
ermittelt, notwendige Verhaltensänderungen der Partner und Jugendlichen als 
Ziel der Maßnahme festgelegt und konkrete Aktivitäten für die Maßnahme 
erarbeitet. 
Der Leitfaden ist auf die Inklusion unterschiedlicher Akteure im jeweiligen 
Kontext relevanter Sektoren ausgerichtet und auf mehreren Ebenen anwendbar. 
Durch eine konsequente Anwendung des Leitfadens entwickelt sich so ein 
systemischer Ansatz der Jugendgewaltprävention. 
Der für die internationale Entwicklungszusammenarbeit erstellte Leitfaden ist 
sowohl in seinem systemischen Ansatz als auch in seiner analytischen 
Vorgehensweise    ein    idealer    Impuls    für    die    deutsche    inländische 
Präventionsarbeit und insbesondere allen kommunalen Akteuren zu empfehlen. 
Er         kann         über         folgenden         Link         abgerufen         werden: 
http://www.gtz.de/de/themen/uebergreifende-themen/jugend/31724.htm .“ 
(Auszugsweise  aus  „Kahl,  Wolfgang:  Systemische  Jugendgewaltprävention  –  Ein  Leitfaden  zur 
Planung und Umsetzung von  Maßnahmen  der Jugendgewaltprävention in Rahmen  der  deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit, in forum kriminalprävention 1/2011) 
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IV. Integrierte Sozialraumentwicklung – Quartiersmanagement 
 
„…Seit  Beginn  der  90er  Jahre  werden  in  verschiedenen  Fachdisziplinen 
Diskussionen  um integrierte Stadtentwicklungsansätze  geführt, die  eine 
Abkopplung  marginalisierter Quartiere von gesamtstädtischen Entwicklungen 
zum Ziel haben. Als Instrumente solcher Entwicklungsstrategien gelten etwa die 
Bündelung  von  Ressourcen,  die  Verzahnung  von  Politikfeldern  und  damit 
verbunden der  Abbau  von Ressortegoismen, der    Aufbau  neuer 
Kommunikations-,  Kooperations- und Organisationsstrukturen sowie eine 
verstärkte  Ausnutzung  zivilgesellschaftlicher  Potentiale  durch  die  Initiierung 
von „Empowermentprozessen“. Unter den Begriff des „Quartiermanagements“ 
werden diese verschiedenen  Handlungsansätze insbesondere im Rahmen  des 
Bund-Länder-Programms „Soziale  Stadt“ subsummiert.  Strukturelle  und 
organisatorische  Erfordernisse  sind  mit  der  idealtypischen  Implementierung 
eines solchen räumlich fokussierten Stadtteilentwicklungsansatzes verbunden. 
Danach gilt es die Ebene der Verwaltung bzw. des politisch-administrativen 
Systems, eine intermediäre Ebene von Akteuren – deren primären Ziele die 
Vermittlung und Vernetzung sind  – sowie die Ebene des Wohnquartiers zu 
berücksichtigen. In allen  drei Bereichen müssen   jeweils  notwendige 
Voraussetzungen für den Ansatz des Quartiermanagements geschaffen werden, 
wobei insbesondere die  voneinander  abweichenden  Eigenlogiken dieser 
Akteursebenen zu berücksichtigen sind. 
Auf der Verwaltungsebene besteht eine wesentliche Herausforderung darin, 
entgegen des tradierten Organisationsaufbaus – bestimmt vor allem durch Ämter 
und Dezernate – eine ressortübergreifende sozialräumliche Perspektive zu 
etablieren. Dies kann etwa über Lenkungs-, Koordinations- und 
ämterübergreifende       Arbeitsgruppen       oder       permanent       eingerichtete 
Koordinierungsstellen geschehen. Eine zentrale Funktion können dabei 
Gebietsbeauftragte einnehmen, die sich mit den organisatorischen wie auch 
informellen Strukturen der verschiedenen Ressorts auskennen, in den 
verschiedenen Ämtern über Kontakte und Ansprechpartner verfügen und mit 
kommunalen Programmen vertraut sind. Innerhalb der Verwaltung obliegt es 
ihnen ressortspezifische Informationen einzelner Ämter mit räumlichem Fokus 
zu bündeln. Aus Sicht der intermediären Akteursebene stellen sie den zentralen 
Zugang  zur  Verwaltung  dar  und  vermitteln  zwischen  den  Handlungs-  und 










































Akteure der intermediären Ebene sind funktional zwischen der Verwaltung und 
dem Wohnquartier angesiedelt und haben u.a. die zentrale Aufgabe, die beiden 
Ebenen Verwaltung und Quartier in Verbindung miteinander bringen und 
aufeinander abstimmen. Dazu verfügen sie idealerweise über Kenntnisse der 
verschiedenen Handlungslogiken und moderieren zwischen top-down und 
bottom-up gerichteten Interessen. Mit dieser Aufgabe können beispielsweise 
Planungsbüros, Wohlfahrtsverbände oder Hochschuleinrichtungen betraut sein. 
Ihnen obliegt es auch, komplexere Themen wie Bildung, Beschäftigung, 
Sauberkeit, Sicherheit und Kriminalität aufzugreifen, längerfristig zu verfolgen 
und ggf. in Projektmaßnahmen zu überführen.   Auf die Verwaltungsebene 
gerichtet gilt es entsprechende Handlungsbedarfe der Kommune zu artikulieren, 
beispielsweise im Hinblick auf den Bereich der Ausbildungsförderung, die 
Ausstattung mit Jugendhilfeeinrichtungen oder die Notwendigkeit bzw. 
Optimierung kriminalpräventiver Strategien. 
Zentrale Bezugs- und Handlungsebene für den Ansatz des Quartiermanagement 
ist schließlich das Wohnquartier selbst, das sich etwa aufgrund seiner baulichen 
Struktur, seiner Lage innerhalb der Kommune und seiner Bevölkerung von 
benachbarten Quartieren abgrenzen lässt. Trotz äußerlich vorhandener 
Charakteristika die eine räumliche Zuordnung erlauben, sind Quartiere vielfach 
durch heterogene Bewohnergruppen gekennzeichnet, die verschiedene oder gar 
konträre  Partikularinteressen  verfolgen.  Im  unmittelbaren  Kontakt  zu  den 
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Bewohnen fallen Akteuren auf der Quartierebene etwa die folgenden Aufgaben 
zu: 
 (Heterogene) Interessen der Bewohner organisieren, 
 lebensweltbezogene  Beteiligungsverfahren  für  die  Bürger  zu  initiieren 
und durchzuführen, 
 Akteure vernetzen, 
 Ressourcen für und mit den Bewohnern erschließen, 
 Aktivitäten, Projekte und Ideen begleiten und initiieren, 
 Aktivitäts-  und  Mobilisierungsbereitschaft  der  Bewohner  wahrnehmen 
und daran anknüpfen, 
 Kontakt- und Kommunikationsorte formeller und informeller Art 
initiieren und lebendig halten, 
 Stadtteil- oder Bürgerbüros leiten, 
 und handlungsfeldunspezifische Tätigkeiten wahrnehmen wie 
Haustürgespräche, Präsenz im Quartier, Kontaktaufnahme zu Bewohnern 
und Akteuren im Quartier. 
Eine erste Handlungsebene umfasst Integrationsmaßnahmen in Form 
sozialpädagogischer   Präventionsansätze   deren   Ziel   die   Integration   und 
Aktivierung gefährdeter Kinder, Jugendlicher und Familien ist. 
Auf der zweiten Ebene stehen unter dem Stichwort des Sozialmanagements die 
Belebung  und  Förderung  nachbarschaftlicher  Beziehungen  sowie  die 
Aktivierung bürgerschaftlichen Engagements im Vordergrund. In präventiver 
Hinsicht wird mit einer Vitalisierung der nachbarschaftlichen Beziehungen 
insbesondere die Erwartung einer verbesserten informellen sozialen Kontrolle 
verbunden. 
Die intermediäre Kooperation verschiedener Handlungsträger wie der Polizei, 
Fachkräften der Verwaltung und freien Trägern im Wohnquartier sollen auf 
einer dritten Ebene ein präventiv wirkendes Milieu fördern. 
Maßnahmen der städtebaulichen Gestaltung schließlich sollen die vorgenannten 
Ansätze flankieren. Dazu gilt es die bebaute Umwelt so zu gestalten, dass 
menschliches Verhalten positiv beeinflusst und kritische Verhaltensweisen oder 
Ereignisse verhindert werden. Mittels städtebaulicher, architektonischer und 
freiraumarchitektonischer Planungen sollen die moderate Belebung des 
Wohnumfeldes, die Aufenthaltsqualität im (halb-)öffentlichen Raum sowie die 
informelle soziale Kontrolle gefördert werden. 
Das Konzept schlägt damit eine Brücke zwischen dem Handlungsrepertoire der 
sekundären Kriminalprävention und sozialpolitischen Handlungsansätzen. Eine 
Verzahnung bzw. partielle Integration des Konzepts der kommunalen 
Kriminalprävention mit den Ansätzen des Quartiermanagement birgt potentielle 
Vorteile in verschiedenerlei Hinsicht: 
 Durch die Vermeidung von Parallelstrukturen werden personelle 
Ressourcen geschont. Mitarbeiter der intermediären Zwischenebene 






und  diese  den  kriminalpräventiven  Gremien  auf  gesamtkommunaler 
Ebene zuleiten. Zugleich verfügen diese Akteure ebenso wie etwa 
Gebietsbeauftragte in der Verwaltung über Kenntnisse des Quartiers, die 
sowohl die Entwicklung spezifischerer und adäquaterer 
Problemlösungsansätze ermöglichen als auch deren Akzeptanz bei den 
Bewohnern und Akteuren im Wohnquartier befördern. 
 Einen  wesentlichen,  wenn  nicht  konstituierenden  Bestandteil  beider 
Konzepte stellt die Einbindung der Bevölkerung in die Entwicklung und 
Umsetzung von Problemlösungsansätzen sowie die Förderung 
bürgerschaftlichen Engagements dar…“ 
(Auszugsweise   aus   Deutsches   Forum   für   Kriminalprävention:   Leitfaden  Kommunales 




Zur empirischen Erprobung und Evaluation der Ansätze zur Verbesserung von 
Gelingensbedingungen  für  die  Kooperation  der  kommunalen  Akteure  etwa 
durch Verfahrensbindung oder Sozialraumorientierung liegen bislang kaum 
Ergebnisse vor. Die vorgestellten Überlegungen sind denkbare Ansätze, um 
häufig bestehende Kooperationsblockaden auf kommunaler Ebene abzubauen. 
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Dynamische Arrangements städtischer Sicherheits-
kultur – Akteure und Sicherheitsbilder in der urba-
nen Sicherheitsproduktion 
Jan Abt 
Zur Lebensqualität einer Stadt gehört das Gefühl, sicher in ihr leben zu können. 
Jeder, der abends durch dunkle Parks oder an leer stehenden Gebäuden vorbei-
gehen muss, kennt aber dieses beklemmende Gefühl, das mit manchen Orten 
verbunden ist. 
Plätze werden gemieden und so mancher Umweg gegangen. Aber eigentlich 
möchten sich Menschen nicht in ihrer Bewegungsfreiheit einschränken lassen. 
Kein Wunder also, dass Sicherheit immer wieder von Bürgerinnen und Bürgern 
eingefordert wird. Die Politik reagiert darauf und schreibt die Auseinanderset-
zung mit dieser Thematik seit geraumer Zeit vermehrt auf die Agenda. Auch die 
Medien greifen mit Blick auf ihre Auflage dieses Thema dankbar auf. Für eine 
populistische Schlagzeile taugt es allemal. 
Bei den Bemühungen um „Sicherheit und Ordnung“ im öffentlichen Raum wird 
deutlich, dass Sicherheit für die Bewohnerinnen und Bewohner einer Stadt nicht 
einfach besteht, sondern tagtäglich neu „erarbeitet“ werden muss. Sicherheit ist 
das Ergebnis einer Fülle von Handlungen durch eine Vielzahl städtischer Akteu-
re. 
 
Kooperative Sicherheitsproduktion ist ein Ideal 
Dabei geht es nicht nur mehr um die „klassischen“ Sicherheitsakteure: Die städ-
tische Sicherheitsproduktion verteilt sich auf eine Vielzahl öffentlicher und pri-
vater Akteure. Diese Differenzierung der Sicherheitsakteure ist im letzten Jahr-
zehnt stärker geworden: Vormals rein staatlich erfüllte Sicherheitsaufgaben 
wurden zum Teil auf private Akteure übertragen. Funktionen, die lange Zeit von 
öffentlichen Räumen erfüllt wurden, sind mancherorts – ohne ihre öffentliche 
Bedeutung zu verlieren – auf private Räume übergegangen. In Kommunen wird 
privatwirtschaftliches Engagement in der Stadtentwicklung stärker gefordert, 
aber mit finanziellen Mitteln werden auch die sicherheitspolitischen Ansprüche 
und Mitwirkung dieser neuen Partner transportiert. Der öffentliche Raum der 
Kommunen hat sich damit in einer qualitativ neuen Art und Weise für private 
und damit auch privatwirtschaftliche Ordnungs- und Sicherheitsinitiativen ge-
öffnet, die das Akteursfeld der Sicherheitsproduzenten geweitet haben. 
Aber auch bisher wenig mit Sicherheit in Verbindung gebrachte kommunale 
Stellen, wie Planungs- und Jugendämter, werden inzwischen ganz bewusst in 
Herstellungsstrategien von städtischer Sicherheit einbezogen. So kommt der 
Deutsche Städte- und Gemeindebund zu dem Schluss, Kriminalität und Unsi-




werden, wenn möglichst viele Akteure in die Aufgabe der Sicherheitsgewähr-
leistung eingebunden würden (vgl. Deutscher Städte- und Gemeindebund 2003: 
7). Diese weit verbreitete Einschätzung und deren Umsetzung in eine Praxis ko-
operativer Sicherheitsproduktion bedürfen der Kommunikation, Vernetzung und 
Koordination relevanter Akteure – nicht zuletzt auch deren Aktivierung.  
Die dabei gezielt durchgeführten Formen kooperativer Sicherheitspolitik – in 
Form von lokalen kriminalpräventiven Gremien, heißen sie Sicherheitskonfe-
renzen, Präventionsräte oder Runde Tische – wurden inzwischen in verschiede-
nen Studien untersucht (z.B. Kant/Pütter/Hohmeyer 2000, 
Brand/Fuhrmann/Walter 2003, Schreiber 2007, Frevel 2007), auch wenn hier 
noch weitergehende Untersuchungen zu ihren Netzwerken und Kooperations-
formen ausstehen. Mehr als  900 örtliche Gremien und Netzwerke zur Kriminal-
prävention sind inzwischen in Deutschland bekannt (vgl. Schreiber 2007, 22) – 
eine Zahl, die eher steigt als sinkt.  
Kernziel dieser Gremien ist das gemeinsame Vorgehen in Sicherheitsfragen. Si-
cherheitsproduktion in Kooperation ist hier ein Ideal  – der Regelfall ist sie 
nicht. Sie geht nämlich davon aus, dass die handelnden Akteure sich der Sicher-
heitsrelevanz ihres Handelns bewusst sind oder zumindest darauf aufmerksam 
gemacht werden und die Rolle als Sicherheitsakteur akzeptieren. 
 
Akteure der städtischen Sicherheitsproduktion sind vielfältig 
Hier setzt das BMBF-geförderte Forschungsprojekt „DynASS – Dynamische 
Arrangements städtischer Sicherheitskultur“ an: Das zentrale Erkenntnisinteres-
se ist, wie städtische Sicherheit akteursübergreifend hergestellt werden kann, 
wenn man von der Realität in vielen Kommunen ausgeht, bei der Sicherheit 
nicht zwingend kooperativ hergestellt wird,sondern in einem Alltagshandeln, 
das bei vielen Akteuren gerade nicht unter Sicherheitsgesichtspunkten betrachtet 
wird. Dabei geht es um Sicherheitsproduktion im weiten Sinne – nicht nur im 
engeren Sinn des direkten Schutzes vor Kriminalität, der Wahrung von Ordnung 
und Sauberkeit, sondern auch in einem rahmengebenden städtebaulichen, sozia-
len und kommunikativen Verständnis.  
In einem solchen Verständnis spannt sich zwangsläufig ein breites Akteursfeld 
auf: Ämter, Vereine, Polizei, Unternehmen, Medien, Verbände – eine Vielzahl 
von Einzelakteuren. In der heterogenen Landschaft und der Breite des Feldes 
zeigen jedoch einige Akteure Nähen: Ihre Motivationen, Handlungslogiken und 
Zielrichtungen ähneln sich. Ihnen ist jeweils eine typische Wirkweise auf die 
Sicherheitslage eigen, durch die sie im Rahmen der städtischen Sicherheitspro-
duktion eine bestimmte Funktion wahrnehmen und dabei häufig ähnliche In-
strumente und Ansätze verwenden. Sie lassen sich als charakteristische Akteurs-
typen städtischer Sicherheitsproduktion verstehen. Diese Einordnung hilft, bei 
einer Analyse komplexer lokaler Akteursnetzwerke das Feld zu ordnen und zu 
verstehen. 
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Akteurstypen städtischer Sicherheitsproduktion können grundlegend zwei Sphä-
ren zugeordnet werden: unmittelbaren und mittelbaren Sicherheitsakteuren. Aus 
der Sphäre der unmittelbaren Sicherheitsakteure erwachsen direkte Wirkungen 
auf die Sicherheitslage und deren Wahrnehmung vor Ort. Akteure dieser Sphäre 
handeln präventiv, repressiv oder direkt informativ und lassen sich fünf Typen 
zuordnen: 
Typ A: Sozialorientierte und Fürsorgende 
Die Akteure des Typus „Sozialorientierte und Fürsorgende“ haben ihren Tätig-
keitsschwerpunkt in der sozialen Arbeit. Sozialorientierte und Fürsorgende ar-
beiten präventiv auf der Einzelfallebene, mit Gruppen, aber auch in der Ge-
meinwesenarbeit zur Verbesserung sozialräumlicher Strukturen. Im Rahmen 
dieser Tätigkeiten stellt Sicherheit meist nicht den Ausgangspunkt oder die pri-
märe Zielstellung dar, sondern ist ein Nebenprodukt verbesserter sozialer Situa-
tionen.  
Typ B: Baulich-gestalterisch Planende und Umsetzende 
„Baulich-gestalterisch Planende und Umsetzende“ nehmen direkt Einfluss auf 
die objektive und subjektive Sicherheit vor Ort. Sie wirken durch die Gestaltung 
des baulichen Umfeldes in der Regel präventiv auf die lokale Sicherheitslage, 
indem sie beispielsweise Tatgelegenheiten schaffen oder vermeiden sowie durch 
Raumsituationen das Sicherheitsempfinden prägen. Ihre Sicherheitswirkung ist 
ihnen häufig nicht bewusst. 
Typ C: Kriminalitätsorientierte Aufklärende und Strafverfolgende 
  Der Akteurstyp der „kriminalitätsorientierten Aufklärenden & Strafverfolgen-
den“ subsumiert Akteure, die sich primär um die Verfolgung und Bekämpfung 
von Kriminalität kümmern. Da Strafverfolgung und -aufklärung rechtlich bei 
staatlichen Institutionen angesiedelt sind, ist die Akteurspalette hier eher schmal. 
Relevant sind vor allem Bereiche von Polizei, Justiz und kommunalen Ord-
nungsdiensten. Wenn kriminalitätsorientierte Aufklärende und Strafverfolgende 
auch vorrangig reaktiv-repressiv vorgehen, so können ihre Handlungen doch 
auch präventive Wirkungen entfalten. Sie haben ein starkes Bewusstsein über 
ihre eigene Rolle in der Sicherheitsproduktion und werden auch von anderen 
Akteuren als die zentralen (wenn auch mit „klassischen“ Mitteln agierenden) 
Sicherheitsakteure verstanden.  
Typ D: Ordnungs- und Sauberkeitsorientierte 
Ordnung und Sauberkeit zählen nicht zuletzt wegen der Broken Windows-
Theory zum kriminalpräventiven Tätigkeitsbereich. Sie sind zentrale Elemente 
der öffentlichen Ordnung und ihnen wird eine unmittelbare Wirkung auf die 
Wahrnehmbarkeit der Sicherheitslage zugeschrieben. Der Typus „Ordnungs- 
und Sauberkeitsorientierte“ umfasst Akteure, die durch unterschiedliche verwal-
tungstechnische Verfahren, wie etwa die Vergabe von Veranstaltungsgenehmi-
gungen und Waffenbesitzscheinen oder durch Präsenz und Maßnahmen vor Ort 
für öffentliche Ordnung und Sauberkeit sorgen. Die Handlungsmotivationen 




Typ E: Kommunikatoren und Meinungsbildende 
„Kommunikatoren und Meinungsbildende“ sind Sicherheitsakteure, deren 
Handlungen einen direkten Einfluss auf das subjektive Sicherheitsempfinden der 
Bevölkerung entfalten können. Sie handeln durch Berichterstattung über sicher-
heitsrelevante Themen, seien es Vorfälle, Situationen oder Lösungen, beeinflus-
sen damit die Sicherheitswahrnehmung der Bevölkerung und tragen zur Mei-
nungsbildung über Sicherheitsfragen bei. Diese Wirkung entsteht dabei häufig 
als Nebeneffekt. Gerade für journalistische Akteure ist Sicherheit nur ein Thema 
unter vielen – ein explizites Ziel, auf die Sicherheitslage einzuwirken, kann 
nicht immer angenommen werden. 
Die Sphäre der mittelbaren Sicherheitsakteure beeinflusst die Sicherheitslage 
indirekt. Ihre Funktion ergibt sich aus der Wirkung auf die unmittelbar handeln-
den Akteure und die Allgemeinheit, indem sie Handlungsrahmen definieren, 
handlungsrelevante Informationen zur Verfügung stellen oder Tätigkeiten koor-
dinieren. 
Typ F: Rahmengebende und Entscheidende 
Dieser Typus beinhaltet Akteure, die Handlungsräume der Sicherheitsprodukti-
on eröffnen oder verengen. Diese Akteure definieren den Rahmen, in dem si-
cherheitsrelevantes Handeln anderer Akteure möglich wird. Typische Akteure 
sind die Legislative, die Verwaltungsspitzen, aber auch die Entscheidungsebene 
in Wohnungs- oder Verkehrsunternehmen. Sie setzen grundsätzliche Schwer-
punkte, Mittel und Ziele fest, an denen sich nachgeordnete Akteure orientieren. 
Die Handlungen dieses Typus sind nicht grundsätzlich sicherheitsorientiert, 
auch wenn sie auf verschiedenen Ebenen entsprechende Auswirkungen entfalten 
können.  
Typ G: Vernetzende und Koordinierende 
 Der Typus „Vernetzende und Koordinierende“ umfasst Akteure, deren Haupt-
aufgabe darin besteht, andere Akteure zusammenzuführen und in Austausch zu 
bringen sowie diesen Austausch weiter zu verstetigen. Vernetzende und Koordi-
nierende können sowohl als Einzelpersonen vorkommen, als auch in Form ko-
operativer Zusammenschlüsse, die als Kommunikationsplattformen dienen. 
Während einige Akteure des Typenfeldes ein relativ weites Feld sozialer Prob-
leme abzudecken versuchen, unter denen Sicherheit – wenn überhaupt – ledig-
lich eines darstellt, zielen andere ausschließlich auf die Bekämpfung von Krimi-
nalität bzw. die Steigerung von Sicherheit. Dabei stellen die Vernetzungstätig-
keiten der Akteure des hier beschriebenen Typs präventive Maßnahmen dar: Sie 
verbinden Akteure, um die zukünftige Sicherheitslage in Städten oder Quartie-
ren zu verbessern und dienen als Knotenpunkte, mittels derer Maßnahmen koor-
diniert und vorbereitet werden. 
Typ H: Beratende und Informationsgebende 
 „Beratende und Informationsgebende“ stellen anderen Akteuren Erkenntnisse 
und Know-How zur Verfügung, ohne dabei selbst Handlungen vorzunehmen, 
die die Sicherheitslage vor Ort direkt verändern. Ihre Funktion im Rahmen der 
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städtischen Sicherheitsproduktion ist eine vorbereitende, impulsgebende und 
qualifizierende. Ihre Wirkweise auf die Sicherheitslage ist indirekt, sofern sie 
Einfluss auf die Instrumente anderer Sicherheitsakteure nehmen. Sie besitzen 
jedoch nur wenig Einfluss auf die Berücksichtigung ihrer Inhalte in darauf fol-
genden Handlungen der Sicherheitsproduktion. Ihr eigener Entscheidungsspiel-
raum, bezogen auf die Veränderung der Sicherheitslage, ist daher gering. 
Viele dieser Akteure realisieren nicht oder nur teilweise, welche Sicherheitsrele-
vanz ihre eigenen Handlungen haben, die je nach Sphäre mittelbare oder unmit-
telbare Wirkungen entfalten. Jenseits dieser beiden Sphären lassen sich jedoch 
noch weitere Akteure verorten, die sich meist nicht nur ihrer eigenen Sicher-
heitsrelevanz nicht gewahr sind, sondern darüber hinaus sich nicht bewusst sind, 
überhaupt eine aktive Rolle in der Prägung des öffentlichen Raums zu spielen: 
Typ G: Unbewusst und alltäglich Handelnde 
„Unbewusst und alltäglich Handelnde“ sind diejenigen Akteure, die durch ihren 
täglichen Gebrauch, die Nutzung bzw. Vermeidung in der Regel unbewusst Ein-
fluss auf die Sicherheitslage nehmen. Durch ihre Anwesenheit, ihre soziale In-
teraktion und den durch sie hinterlassenen Nutzungsspuren verändern sie den 
Raum. Es sind die Fahrgäste, Passanten und Besucher in ihren alltäglichen Akti-
vitäten, die in ihrer unbewussten Sicherheitswirkung Regeln definieren, Sankti-
onen ausüben und Gefühle von Sicherheit und Unsicherheit prägen. 
 
Diese neun Akteurstypen stellen ein Ordnungsraster bereit – sie beschreiben 
einzelne Akteure nicht umfassend. Es gibt Akteure, die eine sehr breite und dif-
ferenzierte Aufgabenpalette erfüllen und mit ihren sehr unterschiedlichen inter-
nen Arbeits- und Aufgabenbereichen auch unterschiedliche Wirkungsweisen auf 
die Sicherheitslage entfalten. Diese Akteure müssen somit in mehreren Akteurs-
typen gleichzeitig verortet werden. Dies soll auch dazu dienen, den Betrach-
tungswinkel auf verschiedene Akteure und ihre Funktionen offenzuhalten – Ak-
teure sind häufig nicht nur eindimensional tätig, eine solche Sichtweise verein-
facht die Komplexität: Die Polizei ist eben nicht nur Strafverfolger, sondern 
gleichzeitig Berater oder in ihren Fußstreifen ordnungsorientiert.  
Neben einer analytischen Ordnung des Akteursfeldes bieten die Typen auch 
ganz charakteristische Ansatzpunkte für die Weiterentwicklung städtischer Si-
cherheitspolitik. Sie bilden häufig eigenständige Netzwerke sowie typische Zu-
gänge und sind damit in jeweils eigener Weise für Veränderungen adressierbar.  
 
Parallele Sicherheitsproduktion und die  Produktionskette lokaler Sicherheit 
Die entscheidende Wirkung auf die Sicherheitslage oder das Sicherheitsgefühl 
der Bewohnerinnen und Bewohner entsteht durch diese Akteure und ihre Aktivi-
täten letztlich konkret vor Ort. Die Wirkung der baulichen Situation, lokale 
Normen, die formelle und informelle Kontrolle sowie technische Instrumente 
können in ihren Kombinationen und Konsequenzen versichernd oder verunsi-




und erst die Gesamtheit aller Tätigkeiten produziert den menschenleeren Angst-
raum oder den belebten Platz.  
Das Zusammentreffen von handelnden Akteuren in einem Raum und die ge-
meinsame Wirkung ihrer Handlungen für die Sicherheitslage werden in der For-
schung bisher nur wenig betrachtet. Dieses Zusammentreffen der Akteure kann 
direkt sein, aber auch indirekt durch die Wirkungen ihrer Tätigkeiten vermittelt 
werden, also zeitlich vor- oder nachgelagert wie beispielsweise über einen von 
Planern neu gestalteten öffentlichen Platz, der zukünftig neue Strategien der 
Ordnungsamtes notwendig macht. Es muss davon ausgegangen werden, dass 
sich an einem Ort nicht nur gleichgerichtete, sondern auch gegenläufige Wir-
kungen von Handlungen zeigen, die den Herstellungsprozess von Sicherheit er-
schweren können, aber eventuell vermeidbar sind. 
Vermeidbar sind sie deshalb, weil die Sicherheitswirkung ihrer Handlungen vie-
len Akteuren nicht oder nur teilweise bewusst ist: Das Tiefbauamt reißt die Stra-
ße deshalb auf, weil die darunter liegenden Rohre sanierungsbedürftig sind, das 
Grünflächenamt fällt den Baum wegen Borkenkäfern, die Einzelhändler veran-
stalten ein Straßenfest, um neue Kunden anzuziehen. Und doch haben diese 
Maßnahmen je nach lokaler Ausgangslage eine Wirkung auf die Sicherheit vor 
Ort und gehören zum Produktionsprozess von Sicherheit. 
Ziel des Projektes DynASS ist es, diesen „Produktionsprozess von Sicherheit“ in 
der Stadt nachzuzeichnen und weiterzuentwickeln. Dieser ist komplex und lokal 
spezifisch, dennoch zeigt er sich mit Blick auf die Akteure  als Kette typischer 
Elemente: Er geht von der unterschiedlichen Wahrnehmung von Sicherheit  
durch verschiedene Akteure und deren räumlichen Vorstellungen über die Si-
cherheitslage aus. Er wird bestimmt durch die lokal unterschiedlichen Bezie-
hungen zwischen den Akteuren und die daraus entstehenden Handlungen. 
Schließlich zeigt er sich in Form von gezielten Maßnahmen, wie dem Umbau 
eines Bahnhofsbereichs oder einer verstärkten Streifenpräsenz. Das Projekt Dy-
nASS setzt im Schwerpunkt an einem bisher wenig behandelten Element dieser 
Kette an, das zentrale Bedeutung für das Wirken der Akteure entfaltet: bei den 
räumlichen Vorstellungen der Akteure über die Sicherheitslage – den Sicher-
heitsbildern. 
 
Sicherheitsbilder als Ansatzpunkt kooperativer Sicherheitsproduktion 
„Sicherheitsbilder“ sind  räumlich orientierte Vorstellungen von Sicherheitsge-
fährdungen. Es sind gedankliche Konstrukte der Akteure, die sich aus subjekti-
ven und objektiven Wahrnehmungen und Erkenntnissen zusammensetzen.  So 
entstehen „Bilder“, die sich die Akteure ebenso von der Sicherheitslage an sich 
machen, als auch von deren Wahrnehmung durch die Bevölkerung einer Stadt.   
In das Sicherheitsbild jedes Akteurs fließen Informationen aus unterschiedlichen 
Quellen ein – aus polizeilichen Daten oder wissenschaftlichen Studien, aber 
auch aus Medienberichten und dem eigenen Erfahrungswissen. Dieses Bild ist 
die Grundlage tätig zu werden – oder eben auch nicht, denn unterschiedliche 
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Informationsgrundlagen und Bewertungen führen dazu, dass diese Sicherheits-
bilder von Akteur zu Akteur verschieden sind. Ansatzpunkt ist, dass bereits dann 
ein Stolperstein in der Zusammenarbeit von Akteuren besteht, wenn diese Bilder 
zu weit auseinanderfallen. Auch können diese Bilder eine Eigendynamik entwi-
ckeln bzw. sich über die Zeit als stabil beweisen, obwohl sich die Realitäten än-
dern.  
Im wissenschaftlichen Diskurs besteht ein weitgehender Konsens über die Be-
deutung von Sicherheitsbildern für die Entwicklung tatsächlicher und empfun-
dener Sicherheit. Entsprechend ist deren Bedeutung für das Handeln kommuna-
ler Akteure unbestritten: Eine methodisch fundierte und differenzierte Beschrei-
bung der Sicherheitslage gilt als wichtige Voraussetzung für zielgerichtete und 
effiziente Arbeit, die sich gleichermaßen an den gesetzlichen Vorgaben wie an 
den Bedürfnissen der Bürger orientiert. Die Sichtung des Forschungsstandes 
zeigt hingegen, dass es an fundierten Erkenntnissen zur Entstehung und Dyna-
mik von Sicherheitsbildern mangelt. Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass Si-
cherheitsbilder für politische, polizeiliche und raumwirksame Praktiken maß-
geblich sind, deren Herkunft und Entwicklung jedoch bisher keiner systemati-
schen wissenschaftlichen Untersuchung unterzogen worden sind.  
Erste Erkenntnisse aus dem Projekt DynASS zu Sicherheitsbildern zeichnen 
hierzu eine differenzierte Sicht: Sicherheitsbilder sind institutionell nicht ein-
heitlich. Sie unterscheiden sich trotz gleicher Institutionenphilosophie zwischen 
Abteilungen (siehe Akteurstypologie) aber auch nach Hierarchieebene und Ent-
fernung zum Gegenstand. Sicherheitsbilder sind aber auch bezogen auf die ein-
zelne Person mitunter ambivalent und es können in einer Person parallele, wo-
möglich widersprüchliche, Bilder aus Sicht des professionellen Verständnisses 
und des persönlichen Empfindens existieren. Als Informationsgrundlagen von 
Sicherheitsbildern haben Erfahrungswissen, direkte Rückmeldungen und Bewer-
tungen anderer Akteure grundsätzlich eine ausgesprochen hohe Bedeutung. 
 
Ein neues Bewusstsein für Sicherheitskultur  
Lokale Sicherheitsproduktion ist ein komplexes Wirkungsgeflecht. Das Projekt 
DynASS sucht den Ansatz zur Entflechtung hierbei über den konkreten Raum in 
dem Sicherheit entsteht und wirkt (Welche Akteurskonstellationen städtischer 
Sicherheit lassen sich in einem definierten Raum typischerweise finden und wie 
gestaltet sich die Zusammenarbeit?) und betrachtet hierbei insbesondere die 
räumlich bezogene Motivation der Akteure (Wie entstehen die Sicherheitsbilder 
der verschiedenen städtischen Akteure, wie verändern sie sich und wie sind sie 
handlungsleitend?). 
Ziel des Projektes ist es, einen Beitrag zu einer integrierten städtischen Sicher-
heitspolitik zu leisten. Es kann dabei aber weniger darum gehen, weitere, noch 
neuere Strategien und Instrumente zu entwickeln, sondern Akteure bezüglich 
ihrer Rolle in der städtischen Sicherheitsproduktion zu sensibilisieren und Kri-




ken von Faktoren – im alltäglichen Fachhandeln zu verankern. Adressat der Pro-
jektergebnisse sind vor allem die kommunalen Sicherheitsakteure, die u.a. über 
Workshops und Fortbildungen von den Forschungsergebnissen profitieren wer-
den. Eine hierbei beabsichtigte Reflexion des eigenen Sicherheitshandelns führt 
dazu, die Rationalität bei der Sicherheitsproduktion auf lokaler Ebene zu erhö-
hen. Letztlich trägt dieses bewusste Handeln für Sicherheit dazu bei, die Le-
bensqualität in Städten zu erhöhen und den Bewohnerinnen und Bewohnern das 




Brand, Thomas, Astrid Fuhrmann & Michael Walter (2003): Aktuelle Bestands-
aufnahme von Projekten zur Kriminalprävention. Erste Ergebnisse einer Befra-
gung der Kommunen in NRW. Düsseldorf.  
Deutscher Städte- und Gemeindebund (2003): Kommune schafft Sicherheit. 
Trends und Konzepte kommunaler Sicherheitsvorsorge. Berlin. 
Kant, Martina, Norbert Pütter & Christine Hohmeyer (2000): Kommunale Kri-
minalprävention in Deutschland. Eine quantitative Annäherung. In: Liebl, Karl-
hans & Thomas Ohlemacher (Hrsg.): Empirische Polizeiforschung. Interdiszip-
linäre Perspektiven in einem sich entwickelnden Forschungsfeld. Herbolzheim, 
S. 201-219.  
Frevel, Bernhard (2007): Kooperative Sicherheitspolitik in Mittelstädten. Ver-
gleichende Fallstudien zu den Grundlagen, der Gestaltung und den Wirkungen 
von Ordnungspartnerschaften und Kriminalpräventiven Räten. In: ders. (Hrsg.): 
Kooperative Sicherheitspolitik in Mittelstädten. Studien zu Ordnungspartner-
schaften und Kriminalpräventiven Räten. Frankfurt am Main, S. 13-212. 
Pütter, Norbert (2006): Polizei und kommunale Kriminalprävention. Formen 
und Folgen polizeilicher Präventionsarbeit in den Gemeinden. Frankfurt am 
Main. 






Handlungsfeld Polizierende Präsenz 
 
33 
Polizierende Präsenz im öffentlichen Raum:      
zum Freiwilligen Polizeidienst in Hessen und Baden-
Württemberg 
 
Nathalie Hirschmann & Hermann Groß, Forschungsprojekt „Kooperative 
Sicherheitspolitik in der Stadt“ an der Hessischen Hochschule für Polizei 
und Verwaltung     
 
Ein Handlungsfeld des Forschungsprojekts zur „Kooperativen Sicherheits-
politik in der Stadt – KoSiPol“ befasst sich mit dem Aspekt der „Polizie-
renden Präsenz“. Unter polizierender Präsenz sind das optische Erschei-
nungsbild, die Begrifflichkeiten und die damit verbundenen Selbstdarstel-
lungseffekte von Organisationen und Individuen bei der Herstellung und 
Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung im öffentlichen, halböffent-
lichen und privaten Raum zu verstehen (Groß & Hirschmann 2011: 1).  
Im Rahmen der KoSiPol-Meilensteinkonferenz vom 13. bis 14. Juli 2011 in 
Münster (Westfalen) wurde das Handlungsfeld anhand einiger erster empi-
rischer Ergebnisse zum hessischen und baden-württembergischen Freiwil-
ligen Polizeidienst (FPolD) näher vorgestellt. Dem ging eine allgemeine 
Vorstellung des Handlungsfeldes voraus und schloss mit einer Zusammen-

































































ein Verbundprojekt  von:
Polizierende Präsenz:
Unter dem Begriff sind das optische Erscheinungsbild, die Begrifflichkeiten und die damit verbundenen
Selbstdarstellungseffekte von Organisationen und Individuen bei der Herstellung und Aufrechterhaltung
von Sicherheit und Ordnung im öffentlichen, halböffentlichen und privaten Raum zu verstehen
(Groß & Hirschmann 2011: 1)
1a. Definition
ein Verbundprojekt  von:
Gliederung
1. Vorstellung des Handlungsfeldes




1. Der Freiwilliger Polizeidienst (FPolD) im Handlungsfeld
a.) FPolD: Hessen und Baden-Württemberg
b.) Empirische Ergebnisse: Befragungsdaten
c.) Empirische Ergebnisse: Interviews
2. Zusammenfassung























































Wachpolizei (Hessen) bzw.             
Zentraler Objektschutz Berlin
Freiwilliger Polizeidienst  
(Hessen, Baden-Württemberg) 




Sicherheitsdienstleistung                       
(z.B. Objekt- & Werkschutz, 
mobile Sicherheitsdienste wie 
Revierstreifen, Personenschutz, 
Geld- und Werttransporte, 

















ein Verbundprojekt  von:
1. Ikonographie Polizierender Präsenz                                                               
(„Neue Unübersichtlichkeit in der Sicherheitsproduktion?“)
2. Semantik Polizierender Präsenz
(„Wer heißt wie und warum heißt er so?“)
3. Topographie Polizierender Präsenz                                                                       
(„Wer ist wann wo und aufgrund welcher Befugnisse aktiv tätig?“)
4. Organisationen Polizierender Präsenz
(„Wer arbeitet mit wem wie unter welchen Bedingungen zusammen?“)
5. Staatliches Gewaltmonopol
(„Privatisierung bzw. Entstaatlichung infolge zunehmender Aufgabenübertragung?“)
1c. Analysedimensionen
ein Verbundprojekt  von:
1d. Methode
Quantitativ:
• Bürgerbefragung zum „Subjektiven Sicherheitsempfinden - SuSi“                                     
(4 Untersuchungsstädte)
• Durchführung: Abteilung für Sozialpsychologie/Arbeits- und Organisationspsychologie 
der Universität Greifswald
Qualitativ: 
• Leitfadengestützte qualitative Interviews (4 Untersuchungsstädte) 
• Auswertungsmethode: qualitative Inhaltsanalyse 


















































Stadt „M“ 233 49% 51% 37 Jahre
(SD=18,981)
Stadt „N“ 200 42% 58% 33 Jahre
(SD=16,483)
Stadt „O“ 224 39% 61% 44 Jahre
(SD=18,113)
Stadt „P“ 274 46% 54% 43 Jahre
(SD=15,973)
1d. Methode
Deskription der quantitativen Analysestichprobe:





Stadt „M“ 12 83% 17% 44 Jahre
(SD=7,392)
Stadt „N“ 9 89% 11% 54 Jahre
(SD=8,675)
Stadt „O“ 8 100% - 50 Jahre
(SD=5,768)
Stadt „P“ 8 100% - 47 Jahre
(SD=8,602)
ein Verbundprojekt  von:
2a. FPolD in Hessen und Baden-Württemberg
Hessen Baden-Württemberg
Einführung  2000 zunächst in Marburg, Wiesbaden, 
Offenbach am Main, Fulda
 1963




Begründung  Innere Sicherheit wird als 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
betrachtet (KV Hessen 1995)
 Einführung u.a. des FPolD um 
Vollzugspolizei von Aufgaben zu 
entlasten, „die keine hohe 
Sicherheitsrelevanz haben und [somit] 
auch nicht von voll ausgebildeten 
Polizeikräften erfüllt werden können“ 
(KV Hessen 1999)
 Bürgerbeteiligung als Möglichkeit, um sich 
aktiv für den Staat zu engagieren
 Ehrenamtliches Engagement kann 
insbesondere im Bereich der kommunalen 
Kriminalprävention von besonderem 
Nutzen sein (LT Baden-Württemberg 1997)
ein Verbundprojekt  von:
Hessen Baden-Württemberg
Einführung  2000 zunächst in Marburg, 
Wiesbaden, Offenbach am Main, Fulda 
 1963
Modellziele:
a. Stärkere bürgerliche Beteiligung an polizeifremden Sekundäraufgaben 
b. Mitverantwortung für Sicherheits- und Ordnungsbelange 
c. Verbesserung des Verhältnisses zwischen Polizei und Bürger 
d. Stärkung des subjektiven Sicherheitsgefühls durch Polizierende Präsenz
(vgl. Kreuzer & Schneider 2002: 21)
2a. FPolD in Hessen und Baden-Württemberg














































ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ Kleinstadt „O“ 
2b. „SuSi“-Ergebnisse:
Frage an die Bürger: „Gibt es in Ihrer Stadt einen FPolD?“
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=200) Kleinstadt „O“ (N=224)
2b. „SuSi“-Ergebnisse: Ikonographie Polizierender Präsenz
26 freiwillige Polizeihelfer 5 Polizeifreiwillige
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ Kleinstadt „O“ 
2c. Interviewergebnisse:
Frage an die Akteure*: „Ist den Bürgern bekannt, um was es sich beim 
FPolD handelt?“
* Akteure: FPolD, VollzPol, Ordnungsamtsmitarbeiter, politische Akteure.













































ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=8) Kleinstadt „O“ (N=8)
„Nee. Also viele nicht. Ich denke mal, es wird 
immer bewusster, es wird auch immer mehr oder 
ganz anders drauf angesprochen. Viele denken, wir 
sind vom Ordnungsamt, und wir sind unterwegs, 
um Fahrzeuge aufzuschreiben, also Falschparker 
aufzuschreiben.“ (NF1: Absatz 93)
„Ja. Es gibt Leute, die stehen vor Ihnen, „was? 
Freiwilliger Polizeidienst? Kenn ich gar nicht, 
obwohl das ja in der Presse zigmal veröffentlicht 
wurde…“ (NF3: Absatz 17)
Nur wenige denke ich, nur wenige…. Denke ich 
schon, dass eine gewisse Aufklärung vielleicht 
nötig wäre oder einfach fehlt.“ (OF6: Absatz 88f)
„Grundsätzlich glaube ich ist das nicht bekannt, 
…Ich denke das ist schon auch immer eine Frage 
das publik zu machen, was ist.“ (OP5: Absatz 72)
2c. Interviewergebnisse: Ikonographie Polizierender Präsenz
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ Kleinstadt „O“ 
2b. „SuSi“-Ergebnisse:
Frage an die Bürger: „Der Begriff „Polizei“ sollte allein von der 
VollzPol (z.B. „Streifenpolizist“) verwendet werden 
und nicht von anderen wie z.B. Ordnungsamt und 
Privaten Sicherheitsdiensten
(„Kaufhauspolizist“).“*
* Antwortskala von 1 (=„trifft vollkommen zu“) bis 4 (=„trifft überhaupt nicht zu“) wurde dichotomisiert (Zustimmung – Ablehnung)
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=200) Kleinstadt „O“ (N=224)
2b. „SuSi“-Ergebnisse: Semantik Polizierender Präsenz














































ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ Kleinstadt „O“ 
2c. Interviewergebnisse:
Fragen an die Akteure*: 1) „Wie empfinden Sie die Bezeichnung 
FPolD?“
2) „Sollte der Polizeibegriff besser nur von der 
VollzPol verwendet werden?“
* Akteure: FPolD, VollzPol, Ordnungsamtsmitarbeiter, politische Akteure.
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=8) Kleinstadt „O“ (N=8)
2c. Interviewergebnisse: Semantik Polizierender Präsenz
„…also ich finde den unglücklich, also den Begriff. 
…sie sind viel eher noch Bürger und Bürgerinnen 
wie Sie und ich. Deswegen würde ich eher sagen, 
Bürger mit besonderen Aufgaben oder so was… 
Also das ist für mich eigentlich auch irreführend.“ 
(NZ8: Absatz 57)
„Ja denke ich schon. Das ist ein ganz klar besetzter 
Begriff in der öffentlichen Wahrnehmung. Also 
wenn ich von Polizei rede, dann habe ich ein Bild 
vor Augen…“ (OZ8: Absatz 31)
„Unter Umständen schon ja, weil ich kann, der 
Bürger unterscheidet ja nicht zwischen 
Polizeifreiwilligen oder Polizeivollzugsdienst.“ 
(OZ7: Absatz 35)
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=8) Kleinstadt „O“ (N=8)
2c. Interviewergebnisse: Semantik Polizierender Präsenz
„…Vielleicht sollte man das Wort Polizei 
weglassen und einfach nur „Freiwilliger Helfer“ 
drauf schreiben. Ich glaube, das wäre sinnvoller, 
wenn man dieses Wort „Polizei“ weglassen würde.“ 
(NP2: Absatz 91)
„Also ich persönlich empfinde es nicht für negativ. 
Das Problem, ja gut, der Name Freiwillig, der ist 
natürlich, na ja ob der dann da so gelungen ist, 
weiß ich nicht. Polizeidienst an sich leisten die ja in 
Anführungszeichen, also da ist ja nichts zu machen. 
Nur das Wort Freiwillig stört mich eigentlich schon 
ein bisschen, wobei natürlich keine 
Zwangsverpflichtung dasteht, insofern stimmt ja 
der Begriff wieder. Aber als selbständiger Begriff 
muss ich sagen, gefällt er mir eigentlich nicht.“  
(OP3: Absatz 90)













































ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=8) Kleinstadt „O“ (N=8)
2c. Interviewergebnisse: Semantik Polizierender Präsenz
„Ich weiß, dass es viele Kollegen gibt, die das ganz 
anders sehen, die sagen, dieses „freiwillig“ nimmt 
mir Autorität, nimmt mir Kompetenz, das müsste 
weg...“ (NF5: 135)
„Also was mich daran stört ist eigentlich das 
Freiwillige, nicht der Polizeidienst. Weil dieses 
Freiwillige, denk ich mal, an vielen Stellen so’n
bisschen aufstößt, ah, die freiwilligen Polizisten, so 
als wäre man freiwillig was Besseres. Ich bin ja 
einfach nur, nur ein normaler Bürger, der halt 
versucht, die Polizei zu unterstützen in gewissen 
Bereichen…“ (NF1: Absatz 121)
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=8) Kleinstadt „O“ (N=8)
2c. Interviewergebnisse: Semantik Polizierender Präsenz
„Finde ich sehr treffend bezeichnet. Erstens ist er 
freiwillig. Das heißt, es suggeriert kein Berufsbild. 
Und der Polizeidienst sagt ja, …, es ist ein Dienst, 
der polizeiähnlich ist, weil freiwillig, aber auch 
eine gewisse Wertigkeit hat, weil er ein gewisses 
subjektives Sicherheitsgefühl vermittelt. Ich glaub, 
da steckt unheimlich viel drin und ich finde ihn 
auch sehr gut gewählt.“ (NO7: Absatz 60)
„Ach, das ist nicht schlecht. Das ist okay. Ich 
komme auch damit klar…“ (NF3: Absatz 149)
„Der Freiwillige Polizeidienst suggeriert für mich, 
dass sie mit dazugehören, was aber auch Fakt ist. 
Sie sind einfach für die Zeit im Freiwilligen 
Polizeidienst, sind sie Teil von uns.“ (OP2: Absatz 
103)
„Polizeifreiwillige, Freiwilliger Polizeidienst, das 
ist ein gängiger, im Kollegenkreis gängiger Begriff. 
…Den Begriff sollte man lassen. Der ist okay, der 
sagt nichts aus, .. nichts Negatives.“ (OP5: Absatz 
109)
ein Verbundprojekt  von:
2a. FPolD in Hessen und Baden-Württemberg
Hessen Baden-Württemberg
Einführung  2000 zunächst in Marburg, Wiesbaden, 
Offenbach am Main, Fulda
 1963






 „Gesetz für die aktive Bürgerbeteiligung 
zur Stärkung der Inneren Sicherheit“ 
(HFPG) vom 13. Juni 2000
 „Gesetz über den Freiwilligen Polizeidienst 
(FPolDG)“ vom 12. April 1985
Zahlen  In 101 Städte und Gemeinden
 Anzahl: 731 „freiwillige Polizeihelfer“ 
(davon: 188 Frauen und 103 Personen 
mit Migrationshintergrund)
 Kein Angestellten- oder 
Beamtenverhältnis
 In 37 Städte
 Anzahl 2010: 1.246 „Polizeifreiwillige“  
(davon 269 Frauen)
 Kein Angestellten- oder Beamtenverhältnis














































ein Verbundprojekt  von:
2a. FPolD Hessen*
* Soll-Stärke des FPolD; Quelle: Hessische Staatskanzlei 2011
ein Verbundprojekt  von:
2a. FPolD Baden-Württemberg* [II]
* Ist-Stärke des FPolD; Quelle LT Baden-Württemberg 2006; IM Baden-Württemberg 2011.
ein Verbundprojekt  von:

















































































































































































































































































































































































































* Ist-Stärke des FPolD; 
** Bewerber am 1.11.1963
*** Angehörige zum 1.9.1964
Quelle: DRS 14/668; IM Baden-Württemberg 2011; Ehm 2005: 76.













































ein Verbundprojekt  von:
2a. FPolD in Hessen und Baden-Württemberg
Hessen Baden-Württemberg
Kostenerstattung  Maximum: 20 Stunden im Monat
 Aufwandsentschädigung: 7€ pro Stunde
 Minimum: 200 Stunden pro Jahr 
(Rentabilität)
 Aufwandsentschädigung: 7€ pro Stunde
Rechte und 
Pflichten
 „Jedermannrechte“ nach  127 Abs. 1 
StPO
 Im Rahmen der Wahrnehmung ihrer 
Befugnisse: Rechte und Pflichten von 
Polizeivollzugsbeamten
 „Jedermannrechte“ nach  127 Abs. 1 StPO
 Befugnisse und Stellung wie 
Polizeivollzugsbeamte im Sinne des baden-
württembergischen Polizeigesetzes (darin 
inbegriffen: Strafverfolgungspflicht)
 Teilnahme an Fortbildungsangeboten






 Anforderungen gesundheitlich 
gewachsen sein
 Schulabschluss oder Berufsausbildung
 Deutsche Sprache in Wort und Schrift
 Mindestalter: 18 Jahre, Höchstalter 65 
Jahre
 Verwendungshöchstalter: 70 Jahre
 Verfassungstreue; Anerkennung der 
demokratischen Grundordnung
 Keine gravierenden Vorstrafen, keine 
Maßregeln der Besserung und 
Sicherung nach  61 StGB
 Auswahl durch Kommission
 Deutsche im Sinne Art. 116 GG, bei Bedarf 
Personen mit ausländischer 
Staatsbürgerschaft
 Mindestalter: 18 Jahre
 Verwendungshöchstalter: 60 Jahre
 Anforderungen gesundheitlich gewachsen 
sein
 „guter Ruf“/Leumund; Verfassungstreue
 Keine gravierenden Vorstrafen, keine 
Maßregeln der Besserung und Sicherung 
nach  61 StGB
 Auswahl durch Polizeidienststellen
2a. FPolD in Hessen und Baden-Württemberg
ein Verbundprojekt  von:
Hessen Baden-Württemberg
Ausbildung  50 Stunden
 Aus- und Fortbildung erfolgt unter 
Beteiligung der jeweiligen 
Polizeibehörde und auf Grundlage der 
Lehrpläne der Hessischen Polizeischule
 44 Theoriestunden 
 40 Praxisstunden
 16 Stunden Schusswaffentraining
 32 Stunden bedarfsorientierte 
Praxiseinführung
 18 Fortbildungsstunden pro Jahr
 Auswahl, Grundausbildung und Fortbildung 
obliegt den jeweiligen Polizeidienststellen
2a. FPolD in Hessen und Baden-Württemberg


















































 Doppelstreife: zwei freiwillige 
Polizeihelfer
 Prävention, Überwachung des 
Straßenverkehrs, Unterstützung beim 
polizeilichen Streif- und 
Ermittlungsdienst, Unterstützung bei 
Sicherung und Schutz öffentlicher 
Anlagen und Gebäude 
 Verrichtung nur innerhalb der 
arbeitsfreien Zeit gestattet und nur auf 
polizeiliche Anweisung
 Doppelstreife: Polizeifreiwilliger, Beamte
 Prävention, Sicherung von Gebäuden und 
Anlagen, Sicherung und Überwachung des 
Straßenverkehrs, Streifendiensttätigkeit, 
Kraftfahr-, Fernmeldedienst und ähnliche 
technische Dienste
2a. FPolD in Hessen und Baden-Württemberg
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ Kleinstadt „O“ 
2b. „SuSi“-Ergebnisse:
Frage an die Bürger: „Die Aufgaben des FPolD in meiner Stadt sind mir 
unbekannt.“*
* Originalfrage: „Die Aufgaben des FPolD in meiner Stadt sind mit bekannt“; Antwortskala von 1 (=„trifft vollkommen zu“) bis 4 (=„trifft überhaupt nicht zu“) 
wurde dichotomisiert (Zustimmung – Ablehnung)
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=200) Kleinstadt „O“ (N=224)
2b. „SuSi“-Ergebnisse: Aufgaben des FPolD













































ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ Kleinstadt „O“ 
2c. Interviewergebnisse:
Fragen an die Akteure*: 1) „Welche Aufgaben übernimmt der FPolD?“
2) „Wissen die Bürger welche Aufgaben der 
FPolD hat?“
* Akteure: FPolD, VollzPol, Ordnungsamtsmitarbeiter, politische Akteure.
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=8) Kleinstadt „O“ (N=8)
2c. Interviewergebnisse: Aufgaben des FPolD
„Gut, unser Aufgabengebiet ist ja Präsenz, 
beobachten und melden. Das ist eigentlich// das 
sind die drei Schlagworte.“ (NF3: Absatz 13)
„…das Streifen zu Fuß durch ein Wohngebiet, um 
zu verhindern, dass vielleicht jemand dort 
einbricht. Oder das Streifen durch die Stadt, um 
dem Bürger zu signalisieren, wir sind da, es 
passiert dir hier nix. …bei denen heißt ja, „Sehen, 
Beobachten, Melden“. Und das ist eigentlich das 
Wichtige. Die sollen feststellen können, die sollen 
das melden hier an uns, und wir sollen dann 
reagieren. So ist es eigentlich gedacht.“ (NP2: 
Absatz 27)
„…Präsenz auf der Straße, dass man sich zeigt, 
dass man der Bevölkerung hilft und schon ein 
Stück Sicherheit vermittelt.“ (OF6: Absatz 5)
„…wie zum Beispiel einfach gelagerte Tätigkeiten 
durchzuführen, wo man nicht einen voll 
ausgebildeten Polizeibeamten braucht.“ (OP2: 
Absatz 12) 
„…der Freiwillige Polizeidienst wird ja auch ganz 
normal zur Unterstützung der polizeilichen 
Aufgaben eingesetzt…quasi als zusätzliche 
Personalstärke dann im Streifenwagen.“ (OP1: 
Absatz 9f)
ein Verbundprojekt  von:
Hessen Baden-Württemberg
Ausrüstung  Bekleidung: dunkelblaue Windjacke 
(auch als Weste tragbar), dunkelblauer 
Anorak, dunkelblaue Hose, blaues 
Poloshirt, blaues Sweatshirt, weißes 
kurzärmeliges Hemd, weißes 
langärmeliges Hemd mit Binder, 
schwarze Schuhe, dunkelblaues 
Baseball-Schirmmütze (Windjacke und 





 Bekleidung: grüne Jacke, gelbes Hemd, 
braune Hose, schwarze Schuhe 
(Ärmelabzeichen auf der Jacke mit der 
Aufschrift „Freiwilliger Polizeidienst“, 
Schulterklappe mit grünen Balken)
 Dienstausweis
 Schusswaffe (Walter P5, Kaliber 9 mm) 
2a. FPolD in Hessen und Baden-Württemberg














































ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ Kleinstadt „O“ 
2b. „SuSi“-Ergebnisse:
Frage an die Bürger: „Es fällt mir nicht schwer, zwischen den 
verschiedenen Uniformierten, die sich um 
öffentliche Sicherheit kümmern, zu 
unterscheiden“*
* Originalfrage: „Es fällt mir schwer, zwischen den verschiedenen Uniformierten,…, zu unterscheiden“; Antwortskala von 1 (=„trifft vollkommen zu“) bis 4 (=„trifft 
überhaupt nicht zu“) wurde dichotomisiert (Zustimmung – Ablehnung)
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=200) Kleinstadt „O“ (N=224)
2b. „SuSi“-Ergebnisse: Unterscheidbarkeit
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ Kleinstadt „O“ 
2c. Interviewergebnisse:
Fragen an die Akteure*: „Können die Bürger überhaupt noch zwischen 
VollzPol und FPolD unterscheiden?“
* Akteure: FPolD, VollzPol, Ordnungsamtsmitarbeiter, politische Akteure.













































ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=8) Kleinstadt „O“ (N=8)
2c. Interviewergebnisse: Unterscheidbarkeit
„Der Normalbürger, also der keine Sachkenntnis 
hat..., ich denke der kann das nicht unterscheiden, 
… und dann sieht er die Schulterklappe. Das sind 
so äußere Zeichen.“ (OP5: Absatz 57)
„Das können die Bürger nicht unterscheiden. Die 
Bürger sehen vom Grundsatz her eine Uniform….“ 
(OP2: Absatz 83)
„..also der Bürger kann zunächst das nicht 
unterscheiden, weil (sie) ja die gleiche Uniform 
tragen wie wir, … Für den ist es ein 
Polizeibeamter...“  (OP1: Absatz 53)
„Also, die ursprüngliche Philosophie, gerade auch 
bei der Uniform, war ja, eine Unterscheidbarkeit 
für den Bürger herzustellen. … Dann wurde Polizei 
blau eingekleidet, dann waren wir immer noch ein 
bisschen anders, weil wir dieses helle Babyblau
hatten. Und inzwischen wird jetzt so nach und nach 
dieses helle Babyblau durch die normalen 
Uniformteile ersetzt.“ (NF5: Absatz 11) 
„Gar nicht mehr, das ist das Problem. Die 
unterscheiden noch nicht mal zwischen Feuerwehr 
und Hilfspolizei und Polizei…“ (NP2: Absatz 93)
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=8) Kleinstadt „O“ (N=8)
2c. Interviewergebnisse: Unterscheidbarkeit
„Aus Sicht, aus Sicht des Landes macht es ja Sinn, 
also des Dienstherren, macht es ja Sinn genau das 
zu erreichen, eine nicht auf den ersten Blick 
gegebene Unterscheidbarkeit. Aus Sicht des 
Bürgers meine ich sehr problematisch…“ (OZ8: 
Absatz 33)
„..vom Effekt her ist das natürlich nicht schlecht, ja, 
weil erstmal von weitem, …, der sieht dann, 
Polizei,…, die alte Oma, oder sonst jemand, fühlt 
sich, oder eben auch alle möglichen Leute, fühlen 
sich dann sicherer,… Also, wenn man das jetzt neu 
schaffen würde, wäre ich da auch skeptisch. Aber 
vom Effekt her macht’s natürlich Sinn.“ (NZ6: 
Absatz 61)
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ Kleinstadt „O“ 
2c. Interviewergebnisse:
Frage an die Akteure*: Zur Ausrüstung des FPolD
* Akteure: FPolD, VollzPol, Ordnungsamtsmitarbeiter, politische Akteure.














































ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=8) Kleinstadt „O“ (N=8)
2c. Interviewergebnisse: Ausrüstung
„Also ich denke mal, im Grunde genommen ist die 
Uniform schon ein Stück weit Schutz für mich als 
Privatperson.“ (NF1: Absatz 44)
„…Und wenn ich dann sehe, dass es Bundesländer 
gibt, oder ein Bundesland gibt, wo Freiwillige 
sogar Schusswaffen haben, dann muss ich für mich 
sagen, das wäre der Punkt, wo ich sagen würde, 
Ende. Weil ich mich nicht in der Lage sehen würde, 
mit diesen Dingen umzugehen. Will ich auch gar 
nicht. Ich möchte ganz konkret keine Schusswaffe 
tragen wollen.“ (NF1: Absatz 109) 
„Das gibt mir Sicherheit im Einsatz draußen. Also 
ich wollte nicht ohne Schusswaffe draußen aktiv 
sein. … weil man braucht irgendwas, wo man sich 
im Notfall verteidigen kann.“ (OF6: Absatz 117) 
„Ist mir auch Recht, weil vielleicht muss er mich ja 
mal schützen.“ (OP4: Absatz 73)
„Allein dass sie den Zugriff auf eine Waffe haben, 
halte ich für inakzeptabel. Ich weiß auch gar nicht, 
ob das im Land Baden-Württemberg so ist. …das 
Thema ist hier in der Öffentlichkeit nicht 
diskutiert.“  (OZ8: Absatz 41)
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ Kleinstadt „O“ 
2b. „SuSi“-Ergebnisse:
Fragen an die Bürger: Zum Sicherheitsempfinden der Bürger in der 
Stadt/Stadtteil
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=200)
2b. „SuSi“-Ergebnisse: Sicherheitsempfinden
*Skala von 1 (=„sehr unsicher“ bzw. „trifft vollkommen zu“) bis 4 (= „sehr sicher „ bzw. „trifft überhaupt nicht zu“) wurde dichotomisiert (Zustimmung – Ablehnung)













































ein Verbundprojekt  von:
Kleinstadt „O“ (N=224)
2b. „SuSi“-Ergebnisse: Sicherheitsempfinden
*Skala von 1 (=„sehr unsicher“ bzw. „trifft vollkommen zu“) bis 4 (= „sehr sicher „ bzw. „trifft überhaupt nicht zu“) wurde dichotomisiert (Zustimmung – Ablehnung)
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ Kleinstadt „O“ 
2b. „SuSi“-Ergebnisse:
Frage an die Bürger: „Mit einem FPolD fühle ich mich sicherer/würde
ich mich sicherer fühlen.“*
* Originalfrage: „Mit einem FPolD kann ich mich sicherer fühlen“; Antwortskala von 1 (=„trifft vollkommen zu“) bis 4 (=„trifft 
überhaupt nicht zu“) wurde dichotomisiert (Zustimmung – Ablehnung)
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=200) Kleinstadt „O“ (N=224)
2b. „SuSi“-Ergebnisse: Sicherheit und FPolD














































ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ Kleinstadt „O“ 
2c. Interviewergebnisse:
Frage an die Akteure*: Sicherheit und FPolD
* Akteure: FPolD, VollzPol, Ordnungsamtsmitarbeiter, politische Akteure.
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=8) Kleinstadt „O“ (N=8)
2c. Interviewergebnisse: Sicherheit und FPolD
„Aber ich denke, dass es eigentlich schon besser 
wäre mit mehr Hauptamtlichen, weil das dann doch 
vielleicht mehr Sicherheit geben würde.“ (OF6: 
Absatz 104) 
„Also, wenn mich jemand fragt, „was machen Sie 
hier in der Stadt?“, dann sage ich natürlich in erster 
Linie, „ich bin dafür da, dass Sie sich sicherer 
fühlen, …“ (NF1: Absatz 97)
ein Verbundprojekt  von:
2a. FPolD in Hessen und Baden-Württemberg
Hessen Baden-Württemberg
Einführung  2000 zunächst in Marburg, Wiesbaden, 
Offenbach am Main, Fulda
 1963






 „Gesetz für die aktive Bürgerbeteiligung 
zur Stärkung der Inneren Sicherheit“ 
(HFPG) vom 13. Juni 2000
 „Gesetz über den Freiwilligen Polizeidienst 
(FPolDG)“ vom 12. April 1985
Zahlen  In 101 Städte und Gemeinden
 Anzahl: 731 „freiwillige Polizeihelfer“ 
(davon: 188 Frauen und 103 Personen 
mit Migrationshintergrund)
 Kein Angestellten- oder 
Beamtenverhältnis
 In 37 Städte
 Anzahl 2010: 1.246 „Polizeifreiwillige“  
(davon 269 Frauen)
 Kein Angestellten- oder Beamtenverhältnis
Zukunft  Aufstockung möglich  Mittelfristige Auflösung angedacht













































ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ Kleinstadt „O“ 
2c. Interviewergebnisse:
Frage an die Akteure*: „Wie bewerten Sie die Zukunft des FPolD?“
* Akteure: FPolD, VollzPol, Ordnungsamtsmitarbeiter, politische Akteure.
ein Verbundprojekt  von:
Mittelstadt „N“ (N=8) Kleinstadt „O“ (N=8)
2c. Interviewergebnisse: Zukunft des FPolD
„Die steht und fällt mit unserer zukünftigen 
Regierung…“ (NF1: Absatz 147)
„Wenn die aber, wie jetzt hier in N, doch recht gute 
Arbeit tun, und in absehbarer Zeit auch keine 
Verbesserung zu sehen ist, Haushaltslage sag ich 
wieder, dann sind die sicherlich auch unentbehrlich, 
...“ (NP4: Absatz 111)
„ Also das ist eine politische Entscheidung generell 
und ich sage mal, so lange bei uns die CDU in der 
Regierung ist, …Und die halten daran fest. Und 
wenn wir eine andere Regierung kriegen, wird das 
möglicherweise sterben…“ (OP1: Absatz 114)
„…ich befürchte, dass er eine große Zukunft hat, 
weil es einfach ums Geld geht. Schlichtweg... Da 
geht es einfach nur um Kostenersparnis.“ (OZ8: 
Absatz 119)
ein Verbundprojekt  von:
• Stadt „N“: FPolD größtenteils bekannt, allerdings besteht Unklarheit über 
Zuständigkeitsbereiche/Aufgaben (mangelnde Aufklärung, mangelndes Interesse, 
fehlende Unterscheidbarkeit (?))
• Stadt „O“: Kenntnis über den FPolD sehr gering 
 mögliche Gründe: 1.) geringe Angehörigenanzahl und 2.) nicht gegebene          
Unterscheidbarkeit 
• FPolD-Angehörigen sind faktisch kaum von der VollzPol zu unterscheiden
• Kenntnis über den FPolD und subjektives Sicherheitsgefühl  Modellziel?
• Zukunft des FPolD durch Politik, Haushaltslage, Personallage bestimmt
3. Zusammenfassung
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Über die Sicherheitsproduktion durch Sichtbarkeit 
Simulation von Professionalität über (laien)polizierende Präsenz? 
 
Dr. Anja Mensching, Helmut-Schmidt-Universität Hamburg 
 
Dr. Anja Mensching beschäftigte sich in ihrem Vortrag mit dem Thema „Über 
die Sicherheitsproduktion durch Sichtbarkeit – Simulation von Professionalität 
über (laien)polizierende Präsenz?“. Dabei ging sie besonders auf die Frage ein, 
inwiefern das subjektive Sicherheitsempfinden durch im öffentlichen Raum 
visible Laien, die polizeiliche Aufgaben übernehmen, gesteigert werden kann 
und ob der freiwillige Polizeidienst eine potenzielle Bedrohung für das 
professionelle Selbstverständnis von Polizeibeamt/innen darstellt. Dabei wurde 
im Vortrag zunächst der Frage nachgegangen, was eigentlich das Problem ist, zu 
dem polizierende Laien die Lösung darstellen sollen. Dem starken 
Unsicherheitsempfinden der Bürgerinnen und Bürger (auch jenseits einer real 
existierenden Bedrohung) kann die Polizei aufgrund von Personalmangel und 
knappen Ressourcen nicht nachkommen. Diese Lücke wird durch polizierende 
Laien zu schließen versucht, indem über Sichtbarkeit Sicherheit simuliert wird.  
Die polizierenden Laien werden dabei zu einer potentiellen Gefährdung der 
Professionalisierung(sbemühungen) der Polizei. Als Freiwilliger Polizeidienst 
werden in Hessen und in Baden-Württemberg Laien eingesetzt und vor allem 
durch „Training statt Learning“ ausgebildet, so die These des Vortrags. 
Mensching sieht Trainings als Moment der Deprofessionalisierung, es werden 
praktische Handlungen geübt, diese jedoch nicht reflektiert. Sie ging in ihrem 
Vortrag auch exemplarisch auf den Kommentar eines besorgten Polizisten in 
einem Internetforum ein, der Bedenken an der Professionalität des freiwilligen 
Polizeidienstes äußerte. Ein Vorwurf ist beispielsweise, dass Bürgerinnen und 
Bürger einen polizierenden Laien anhand der Uniform nur schwer von einem 
Polizisten unterscheiden können und deshalb die gleiche Kompetenz erwarten, 
die aber durch wenige Stunden Training nicht gewährleistet ist.  
Des Weiteren ging Mensching auf die ersten beiden von fünf 
Analysedimensionen ein, die als zentrale Fokussierung des Projektes KoSiPol, 
genauer des Teilprojektes ‚Polizierende Präsenz im öffentlichen Raum’, dienen.: 
Ikonographie, Semantik, Topographie, Organisationen und Gewaltmonopol. Im 
Vortrag wurden die ersten beiden Analysedimensionen näher betrachtet, da zu 
ihnen bereits erste Forschungsergebnisse aus dem Projekt vorlagen. Dabei 
bestätigte Mensching eine ikonographische Diffusität, weil es für den Bürger 
nicht erkennbar ist, wer Polizist und wer polizierender Laie ist. Auf 
semantischer Ebene wird diese Diffusität noch durch die Verwendung des 
Polizeibegriffs auch für die Laienakteure verstärkt. So ist die Rede vom FPolD, 
von der Stadtpolizei oder auch von der Hilfs- und Wachpolizei. Mensching 
stellte die These auf, dass die Verwendung des Begriffs „Polizei“ im Titel 
ähnliche Rechte und Kompetenzen wie bei „echten“ Polizisten suggeriert und 
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dadurch Vertrauen schafft. Auf dieser Basis lässt sich vermuten, dass die 
Professionalität der Polizeibeamten durch polizierende Laien bedroht wird.  
Die Erhebung von Daten erfolgte im o.g. Teilprojekt durch Interviews mit 
politischen Akteuren aus dem Umfeld des FPolD. Mensching wies darauf hin, 
dass die Interviews jedoch das machtpolitische Zusammenspiel der Akteure 
nicht abbilden könnten. In dieser Hinsicht könnte es – so die Referentin – 
gewinnbringend sein, auch den konkreten Bürgerkontakt und das Verhältnis zu 
Polizeibeamt/innen im Rahmen des Projektes zu betrachten. Dadurch könnte die 
Professionalisierungsdebatte weiter verfolgt werden, um die Frage zu klären, 
welche Auswirkungen die laienpolizierende Präsenz auf 
Professionalisierungstendenzen in der Polizei hat.   
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Vortrag auf der Meilensteinkonferenz am 14.7.2011 in Münster
Über die Sicherheitsproduktion 
durch Sichtbarkeit
Simulation von Professionalität über 
(laien)polizierende Präsenz? 




Dr. Anja Mensching Folie 2  
‚Roter Faden‘
1. Polizierende Präsenz im öffentlichen Raum – Sicherheit 
durch Sichtbarkeit?
2. Der Bürger als ‚mobile Notrufsäule‘? Oder: was ist 
eigentlich das Problem, zu dem ehrenamtliche Polizierende 
die Lösung sein sollen?
3. (De)Professionalisierung – am Beispiel des Freiwilligen 
Polizeidienstes
4. Das Projekt KoSiPol – Konzept und potentielle ‚Fallstricke‘
5. Fazit: Polizierende Laien als visibler Ersatz Professioneller?
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‚Roter Faden‘
1. Polizierende Präsenz im öffentlichen Raum – Sicherheit 
durch Sichtbarkeit?
2. Der Bürger als ‚mobile Notrufsäule‘? Oder: was ist 
eigentlich das Problem, zu dem ehrenamtliche Polizierende 
die Lösung sein sollen?
3. (De)Professionalisierung – am Beispiel des Freiwilligen 
Polizeidienstes
4. Das Projekt KoSiPol – Konzept und potentielle ‚Fallstricke‘
5. Fazit: Polizierende Laien als visibler Ersatz Professioneller?
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Dr. Anja Mensching Folie 4 
Polizierende Präsenz im öffentlichen Raum –
Sicherheit durch Sichtbarkeit?
• Motiv: Visibilität im öffentlichen Raum als Sicherheitssimulation





Sicht differierender Akteure auf 
die Zusammenarbeit
Entlastung der Polizei ??? – Forschungsleerstelle
Ansatz des KoSiPol-
Teilprojektes: Polizierende 






Dr. Anja Mensching Folie 5 
Viele offene Fragen…
• Warum sollten Bürger/innen stellvertretend, zuarbeitend, 
präventiv o.ä. polizeiliche Aufgaben übernehmen? Kann 
Polizei ‚Hobby‘ sein?
• Weshalb sollte das Unsicherheitsgefühl einiger Bürger/innen 
Ausgangspunkt sein für den Einsatz polizierender 
Bürger/innen im öffentlichen Raum? Wo liegen Grenzen?
• Inwiefern trägt mehr Präsenz diverser polizierender Akteure zu 
einem verstärkten Sicherheitsgefühl bei? Wäre nicht auch das 
Gegenteil denkbar? etc.
 
Dr. Anja Mensching Folie 6  
‚Roter Faden‘
1. Polizierende Präsenz im öffentlichen Raum – Sicherheit 
durch Sichtbarkeit?
2. Der Bürger als ‚wandelnde Notrufsäule‘? Oder: was ist 
eigentlich das Problem, zu dem ehrenamtliche 
Polizierende die Lösung sein sollen?
3. (De)Professionalisierung – am Beispiel des Freiwilligen 
Polizeidienstes
4. Das Projekt KoSiPol – Konzept und potentielle ‚Fallstricke‘
5. Fazit: Polizierende Laien als visibler Ersatz Professioneller?
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Dr. Anja Mensching Folie 7
Was ist das Problem, zu dem ehrenamtliche 
Polizierende die Lösung sein sollen? 
• subjektive Unsicherheitsgefühle von Bürgern/innen und deren 
Wunsch nach mehr polizierender Präsenz im öffentlichen Raum –
‚Kriminalitätsfurcht-Paradoxon‘ (Boers 1994)
• personelle, finanzielle Ressourcenknappheit der Polizei 
• Unbeliebtheit von Fußstreifen bei Polizeibeamten/innen
• stärkere Bürgerorientierung der Polizei in konkreten Projekten 
realisieren („institutionalisierte Bürgernähe“; Jahn 2003, S. 247)
• Responsibilisierung der Bürger/innen für ihren sozialen 
Nahraum (gg. alleiniges Vertrauen in staatl. Akteure; Wurtzbacher 
2003)
• schwindender Einfluss informeller Sozialkontrolle etc.
= Simulation (der Wiederherstellung) von Sicherheit im 
öffentlichen Raum über polizierende Laien
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‚Roter Faden‘
1. Polizierende Präsenz im öffentlichen Raum – Sicherheit 
durch Sichtbarkeit?
2. Der Bürger als ‚mobile Notrufsäule‘? Oder: was ist 
eigentlich das Problem, zu dem ehrenamtliche Polizierende 
die Lösung sein sollen?
3. (De)Professionalisierung – am Beispiel des Freiwilligen 
Polizeidienstes
4. Das Projekt KoSiPol – Konzept und potentielle ‚Fallstricke‘
5. Fazit: Polizierende Laien als visibler Ersatz Professioneller?
 
Dr. Anja Mensching Folie 9
Die Suche der Polizei nach einem eigenen
Verständnis von Professionalität 
• (Selbst)Reflexivität, Ausdifferenzierung u. Abgrenzung von 
Laien- bzw. Alltagshandeln  als Kennzeichen von Professionali-
sierungsbemühungen (u.a. in der Polizei)
• Gefahr der „Spezialisierung in bürgerfernen Tätigkeiten“ (Pütter & 
Kant 2000)
• Professionalität: Verbinden von praktischem Handwerk (Können) 
und theoretischer Reflexion (Wissen)
• Suche nach Vereinbarkeit von Theorie und Praxis (Verhältnis 
der Wertschätzung von Erfahrungen vs. formalen Qualifikationen)
• Suche nach der Qualität der Zuständigkeit (nicht: Exklusivität) –
das WIE polizeilichen Handelns
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Dr. Anja Mensching Folie 10
(De)Professionalisierung der Polizei? 
These:
FPolD als potentielle Gefährdung polizeilicher Professionalität
Ausbildung
- in Hessen: 50 h
- in BW: 2 Wochen Grundausbildung (ca. 84 h?)
Training statt Learning
Trainieren als Moment der Deprofessionalisierung
Trainings beziehen sich auf handlungspraktische (nicht reflexive) 
Fähigkeiten, trivialisieren jedoch komplexe Handlungssituationen
 
Dr. Anja Mensching Folie 11
(De)Professionalisierung durch FPD?
„Ich bin einfach der Meinung, dass die Polizei nicht die geeignete 
Organisation ist für ein ‚freiwilliges Engagement‘, da das polizeiliche 
Handeln oftmals unmittelbare und irreparable Folgen hat. Der Beruf des 
Polizisten ist ein Erfahrungsberuf der umfangreiche Rechtskenntnisse 
voraussetzt und oft keinen Spielraum für Fehler zulässt...! Der Bürger 
erwartet von dem PFW (der optisch nur an der Schulterklappe von einem 
‚normalen" Polizisten‘ zu unterscheiden ist) die gleiche Kompetenz, die 
durch einen 2 wöchigen Crashkurs durchs PolG und StGB nicht geboten 
werden kann...“
Kommentar von Corporal vom 7.3.2010 auf www.copzone.de zur Diskussion über den 
FPolD
 
Empirische Polizeiforschung XIII, 1.-3.7.2010 in Oranienburg Folie 12
‚Roter Faden‘
1. Polizierende Präsenz im öffentlichen Raum – Sicherheit durch 
Sichtbarkeit?
2. Der Bürger als ‚mobile Notrufsäule‘? Oder: was ist eigentlich 
das Problem, zu dem ehrenamtliche Polizierende die Lösung 
sein sollen?
3. (De)Professionalisierung – am Beispiel des Freiwilligen 
Polizeidienstes
4. Das Projekt KoSiPol – Konzept und potentielle ‚Fallstricke‘
5. Fazit: Polizierende Laien als visibler Ersatz Professioneller?
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Dr. Anja Mensching Folie 13
Das Projekt KoSiPol –
Polizierende Präsenz im öffentlichen Raum
Differenzierung in 5 Analysedimensionen (Groß & Hirschmann 2011):
(1) Ikonographie: Wer ist woran erkennbar u. wozu dient dies?
(2) Semantik: „Wer heißt wie und warum heißt er so?“
(3) Topographie: „Wer ist wann wo und aufgrund welcher 
Bedürfnisse aktiv tätig und wer definiert, wo 
welcher Akteur wirken kann?“
(4) Organisationen: „Wer arbeitet mit wem unter welchen 
Bedingungen und wie zusammen?“
(5) Gewaltmonopol: Welche Veränderungen hinsichtlich der Rolle 
der Polizei lassen sich aufgrund der Aufgaben-
übertragung auf alternative Akteure 
nachzeichnen?
 
Dr. Anja Mensching Folie 14
Das Projekt KoSiPol –
Polizierende Präsenz im öffentlichen Raum
Differenzierung in 5 Analysedimensionen (Groß & Hirschmann 2011):
(1) Ikonographie: Wer ist woran erkennbar u. wozu dient dies?
(2) Semantik: „Wer heißt wie und warum heißt er so?“
(3) Topographie: „Wer ist wann wo und aufgrund welcher 
Bedürfnisse aktiv tätig und wer definiert, wo 
welcher Akteur wirken kann?“
(4) Organisationen: „Wer arbeitet mit wem unter welchen 
Bedingungen und wie zusammen?“
(5) Gewaltmonopol: Welche Veränderungen hinsichtlich der Rolle 
der Polizei lassen sich aufgrund der Aufgaben-
übertragung auf alternative Akteure 
nachzeichnen?
 
Dr. Anja Mensching Folie 15 
Ikonographie polizierender Präsenz
• geringe Unterscheidbarkeit der einzelnen Akteure 
polizierender Präsenz; Differenzen nur für Insider erkennbar
• trotzdem: keine Probleme der Unterscheidbarkeit als Ergebnis 
der Bürgerbefragung? – Diskrepanz: theoretische 
Positionierung vs. Handlungspraxis
• These: Sicherheitsempfinden der Bürger/innen soll/kann durch 
diffuse Kennzeichnung gestärkt werden, auch wenn unklar ist, 
welche konkreten Aufgaben der FPolD hat
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Dr. Anja Mensching Folie 16
Semantik polizierender Präsenz
• Polizeisemantik (FPolD, Stadtpolizei, Hilfs- o. Wachpolizei) 
verstärkt ikonographische Diffusität
• These: Verwendung des Polizeibegriffs suggeriert ähnliche 
Rechte u. Kompetenzen, taugt als vertrauensbildende 
Maßnahme
= sowohl die ikonographische als auch semantische 
Angleichung können aus einer professionstheoretischen 
Beobachterperspektive als Bedrohung polizeilicher 
Professionalität betrachtet werden
Wie wird dies von den im Projekt befragten Polizeibeamten 
empfunden?
 
Dr. Anja Mensching Folie 17 
Potentielle ‚Fallstricke‘ des Projektes 
• Befragte als (politische) Akteure, die selbst diverse Eigen-
interessen an der Funktionsfähigkeit des FPolD haben 
(unberücksichtigt: Wahrnehmung der Bürger/innen)
• Problematik: Fokus auf ‚polizierende Präsenz‘ lässt sich nur 
mittelbar herstellen (teilnehmende Beobachtungen nötig)
• Interviews ermöglichen die Rekonstruktion der Sichtweisen der 
einzelnen Akteursgruppen, nicht jedoch ihr (politisches) 
Zusammenspiel (Machtpraktiken u. die Dynamik sozialer 
Situationen könnten aus dem Blick geraten)
 
Dr. Anja Mensching Folie 18
‚Roter Faden‘
1. Polizierende Präsenz im öffentlichen Raum – Sicherheit 
durch Sichtbarkeit?
2. Der Bürger als ‚mobile Notrufsäule‘? Oder: was ist 
eigentlich das Problem, zu dem ehrenamtliche Polizierende 
die Lösung sein sollen?
3. (De)Professionalisierung – am Beispiel des Freiwilligen 
Polizeidienstes
4. Das Projekt KoSiPol – Konzept und potentielle ‚Fallstricke‘
5. Fazit: Polizierende Laien als visibler Ersatz 
Professioneller?
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Dr. Anja Mensching Folie 19
FAZIT: Polizierende Laien als visibler Ersatz 
Professioneller?
Das Teilprojekt: Polizierende Präsenz verfolgt das berechtigte 
Anliegen, mehr über die Funktion und die Praxis der Akteure 
polizierender Präsenz zu erfahren und dazu die Perspektive 
differierender Akteure (u.a. Pb, FPolD, kommunalpolit. Akteure) zu 
rekonstruieren. Der Gewinn dieses Vorgehens liegt in der Chance 
umfangreicher komparativer Analysen der Selbst- u. 
Fremdbeschreibungen.
Aus einer professionstheoretischen Perspektive wären ergänzend die
Praktiken des FPolD im konkreten Bürgerkontakt u. die 
Interaktionen zwischen den Angehörigen des FPolD u. den 
Polizeibeamten/innen von Interesse, um die Frage zu klären, welche 
Auswirkungen die laienpolizierende Präsenz auf 
Professionalisierungstendenzen in der Polizei hat.
 
Dr. Anja Mensching Folie 20
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
Für Fragen, Kritik, Anregungen:
Dr. Anja Mensching
Tel.: 040 – 6541-2582
E-Mail: anja.mensching@hsu-hh.de
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Die bürgerschaftliche Sicht auf die Sicherheitslage 
 
Prof. Dr. Manfred Bornewasser/Dr. Anne Köhn, 
Ernst-Moritz-Arndt Universität Greifswald 
 
Prof. Dr. Manfred Bornewasser und Dr. Anne Köhn stellten bei der 
Meilensteinkonferenz  ihre Forschungsergebnisse zum Teilprojekt „Die 
bürgerschaftliche Sicht auf die Sicherheitslage“ vor. Für die Erhebung der Daten 
wurde ein quantitatives Untersuchungsdesign gewählt. Mithilfe eines 
Fragebogens wurden 3920 Bürgerinnen und Bürger aus 16 Städten und 
Landkreisen zu ihrem subjektiven Sicherheitsempfinden befragt. 
Die Befragung erfolgte in zwei Themenbereichen. Einerseits wurde erfasst, 
welche Kriminalitätsarten hinsichtlich ihrer Bekämpfung durch polizeiliche und 
kommunalpolitische Institutionen von den Befragten als besonders dringlich 
wahrgenommen werden. Anderseits konzentrierte sich die Untersuchung auf 
Entstehungs- und Einflussvariablen des allgemeinen sowie deliktspezifischen 
subjektiven Sicherheitsempfindens. 
Am Handlungsfeld „Häusliche Gewalt“ wurde beispielhaft herausgearbeitet, wie 
bedeutsam dieses Thema den Bürgerinnen und Bürgern in den dafür 
ausgewählten Befragungsorten ist, welche Präventionsmaßnahmen durch 
kommunale Gremien bekannt sind und inwieweit alternative Präventions- und 
Bekämpfungsmaßnahmen als sinnvoll empfunden werden. 
Zudem wurden überblicksartig die wichtigsten Ergebnisse zum subjektiven 
Sicherheitsempfinden dargestellt. Generell besteht ein hohes subjektives 
Sicherheitsempfinden in allen 16 Städten und Landkreisen. Es lassen sich jedoch 
teils starke  Alters- und Geschlechtsunterschiede finden, die über verschiedene 
Variablen wie Verletzbarkeit, soziale Eingebundenheit oder Tageszeiten hinweg 
variieren. Auch das Schutz- und Vermeidungsverhalten wurde je nach Alter und 
Geschlecht unterschiedlich stark ausgeführt. Es kann dennoch festgestellt 
werden, dass die Bürger und Bürgerinnen sich nicht durch Waffen oder 
Pfefferspray schützen, sondern eher vermeiden, sich nachts auf öffentlichen 
Straßen und Plätzen zu bewegen. Ein Extremgruppenvergleich verdeutlicht die 
Unterschiede nochmals. 
Weiterhin gaben die Befragten an, dass sie sich auf öffentlichen Straßen und 
Plätzen sicher fühlen, wenn diese hell, gut überschaubar, vertraut und voller 
Menschen sind. Weniger fällt ins Gewicht, ob ein Ort über Fluchtmöglichkeiten, 
Polizeipräsenz, Überwachungskameras oder Notfallsysteme verfügt. 
Abschließend wurde versucht, die verschiedenen Entstehungs- und 
Einflussvariablen inferenzstatisch mit dem subjektiven Sicherheitsempfinden in 
Verbindung zu setzen. 
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ein Verbundprojekt  von:ein Verbundprojekt  von:
Meilensteinkonferenz
Die bürgerschaftliche Sicht auf 
die Sicherheitslage 
13. und 14. Juli 2011 
Tagungs- und Seminarzentrum agora Münster 
Prof. Dr. Manfred Bornewasser
Dr. Anne Köhn
 
























Konzeption lokale Sicherheit [EZK]
Politikwissenschaftlicher Vergleich :
Local Security and Safety Governance / Interagency Policing
Verwertungen:
Publikationen, Aus- und Weiterbildungsmanuale, Seminare 
[EZK]
Studie Subjektive Sicherheit / Sicherheitsbewertung [EMAU]
Was wurde gemacht?
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Sicherheitsempfinden in allen 16 
Städten und Landkreisen
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ein Verbundprojekt  von:
Handlungsfeld „Häusliche Gewalt“
- Rangfolge Kriminalitätsarten -
Kriminalitätsart
HG1 HG2 HG3 HG4 HG5
Rang MW Rang MW Rang MW Rang MW Rang MW
Häusliche Gewalt 7 5,38 6 6,22 8 5,56 6 6,37 3 6,58
Jugendkriminalität 1 7,58 1 7,61 1 7,62 1 8,01 1 6,87
Sucht und Drogen 4 6,81 3 6,93 3 6,8 2 7,86 4 6,47
Vandalismus/ Graffiti 3 6,92 7 5,44 4 6,47 7 6,34 7 5,82
Einbruchskriminalität 2 7,16 2 7,25 2 7,22 3 7,24 8 4,99
Bandenkriminalität 6 6,28 5 6,44 5 6,45 4 7,15 6 6,12
Gewalt im öffentlichen 
Raum
5 6,54 4 6,59 6 6,3 5 7,01 2 6,61
Korruption 9 5,28 9 5,16 7 5,75 8 6,18 5 6,4
Ladendiebstahl 8 5,35 8 5,3 9 5,31 9 5,6 9 4,84
1 = überhaupt nicht dringend; 10 = dringend
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ein Verbundprojekt  von:
Handlungsfeld „Häusliche Gewalt“






Ungefähr einem Fünftel der Bevölkerung 
der Städte und Landkreise sind 
Präventionsmaßnahmen zum Thema 
Häusliche Gewalt bekannt.
 
ein Verbundprojekt  von:
Handlungsfeld „Häusliche Gewalt“
- Nützlichkeit alternativer Präventionsaktivitäten -
Alternative 
Präventionsaktivität
HG1 HG2 HG3 HG4 HG5
Rang MW Rang MW Rang MW Rang MW Rang MW
Hilfeeinrichtungen ausbauen 
(Beratungsstellen, Frauenhaus)
8 1,65 7 1,56 7 1,65 3 1,58 4 1,49
Informationen über 
Hilfsangebote bekannt machen
7 1,6 5 1,51 5 1,62 6 1,71 3 1,46
Unterstützung bei der Trennung 
vom gewalttätigem Partner
4 1,42 2 1,39 2 1,39 2 1,42 2 1,31
Psycho-soziale Hilfen für Kinder 1 1,32 1 1,35 1 1,38 1 1,34 1 1,26
Hilfeleistung bei der 
Strafverfolgung
5 1,56 6 1,54 6 1,62 5 1,67 5 1,68
Sofortiger Wohnungsverweis 6 1,56 8 1,57 8 1,69 7 1,82 7 1,84
Enge Kooperation zwischen 
Polizei und Hilfeeinrichtungen
2 1,39 4 1,41 3 1,49 4 1,6 6 1,76
Intensive Verfolgung der Tat 
durch Staatsanwaltschaft auch 
ohne Anzeigeerstattung
3 1,39 3 1,4 4 1,61 8 1,84 8 1,97
1 = sehr nützlich 2 = nützlich 3 = weniger nützlich 4 = überhaupt nicht nützlich
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ein Verbundprojekt  von:
Stichprobe „Subjektives Sicherheitsempfinden“
• N=3920 aus 16 Städten und Landkreisen
• Durchschnittliches Alter: 41,32 Jahre
• Weiblich: 49,7%, männlich: 50,3%
• 96,4% deutsche Staatsbürgerschaft






















kein Abschluss Schuleabschluß abgeschl. BA Hochschule
 
ein Verbundprojekt  von:
Allgemeines Sicherheitsempfinden
• Gewichtung zur Erhöhung der Repräsentativität der Stichprobe sowie aufgrund 
der aus der Forschung bekannten starken Alters- und Geschlechtseffekten
– Single-Item-Messung SuSi tags ohne Gewichtung: 3,64 – mit Gewichtung 3,44
– Single-Item-Messung SuSi nachts über 60-Jährige ohne Gewichtung: 2,17 – mit Gewichtung: 2,58
1 = sehr unsicher 2 = ziemlich unsicher 3 = ziemlich sicher 4 = sehr sicher
 
ein Verbundprojekt  von:
Das subjektive
Sicherheitsempfinden 
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ein Verbundprojekt  von:














• Es zeigen sich leichte Alters- und Geschlechtsunterschiede
– Geschlechtsunterschiede sind beide signifikant, besitzen jedoch nur kleine bis mittlere Effekte
– Über 60-Jährigen unterscheiden sich signifikant hinsichtlich SuSi sowohl tagsüber als auch  nachts von den anderen 
Altersgruppen, die 15-30-Jährigen und die 30-60-Jährigen unterscheiden sich nur nachts signifikant
1 = sehr unsicher 2 = ziemlich unsicher 3 = ziemlich sicher 4 = sehr sicher
 
ein Verbundprojekt  von:
Alter*Geschlecht für Susi nachts
 
Geschlecht * Alter3Gruppen * sicher bei Dunkelheit Kreuztabelle 
Anzahl 
AlterGruppen sicher bei Dunkelheit 
15-30 J. 30-60 J. Über 60 J. Gesamt 
männlich 21 68 73 162 Geschlecht 
weiblich 43 57  69 169 
sehr unsicher 
Gesamt 64 125 142 331 
männlich 52 134 189 375 Geschlecht 
weiblich 128 170 102 400 
ziemlich unsicher 
Gesamt 180 304 291 775 
männlich 207 505 356 1068 Geschlecht 
weiblich 240 568 184 992 
ziemlich sicher 
Gesamt 447 1073 540 2060 
männlich 119 318 93 530 Geschlecht 
weiblich 41 113 58 212 
sehr sicher 






Männlich 15-30 J. 3,09
Weiblich 15-30 J. 2,62
Männlich 30-60 J. 3,04
Weiblich 30-60 J. 2,8
Männlich >60 J. 2,72
Weiblich >60 J. 2,5
Es finden sich nur bei der Altersgruppe der 15-30 Jährigen 
Geschlechtseffekte (Frauen sind ängstlicher als Männer). Dies 
werden dann durch Alterseffekte überdeckt.
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ein Verbundprojekt  von:
Selbstwirksamkeit/Vulnerabilität
1 2 3 4
fähig, bei Angriff zu
fliehen
fähig, bei Angriff zu
wehren
fähig, mit Angreifer zu
reden





1 = trifft vollkommen zu 2 = trifft eher zu 3 = trifft eher nicht zu 4 = trifft überhaupt nicht zu
Die wahrgenommene Verletzbarkeit wird hauptsächlich durch 
die Fähigkeit, sich wehren oder fliehen zu können, geprägt.   
 












































































1 = trifft vollkommen zu 2 = trifft eher zu 3 = trifft eher nicht zu 4 = trifft überhaupt nicht zu
 
ein Verbundprojekt  von:
Kriminalitätsfurcht 
Wenn Sie an die nächsten 12 Monate denken, wie sehr befürchten Sie…
1 = sehr 2 = eher 3 = eher nicht 4 = gar nicht
Im Durchschnitt als 
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ein Verbundprojekt  von:
Unterscheidung nach Stadtgröße













1 = sehr 2 = eher 3 = eher nicht 4 = gar nicht
Wenn Sie an die nächsten 12 Monate denken, wie sehr befürchten Sie…
 
ein Verbundprojekt  von:
Städtevergleich I
1 = sehr 2 = eher 3 = eher nicht 4 = gar nicht
 
ein Verbundprojekt  von:
Städtevergleich I - PKS
1 = sehr 2 = eher 3 = eher nicht 4 = gar nicht
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ein Verbundprojekt  von:
Städtevergleich II
1 = sehr 2 = eher 3 = eher nicht 4 = gar nicht
 
ein Verbundprojekt  von:
Städtevergleich II - PKS
1 = sehr 2 = eher 3 = eher nicht 4 = gar nicht
 
ein Verbundprojekt  von:
Schwere der Straftaten












Wenn Ihnen die nachfolgenden Straftaten widerfahren würden, für wie schwerwiegend halten Sie jede 
einzelne auf einer Skale von 1 (überhaupt nicht schwerwiegend) bis 10 (sehr schwerwiegend)?
 
 
Prof. Dr. Manfred Bornewasser & Dr. Anne Köhn 
70 
ein Verbundprojekt  von:
Informationssuche









ein Verbundprojekt  von:











• Insgesamt – 4,09
• Männlich/jung – 3,15
• Weiblich/alt – 5,43
Skala von 1 (überhaupt nicht ängstlich) 
bis 10 (sehr ängstlich):1 = trifft vollkommen zu 2 = trifft eher zu 3 = trifft eher nicht zu 4 = trifft überhaupt nicht zu
 
ein Verbundprojekt  von:
Vermeidungs- und Schutzverhalten
1 2 3 4
im Dunkeln nur in Begleitung raus
im Dunkeln nicht allein durch Parkanlagen
im Dunkeln nicht allein raus zum Vergnügen
Gruppen von Jugendlichen ausweichen
zu Hause sein, bevor es dunkel ist
im Dunkeln Fahrzeug nehmen statt zu Fuß




1 = trifft vollkommen zu 2 = trifft eher zu 3 = trifft eher nicht zu 4 = trifft überhaupt nicht zu
• Es zeigen sich kaum Unterschiede zwischen den beiden Gruppen hinsichtlich Schutzverhalten
– Es werden eher nicht oder überhaupt nicht Waffen zur Verteidigung getragen, sich Schutzhunde zugelegt, Pfefferspray gekauft 
oder Selbstverteidigungskurse gemacht
– Lediglich Frauen über 60 Jahre (2,49) schützen ihr Eigentum durch Schlösser und Alarmanlagen mehr als Männer zwischen 15 
und 30 Jahren (3,26)
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ein Verbundprojekt  von:
Wann fühlen sich die Bürger sicher?








Uniformierte auf der Straße
insgesamt männlich/jung weiblich/alt
Ich fühle mich draußen sicherer, wenn…
Die ersten Vier:
- Ort gut überschaubar
- Ort hell








1 = trifft vollkommen zu 2 = trifft eher zu 3 = trifft eher nicht zu 4 = trifft überhaupt nicht zu
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1. Vermeiden bei 
Dunkelheit





































































ein Verbundprojekt  von:
i  r lt
Vermeiden 
Dunkelheit
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Subjektives Sicherheitsempfinden als 
Handlungsmaxime? 
Vom Nutzen und Nachteil der SuSi für das Leben 
 
Prof. Dr. Thomas Görgen, Deutsche Hochschule der Polizei in Münster 
 
Prof. Dr. Thomas Görgen von der Deutschen Hochschule der Polizei in Münster 
beschäftigte sich in seinem Vortrag mit dem Thema „Subjektives 
Sicherheitsempfinden als Handlungsmaxime? oder Vom Nutzen und Nachteil 
der SuSi für das Leben“. Zu Beginn zeigte er, dass das subjektive 
Sicherheitsempfinden der Bürgerinnen und Bürger erklärte Handlungsmaxime 
der politischen Entscheidungsträger und der Polizei ist. Dann wies er auf 
kritische Stimmen hin, die einwenden, dass der angestrebte Schutz des 
Sicherheitsgefühls keine Legitimation grundrechtseingreifender Maßnahmen 
sein könne. Anhand mehrerer Studien zeigte Görgen auf, dass kriminalitäts- und 
gewaltbezogene Ängste (vor Straftaten, Krieg, Drogensucht oder Terrorismus) 
im Vergleich etwa zur Angst vor Naturkatastrophen und Wirtschaftskrisen eher 
schwach ausfallen. Mit weiteren Statistiken erläuterte Görgen, dass sich die 
Mehrheit der Deutschen in Deutschland sehr sicher, sicher und eher sicher fühlt 
und dass das Vertrauen in die Institution Polizei groß ist. Mithilfe einer Umfrage 
aus dem Bereich Koblenz wurde zugleich gezeigt, dass rund die Hälfte der 
Einwohner an bestimmten Plätzen im Stadtgebiet Unsicherheit empfindet.  
Vor dem Hintergrund dieser Bestandsaufnahme wurde die titelgebende Frage 
nach der Handlungsmaxime subjektives Sicherheitsempfinden aufgeworfen und 
im Hinblick auf polizeiliche Handlungsausrichtung (Sollen) und 
Handlungsoptionen (Können) bearbeitet. Beide Seiten bedingen einander; 
Können ohne Sollen ist bedenklich und Sollen ohne Können bleibt wirkungslos. 
Görgen betonte die Relevanz des Sicherheitsempfindens für die Lebensqualität 
und seinen polizeilichen Stellenwert als Erfolgskriterium und als für die 
Interaktion mit dem Bürger bedeutsame Größe. Er wies darauf hin, dass 
Maßnahmen als Ziel nicht „Furchtlosigkeit“, sondern nur ein den vorhandenen 
Risiken angemessenes Furchtniveau haben können und dass das Streben nach 
einer Verbesserung der erlebten Sicherheit in Konflikt mit Grundrechten und 
Freiheiten Dritter geraten kann. Dann befasste Görgen sich mit der Frage, 
inwiefern die Polizei die subjektive Sicherheit steigern kann. Er wies auf die 
Notwendigkeit einer nach Zielgruppen und Sozialräumen differenzierenden 
Vorgehensweise hin. Als Möglichkeiten schlug er vor entdramatisierende 
Informationen zu verbreiten, Schutzmöglichkeiten aufzuzeigen u.v.m. Er 
betonte jedoch zu Recht, dass es einen Zustand der vollständigen Abwesenheit 
von erlebter Unsicherheit nicht geben kann. Zum Schluss hielt Görgen fest, dass 
die Reduktion von Unsicherheit ein notwendiges und legitimes Ziel ist, wies 
aber darauf hin, dass es Grenzen hinsichtlich der Umsetzung geben muss, die 
durch knappe Ressourcen, aber auch durch Grundrechte gezogen werden. 
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Subjektives Sicherheitsempfinden als 
Handlungsmaxime?
oder 
Vom Nutzen und Nachteil 
der SuSi für das Leben
Prof. Dr. Thomas Görgen
Deutsche Hochschule der Polizei (Münster)
 
Website BMI:
• "Die Sicherheit der Bevölkerung, aber auch das Sicherheitsempfinden 
der Bürgerinnen und Bürger sind dem Bundesinnenministerium ein 
besonderes Anliegen."
PDV 100 (Nr. 1.1)
• "Die Polizei hat sich bei ihrem Tätigwerden nicht nur an der 
Sicherheitslage, sondern auch am Sicherheitsgefühl der Bevölkerung 





PDV 100 (Nr. 2.1.2.1 - polizeiliche Kriminalprävention):
„Ziele sind insbesondere
 Verhindern von Straftaten,
 Stärken des Sicherheitsgefühls,
 Stärken des Selbstschutzgedankens und Bewirken 
sicherheitsorientierten Verhaltens,
 Abbau von objektiv unbegründeter Kriminalitätsangst,
 Sensibilisierung der Bevölkerung für Gefahren, die aus Kriminalität 
erwachsen können,
 Beseitigen und Mindern von Kriminalitätsursachen,
 Verhindern des Entstehens oder Verfestigens kriminogener Faktoren.“
Erklärte Handlungsmaxime? Ja!
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„Die Polizei darf nicht einfach so „das Sicherheitsgefühl 
schützen“. Grundrechtseingreifende Maßnahmen lassen 
sich i.d.R. nicht mit dem Sicherheitsgefühl rechtfertigen. 
Auf der Grundlage des bestehenden Rechts ist der 
Schutz des Sicherheitsgefühls durch die Polizei nicht 
möglich, insbesondere lassen sich aus dem 
Sicherheitsgefühl keine Befugnisse gegenüber Dritten 
gewinnen.“ 
(Schewe, 2009, S. 259)
Zugleich als polizeiliches 
Handlungsziel umstritten
 
Wie steht es um die (kriminalitätsbezogene) 
subjektive Sicherheit?
Quelle: R+V-Befragung 2010: Viktimisierungsängste und andere Besorgnisse  




Dittmann (2009); SOEP-Daten  
Wie sicher fühlen Sie sich persönlich zurzeit in Deutschland?


















Sehr sicher Sicher Eher sicher Eher unsicher Unsicher Sehr unsicher
Bevölkerungsbefragung 2009, Sozialwissenschaftliches Institut der Bundeswehr  
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Wie groß ist Ihr Vertrauen in die Polizei?
Anteil der Befragten in %

















Gar kein Vertrauen 2 3 4 5 6 Sehr großes
Vertrauen
Keine Angabe
Allbus 2008  
Zu welchen Institutionen haben Sie großes Vertrauen?
Anteil der Befragten in %




















































































































































































Forsa-Befragung 2009 im Auftrag des „Stern“; 2008 Befragte  
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Lokale „Angsträume“
"Sicherheitsempfinden der Koblenzer Bürger„









 Erlebte Unsicherheit beeinträchtigt die Lebensqualität, kann zum 
Rückzug aus öffentlichen Räumen führen, Nachbarschaftlichkeit und 
informelle Sozialkontrolle reduzieren.
 Erlebte Sicherheit ist angenehm (für die sich sicher fühlende Person), 
aber nicht zwingend auch funktional und der Sicherheit zuträglich. 
Thesen zum „Sollen“ (1) 
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 Maßnahmen, die ausschließlich und direkt auf die Förderung subjektiver
Sicherheit gerichtet sind, 
 sind sinnvoll, soweit es um Individuen / Kollektive mit irrational erhöhten 
Viktimisierungsängsten geht (Zielrichtung: realistischere 
Gefährdungseinschätzung),
 können als Ziel nicht „Furchtlosigkeit“, sondern ein den vorhandenen 
Risiken angemessenes Furchtniveau haben.
 Sicherheitsempfinden ist für Polizei und andere Sicherheitsdienstleister ein 
Erfolgskriterium und eine für die Interaktion mit dem Bürger bedeutsame 
Größe. 
Thesen zum „Sollen“ (2) 
 
 Im Hinblick auf Wahrnehmung durch Bürger / Interaktion mit Bürgern 
stehen der Polizei auch andere Mittel zur Verfügung als die 
Einflussnahme aufs Sicherheitsempfinden  Governance-Prinzipien
(accountability/responsibility, transparency, fairness).
 Die Sorge um die subjektive Sicherheit kann – im Interesse der 
Legitimation von Kontrolle - instrumentalisiert werden. 
 Das Streben nach einer Verbesserung der erlebten Sicherheit kann in 
Konflikt mit Grundrechten und Freiheiten Dritter geraten.   
Thesen zum „Sollen“ (2) 
 
 Die Voraussetzungen professioneller Sorge um die subjektive 
Sicherheit verbessern sich, wenn Akteure verlässliche Daten zur 
Verfügung haben. Im beruflichen Alltag gewachsene Sichtweisen und 
Einschätzungen reichen nicht aus.
 Sicherheitsempfinden und Sicherheitsbedürfnisse sind über 
Sozialräume und Personengruppen nicht gleich verteilt. Konzepte zur 
Optimierung der subjektiven Sicherheit bedürfen einer entsprechend 
differentiellen Ausrichtung.
Thesen zum „Können“ (1) 
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Sicherheitsempfinden kann direkt und indirekt gefördert werden:
• Entdramatisierende Informationen über Risiken
• Aufzeigen von Schutzmöglichkeiten
• Kommunizieren von Erfolgen bei der Kriminalitätsbekämpfung
• Förderung von Nachbarschaftlichkeit / informeller Sozialkontrolle 
• …..
Thesen zum „Können“ (2)
 
 Einen Zustand der längerfristigen vollständigen Abwesenheit erlebter 
Unsicherheit wird es nicht geben. Sicherheitsbedürfnisse und 
sicherheitsbezogene Bewertungen sind kontextabhängig und justieren 
sich in einem System mit verändertem Gefährdungsniveau neu.
Thesen zum „Können“ (3)
 
 Soweit kriminalitätsbezogene Unsicherheiten auch Ausdruck 
projizierter allgemeiner Unsicherheiten sind, haben Polizei und 
Sicherheitsakteure wenig Möglichkeiten, hierauf mit ihren Mitteln 
einzuwirken.
Thesen zum „Können“ (4) 
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 Förderung „objektiver“ und „subjektiver“ Sicherheit sind verknüpft, aber 
nicht identisch:
 Gut kommunizierte Erfolge bei der Kriminalitätsbekämpfung 
können subjektive Sicherheit verbessern.
 Sensibilisierung für Risiken kann Sicherheit verbessern und 
zugleich Sicherheitsempfinden beeinträchtigen.
 im idealen Fall: Konvergenz von objektiver Sicherheit, subjektiver 
Sicherheit und Lebensqualität durch Maßnahmen (kommunaler) 
Kriminalprävention.
Thesen zum „Können“ (5) 
 
 Reduktion von Kriminalitätsfurcht / Förderung subjektiver Sicherheit ist 
ein notwendiges und legitimes polizeiliches Ziel.
 Zugleich gibt es und muss es Grenzen geben im Hinblick auf: 
 Allokation von Ressourcen
 adaptives Maß an Beeinträchtigung subjektiver Sicherheit
 „Kriminalisierung von Randständigkeit“
 Instrumentalisierung des Sicherheitsempfindens zur Legitimation 
von Kontrolle / Zwang
 Perspektivisch: Synergien / Konvergenzen von objektiver und 




Prof. Dr. Thomas Görgen
Deutsche Hochschule der Polizei (Münster)
Fachgebiet Kriminologie und interdisziplinäre Kriminalprävention
thomas.goergen@dhpol.de
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BaSiD: Barometer Sicherheit in Deutschland 
 




Sicherheit ist ein vielschichtiges, emotional und normativ aufgeladenes Konstrukt.2 
Die hieraus resultierenden komplexen Fragestellungen werden in einem 
interdisziplinären Forschungsverbund untersucht. Das Projekt BaSiD hat als ein 
Ziel, erstmals ein Monitoring zu objektivierten3 und subjektiven Sicherheiten in 
Deutschland zu erstellen, indem Wahrnehmungen, Lagebilder, Bedingungen und 
Erwartungen ermittelt und analysiert werden. An dem Verbund sind die 
gesellschaftswissenschaftlichen Disziplinen Kriminologie, Medien- und 
Kommunikationswissenschaften, (Sozial-)Psychologie, Soziologie und Ethik 
beteiligt. Das Konsortialprojekt mit sieben Partnern hat eine Laufzeit von drei 
Jahren; es hat im Juni 2010 begonnen und wird Ende Mai 2013 abgeschlossen. 
 
I.1 Kriminologischer Ausgangspunkt 
Aus kriminologischer Perspektive sind Sicherheitsparadoxa in unterschiedlichen 
Facetten festzustellen: 
 „Es wird immer zu viel Kriminalität geben.“4 
 Die Nachfrage nach Sicherheit ist unbegrenzt. 
 Mit zunehmender (technischer) Sicherheit erhöht sich das 
Sicherheitsbedürfnis. 
Unabhängig von der objektivierten Sicherheit ist sowohl ein Moment der 
Irrationalität in der Risikowahrnehmung als auch die Sehnsucht nach tatsächlicher 
                                           
1
 Vgl. hierzu auch die Homepage von BaSiD: http://basid.mpicc.de/basid/de/pub/startseite.htm. 
2
 So bereits 1970 Kaufmann, F.-X., Sicherheit als soziologisches und sozialpolitisches Problem, Stuttgart 1970, S. 
58. 
3
 Mit der Begriffswahl “objektiviert” soll verdeutlicht werden, dass tatsächliche Sicherheiten sozialen 
Konstruktionsprozessen unterliegen, die in der Wahrnehmung zu Über- und Unterschätzungen führen können; vgl. 
nur Berger, P. L./Luckmann, T., Die gesellschaftliche Konstruktion der Wirklichkeit, Frankfurt a. M. 1969. 
4
 Vgl. zu den Sicherheitsparadoxa den Impulsvortrag „Sicherheitswahrnehmungen und Sicherheitskulturen“ von 
Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jörg Albrecht am 1.12.2010 auf der Auftaktveranstaltung der Innovationsplattform 
„Gesellschaftliche Dimensionen der zivilen Sicherheitsforschung“, zuletzt abgerufen am 4.8.2011 
http://www.bmbf.de/pubRD/Impuls_Sicherheitswahrnehmungen_Albrecht_Auftakt_IPF_GesDim.pdf. 
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und beständiger Sicherheit zu beachten.5 Die subjektiv wahrgenommene Differenz 
zwischen Wunsch und Wirklichkeit könnte einen wichtigen Antrieb für die 
gegenwärtige Konjunktur des Sicherheitsstrebens bilden. 
Diese einleuchtende, wenngleich vereinfachende Annahme verkennt jedoch die 
Vielschichtigkeit der Sicherheitsproblematik und lässt eine Reihe von komplexen 
Fragestellungen zur Konstituierung, Konstruktion von und Diskrepanzen zwischen 
objektivierten und subjektiven Sicherheiten offen. Es verwundert daher nicht, dass 
zurzeit ein neues Interesse an der Erforschung von Gefühlen und von den 
Zusammenhängen mit Wahrnehmungen zu konstatieren ist.6 
 
II. Fragestellungen und Ziele des Projektes 
II.1 Fragestellungen7 
Objektivierte und subjektive Sicherheiten werden im Rahmen einer 
interdisziplinären Zusammenarbeit erfasst. Es erfolgt Grundlagenforschung in der 
Kriminologie, den Medien- und Kommunikationswissenschaften, der (Sozial-
)Psychologie, Soziologie sowie Ethik. Dabei lauten die zentralen gemeinsamen 
Fragestellungen wie folgt: 
 Was ist mit subjektiven Sicherheiten in der kognitiven, affektiven und 
verhaltensbezogenen Dimension gemeint? 
 Wie und durch wen werden Risiken bewältigt und objektivierte Sicherheiten 
hergestellt? 
 Wie kommt es zu einem Auseinanderfallen von objektivierten und 
subjektiven Sicherheiten? 
 Wie können Sicherheiten als sozial hergestellte Wirklichkeiten gemessen 
werden? 
II.2 Ziele8 
Das Forschungsprojekt bezweckt die Erstellung eines Barometers zu objektivierten 
und subjektiven Sicherheiten in einem interdisziplinären Verbund. Das 
Sicherheitsbarometer fokussiert sich auf Wahrnehmungen, Erwartungen und 
                                           
5
 Beck, Weltrisikogesellschaft, Frankfurt a. M. 2007, S. 32 f.; Stangl, W. im Interview, Wo das Böse wohnt, in: 
heureka unter http://www.falter.at/web/heureka/archiv/05_5/08.php. 
6
 Z.B. der Forschungsschwerpunkt am MPI für Bildungsforschung zur Geschichte der Gefühle unter Leitung von 
Ute Frevert, Informationen hierzu unter  http://www.mpib-berlin.mpg.de/de/forschung/geschichte-der-
gefuhle/projekte, zuletzt abgerufen am 09.08.2011 
7
 Vgl. auch die Homepage von BaSiD: http://basid.mpicc.de/basid/de/pub/startseite.htm. 
8
 Vgl. auch die Homepage von BaSiD: http://basid.mpicc.de/basid/de/pub/startseite.htm. 
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Gefühle zu Sicherheit in den Phänomenbereichen Kriminalität, Terrorismus, 
Naturkatastrophen und technische Großunglücke. Dabei wird berücksichtigt, dass 
die Wahrnehmung von Sicherheit weitere bedeutsame Dimensionen wie 
wirtschaftliche und soziale Sicherheit einschließt. Die exemplarische Studie basiert 
auf der Kombination von grundlegender Datenerhebung, Methodenentwicklung 
und anwendungsorientierter Auswertung in einem gesellschaftswissenschaftlichen 
Verbund. Design, Methodik und Resultate dieser Studie dienen als Grundlage und 
Orientierungsmaßstab für die Durchführung von Folgestudien. Hieraus erschließt 
sich das wissenschaftliche Potenzial der Studie, eine Theorie der (Un-)Sicherheit 
zu entwickeln. Langfristig ermöglicht das neue Forschungsdesign mit den 
erprobten innovativen Forschungsmethoden die Erhebung von 
Entwicklungsverläufen (z.B. durch Follow-up-Studien). Im europäischen 
Vergleich erlaubt die Studie die Realisierung von Längsschnittuntersuchungen. 
Deren Funktion erschöpft sich nicht in der Anschlussfähigkeit an die europäische 
Forschung. Vielmehr kann das beabsichtigte „Barometer zum 
Sicherheitsempfinden“ eine Pilotrolle einnehmen. Für die Zukunft stellt das 
Sicherheitsbarometer ein Instrument für ein Sicherheitsmonitoring zur Ermittlung 




Die Beschäftigung mit Kriminalitätsfurcht hat bereits eine lange Tradition. In den 
1960er Jahren wurden in Nordamerika die ersten großen Opferbefragungen 
durchgeführt, um Wahrnehmungen zu Kriminalität, der eigenen Opferwerdung und 
dem individuellen Täterverhalten zu erfassen.9 Die Messung der individuellen 
Reaktion auf Kriminalität dient hier als alternative Messlatte für die empfundene 
Sicherheit im sozialen Nahfeld und in der Gesellschaft. In Deutschland wurde mit 
der Stuttgarter Opferbefragung in den 1970er Jahren die erste Dunkelfeldstudie 
durchgeführt.10 
                                           
9
 Schwarzenegger, C., Die Einstellungen der Bevölkerung zur Kriminalität und Verbrechenskontrolle, Freiburg i. Br. 
1992, S. 82. 
10
 Stephan, E., Die Stuttgarter Opferbefragung, Wiesbaden 1976 am Max-Planck-Institut für ausländisches und 
internationales Strafrecht; seither liegt dort ein Schwerpunkt auf der Opferforschung und 
Kriminalitätswahrnehmungen. 
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III.2 Lebensqualitätsforschung 
Vor allem in den 1970 und 1980er Jahren war Sicherheit im Zusammenhang mit 
der Lebensqualität Gegenstand intensiver Untersuchungen.11 Die 
Lebensqualitätsforschung versteht subjektive Sicherheit als eine wesentliche 
Dimension von Lebensqualität und Wirklichkeit. Hierzu werden repräsentative 
Bevölkerungsbefragungen durchgeführt, die Fragen zum Sicherheitsempfinden und 
anderen subjektiven Aspekten der Lebensqualität enthalten und eine enge 
Wechselbeziehung konstatieren.12 Ende der 1980er Jahre entstand das „Community 
Policing“ in den USA.13 Danach soll sich bürgernahe Polizeiarbeit an den 
Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger in der jeweiligen Stadt orientieren, um 
einen Beitrag zur Steigerung der subjektiven Lebensqualität zu leisten. 
Diesbezügliche Studien richten sich auf die Wahrnehmung von Problemen in der 
Stadt und der Polizeiarbeit, auf Opfererfahrungen sowie auf das 
Sicherheitsgefühl.14 
III.3 Kommerzialisierung von Sicherheit 
In den 1970er Jahren vollzog sich in den USA ein entscheidender 
Paradigmenwechsel im Strafsystem, d.h. die Abkehr vom Behandlungsgedanken 
zu einer auf Abschreckung und Prävention setzenden Verbrechensbekämpfung 
(z.B. „three-strikes-doctrine“).15 Dieser Wandel weichte das staatliche 
Gewaltmonopol bei der Gefahrenabwehr und im Strafvollzug auf, indem 
mittlerweile Sicherheit als Ware verstanden wird und damit Kosten-Nutzen-
Abwägungen unterliegt. Primäre und sekundäre Prävention liegt häufig in den 
Händen privater Sicherheitsdienste oder Nachbarschaftsinitiativen, ebenso wie die 
tertiäre Prävention mit der konkreten Ausgestaltung von Strafen oder der 
Betreibung von Gefängnissen. In geringerem Umfang sind 
Privatisierungstendenzen hierzulande zu beobachten (z.B. Private Public 
Partnership).16 
                                           
11
 Z.B. Zapf, W., Individualisierung und Sicherheit. Untersuchungen zur Lebensqualität in der Bundesrepublik 
Deutschland, München 1987. 
12
 Arnold, H., Mindert Kriminalität Wohnzufriedenheit? Effekte subjektiver und objektiver Kriminalitätsindikatoren 
in der Bewertung von Nachbarschaft und Gemeinde. Vortragsmanuskript für den 15. Kongress für angewandte 
Psychologie in München 1989; Sterbling, A., Entwicklungen der subjektiven Sicherheit und Lebensqualität, 
Rothenburg/Oberlausitz 2009. 
13
 Vgl. Eisner, M., Lebensqualität und Sicherheit im Wohnquartier, Zürich 2000. 
14
 Z.B. Lukas, T., Kriminalprävention in Großsiedlungen, Berlin 2010; Obergfell-Fuchs, J., Ansätze und Strategien 
Kommunaler Kriminalprävention, Freiburg i. Br. 2001. 
15
 Vgl. hierzu Garland, D., Kultur der Kontrolle, Frankfurt a. M. 2008. 
16
 Hierzu gehören die Arbeiten von Gollan, L., Private Sicherheitsdienste in der Risikogesellschaft, Freiburg i. Br. 
1999 und von Obergfell-Fuchs, J., Möglichkeiten der Privatisierung von Aufgabenfeldern der Polizei mit 
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III.4 Kultur der Kontrolle 
Das 21. Jahrhundert kennzeichnen u.a. Terrorismusanschläge (World Trade Center 
am 11.09.2001), Katastrophen (Tsunami am 26.12.2004 und 11.03.2011) und 
Großunglücke (Fukushima ab 11.03.2011). (Inter)Nationale Anstrengungen richten 
sich auf die Vorsorge und Vorwegnahme solcher Ereignisse, so dass das staatliche 
Handeln in einer sich hochschraubenden Spirale von Risikoantizipation und 
Sicherheit verfangen ist. Dieser Prozess deutet auf einen grundlegenden Wandel in 
der Gesellschaft hin, wonach die Disziplinargesellschaft allmählich durch eine 
Kontroll-, Überwachungs- oder Sicherheitsgesellschaft abgelöst wird.17 Im 
Gegensatz zur Disziplinargesellschaft bezieht sich die technisierte 
Sicherheitsgesellschaft auf das empirisch Normale und dessen Verwaltung.18 An 
die Stelle der Disziplinierung mit der Orientierung an einer feststehenden, 
allgemeingültigen Norm tritt die „Verwaltung des empirisch Normalen“. In der 
Folge verfügt das Individuum über verschiedene Verhaltensoptionen innerhalb 
eines Toleranzrahmens. Der Einzelne ist dazu aufgerufen, sich am Aufspüren 
verdächtiger Individuen zu beteiligen und sich um seine Sicherheit durch konative 
Vorkehrungen zu kümmern. Werden jedoch die Toleranzgrenzen der verwalteten, 
berechenbaren, gesellschaftlichen Wirklichkeit verlassen, so stellt sich der 
Betroffene außerhalb des gesellschaftlichen Durchschnitts und mutiert zum 
„Fremden“, zum „gefährlichen Anderen“, wenn nicht gar zum „Feind der 
Gesellschaft“.19 Das zentrale Unterscheidungsmerkmal der Normalität stellen in 
diesem Kontext Dichotomien her: „Anpassung und Abweichung, Gut und Böse, 
Inklusion und Exklusion“. Diese scheinbar klare Abgrenzung sorgt wiederum für 
Unsicherheit, weil die flexiblen Trennungslinien situationsbezogene Anpassungen 




                                                                                                                                        
Auswirkungen auf das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung, in: Bundeskriminalamt (Hrsg.): Forum 1999. Wiesbaden 
1999, S. 27-40 und ders., Ansätze und Strategien kommunaler Kriminalprävention, Freiburg i. Br. 2001.  
17
 Für Sicherheitsgesellschaft Singelnstein/Stolle, Die Sicherheitsgesellschaft. Soziale Kontrolle im 21. Jahrhundert, 
2. Aufl., Wiesbaden, 2008, S. 115. 
18
 Lemke, Gouvernementalität, in: Kleiner (Hrsg.), Michel Foucault. Eine Einführung in sein Denken, Frankfurt a. 
M. 2001, S. 112; Singelnstein/Stolle, Die Sicherheitsgesellschaft. Soziale Kontrolle im 21. Jahrhundert, 2. Aufl., 
Wiesbaden, 2008, S.59. 
19
 Bukow, Kriminalisierung als gouvernementales Instrument von Einwanderungspolitik, in: Sessar (Hrsg.), 
Herrschaft und Verbrechen. Kontrolle der Gesellschaft durch Kriminalisierung und Exklusion. Berlin 2008, S. 172; 
in ihrer schlimmsten Zuspitzung erlaubt die Markierung als „Feind“ sogar den Einsatz menschenunwürdiger 
Vernehmungsmethoden (waterboarding) und die menschenunwürdige Unterbringung in Lagern (Guantanamo). 
20
 Baudrillard, Der Geist des Terrorismus, Wien 2002, S. 88 f. mit einer pessimistischen Sicht: „In der Entfremdung 
gibt es dagegen keinen Anderen, kein Anderes mehr. … Keinen Anderen, kein Anderes mehr zu haben, wie in der 
Entfremdung, sich nur mit sich selbst zu identifizieren, das ist, denke ich, unsere Situation, das ist die Situation 
unserer Kultur. Diese Situation ist nicht mehr dialektisch und führt daher nicht mehr zur Synthese.“ 
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IV. Der Begriff „Sicherheit“ 
Vor dem Hintergrund eines Gefahrenszenarios wird der Begriff „Sicherheit“ meist 
nicht hinterfragt, so dass Unklarheit über dessen Inhalt und Konturen besteht.21 
Ebenso wenig erschöpft sich dessen Bedeutung in einer Negativbestimmung der 
‚Abwesenheit von Gefahren„.22 
Der Begriff Sicherheit ist der lateinischen Sprache entlehnt und geht auf das Wort 
securus bzw. sine cura zurück, das „ohne Sorge“ bedeutet.23 Sicherheit speist sich aus 
Angstfreiheit, Geborgenheit und Vertrauen. Sicherheit wurzelt in dem Vertrauen, 
dass sich Risiken nicht verwirklichen werden oder dass die Gesellschaft bzw. das 
Individuum Folgeschäden aus Risiken bewältigen können24. Hieraus ergibt sich, 
dass Sicherheit sowohl ein elementares menschliches Grundbedürfnis als auch eine 
komplexe gesellschaftliche Leitidee darstellt.25 
 
V. Konzeption des Projektes26 
Konsortialführer ist das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Strafrecht und hat folgende Konsortialpartner: 
– Bundeskriminalamt (BKA), Kriminalistisch-Kriminologische Forschung 
und Beratung (KKFB) 
– Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung (ISI), Karlsruhe 
– Institut für Soziologie (IfS), Albert-Ludwigs-Universität Freiburg 
– Internationales Zentrum für Ethik in den Wissenschaften (IZEW), Eberhard 
Karls Universität Tübingen 
                                           
21
 Ruhne, R., ‚Sicherheit„ ist nicht die Abwesenheit von ‚Unsicherheit„ – Die soziale Konstruktion 
geschlechtsspezifischer (Un)Sicherheiten im öffentlichen Raum, in: Gestring, N. et. al., Jahrbuch Stadt/Region 2002, 
Opladen 2003, S. 61. 
22
 Ruhne, R., ‚Sicherheit„ ist nicht die Abwesenheit von ‚Unsicherheit„ – Die soziale Konstruktion 
geschlechtsspezifischer (Un)Sicherheiten im öffentlichen Raum, in: Gestring, N. et. al., Jahrbuch Stadt/Region 2002, 
Opladen 2003, S. 61. 
23
 Ursprünglich handelte  es sich um einen rechtlichen Begriff („frei von Schuld, Pflichten, Strafe“). Das Wort 
„versichern“ im Sinne von „gegen Schaden vertraglich absichern“ kam erstmals  in der Seefahrt des 17. 
Jahrhunderts vor.. Bereits in der Antike wurde „Securitas“ rechtlich als  „Pfand, Quittung“ verstanden; vgl. 
Schrimm-Heins, A., Gewissheit und Sicherheit. Geschichte und Bedeutungswandel der Begriffe certitudo und 
securitas (Teil I). In:  Gadamer,/Ritter/Scholtz (Hg.): Archiv für Begriffsgeschichte. Bonn 1991, S. 123–213 – mit 
Dank an Dr. Michael Nagenborg für diesen Hinweis. 
24
 Albrecht, H.-J., Sicherheitswahrnehmungen im 21. Jahrhundert, Vortrag 30.10.2009 Freiburg 
http://www.mpicc.de/shared/data/pdf/workshop_sicherheit09_albrecht.pdf. 
25
 Vgl. das grundlegende Werk von Kaufmann, F.-X., Sicherheit als soziologisches und sozialpolitisches Problem, 
Stuttgart 1970. 
26
 S. im Folgenden auch die Homepage von BaSiD: http://basid.mpicc.de/basid/de/pub/startseite.htm. 
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– Katastrophenforschungsstelle am Institut für Sozialwissenschaft (KFS), 
Christian-Albrechts-Universität Kiel, Steinbeis-Transfer-Institut 
Gefahrenmanagement und Prävention Berlin 
– Kommunikations- und Medienwissenschaften (KMW), Heinrich-Heine-
Universität Düsseldorf 
Sicherheiten werden auf drei Ebenen erfasst, d.h. 1. individuelle Wahrnehmung, 
Einstellung und Verhaltensweisen (Individuum), 2. objektivierbare Daten und 
institutionelle Regeln für Großaggregate (Bund, Länder, Kreise [Strukturen]) und 
3. gesellschaftliche Sicherheitskommunikationen (Kommunikation). Die 
nachstehende Abbildung veranschaulicht die Konzeption und die Vernetzung der 





















Abb. 1: Konzeption des interdisziplinären Gesamtprojektes 
 
Im Modul 1 erfolgt eine theoretische Voruntersuchung zum Begriff „Sicherheit“ 
des IZEW in Tübingen mit einem historischen Überblick über die Entwicklung 
unterschiedlicher Begriffe von „Sicherheit“ sowie einem Beitrag zur Bestimmung 
der epistemologischen Differenz zwischen subjektiver und objektiver 
Sicherheitswahrnehmung. Um die Beschaffenheit von Sicherheitslagen geht es in 
Modul 2. Es erfolgt eine Zusammenstellung objektivierbarer Daten vom KFS und 
BKA über Schadensereignisse zu den Phänomenen Naturkatastrophen, 
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Terrorismus und Kriminalität in Deutschland. Zusätzlich wird ein Sozialindex
27
 zur 
Messung von Katastrophenrisiken („soziale Vulnerabilität“) entwickelt, um 
prospektiv georeferenzierte Aussagen über besonders gefährdete Regionen und 
Sozialstrukturen zu ermöglichen. Modul 3 besteht aus einer explorativen Studie 
des IfS mit weitgehend offenen Methoden und einer repräsentativen 
Bevölkerungsbefragung des MPI zu subjektiven Wahrnehmungen und 
Einschätzungen zu (Un-)Sicherheiten. Die Hauptziele des Moduls bestehen darin, 
die lebensweltliche und biographische Bedeutung von Sicherheiten und 
Einschätzungen zu erfassen sowie ein repräsentatives Bild zu 
Sicherheitsbefindlichkeiten zu gewinnen. Das BKA leistet in Modul 4 einen 
Beitrag zur Dunkelfeldforschung mit der Erforschung von Viktimisierung und 
Kriminalitätsfurcht. An der Konzeption und Auswertung der repräsentativen 
Dunkelfeldstudie ist das MPI beteiligt. Im Modul 5 geht es um die Untersuchung 
von Gefährlichkeitsattribuierungen, nämlich wie Gefahren im Zuge der Aneignung 
von Räumen mental verräumlicht werden.
28
 Die KFS führt Begehungen in einem 
Stadtteil der fremden Stadt Hamburg und in der eigenen Stadt Kiel mit Laien und 
verschiedenen Personalen der polizeilichen und nicht-polizeilichen 
Gefahrenabwehr (Polizei, Feuerwehr, Amt für Zivil- und Katastrophenschutz, 
Sozialarbeit) durch. Das Modul 6 beschäftigt sich mit der reziproken Dynamik von 
Technikgenese und (Un-)Sicherheitserwartungen hinsichtlich in der Entwicklung 
befindlicher Technologien. Das IfS geht der Frage nach, welche Effekte zwischen 
Technisierungsprozessen und (Un-)Sicherheitserwartungen bestehen.
29
 In diesem 
Kontext untersucht das ISI, in welcher Hinsicht sich (Un-)Sicherheitsgefühle 
zeigen.
30
 Am Beispiel neuer Technologien des Sicherheitssektors werden in 
Workshops partizipative Verfahren entwickelt, die zu mehr Transparenz für 
Akzeptanzprozesse bei technologischen Innovationen führen werden. Das Modul 7 
zum Medienmonitoring
31
 möchte die Frage nach gesellschaftlichen 
Gefährdungswahrnehmungen und Sicherheitserwartungen in den deutschen 
Medien beantworten. Hierzu führt das KMW eine standardisierte Inhaltsanalyse 
eines Mediensamples durch, das die Facetten des deutschen Medienangebots 
widerspiegelt. Eine ethische Begleitforschung und normative 
Technikfolgenabschätzung erfolgt in Modul 8, in dem das IZEW vier Expertisen zu 
                                           
27
 Auf der Basis bestehender Datensätze wie ALLBUS. 
28
 Vgl. Bourdieu, P., Ortseffekte, in: Pierre Bourdieu et. al.: Das Elend der Welt. Konstanz 1997, S. 159-168 und 
Douglas, M./Wildavsky, A., Risk and Culture. An Essay on the Selection of Technological and Environmental 
Dangers. Berkeley, Cal. 1983. 
29
 Kaufmann, S., Technik als Politik. Zur Transformation gegenwärtiger Grenzregimes der EU, Comparativ 2008, 
18. Jg., Heft 1, 42-57. 
30
 Dierkes, M., Leitbild und Technik: zur Entstehung und Steuerung technischer Innovationen, Berlin 1992. 
31
 Emmer, M./Kuhlmann, C./Vowe, G./Wolling, J., Der 11. September – Informationsverarbeitung, Medienwahl, 
Anschlusskommunikation. Ergebnisse einer Repräsentativbefragung zu einem Ereignis mit extremem 
Nachrichtenwert. In: Media Perspektiven 2002, H. 4, S. 166-177. 
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Itementwicklung, Befragung, Datenauswertung und Zusammenführung der 
Ergebnisse aus dem Bereich der angewandten bzw. anwendungsorientierten Ethik 
erstellt sowie ethische Leitlinien für eine gute wissenschaftliche Praxis im Rahmen 
eines kontinuierlichen Sicherheitsmonitoring erarbeitet. Im vom MPI bearbeiteten 
Modul 9 wird das Sicherheitsbarometer aufbereitet, das als Querschnitt der Module 
1 bis 8 fungiert und zusätzlich Aussagekraft für objektivierte Sicherheiten, 




Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das Sicherheitsbarometer innovative 
und interdisziplinäre Forschungsansätze zusammenführt. Durch die Aufarbeitung 
von theoretischen Ansätzen und Konstrukten aus der Kriminologie, Soziologie, 
(Sozial-)Psychologie, Kommunikations- und Medienwissenschaft, 
Rechtswissenschaft sowie Ethik ist es möglich, eine theoriegeleitete Entwicklung 
von neuen Befragungsinstrumenten voranzutreiben, die in qualitativen und 
quantitativen Erhebungen zum Einsatz kommen werden. Mit der dadurch 
entstehenden Datenbasis zu objektivierten und subjektiven Sicherheiten, die in 
Deutschland und in Europa eine Pilotfunktion besitzt, können die genaueren 
Zusammenhänge zwischen Wahrnehmungen, Erwartungen und Gefühlen erfasst 
und analysiert werden. Von besonderer sicherheitspolitischer Bedeutung ist der 
inhaltliche Forschungsschwerpunkt zur Akzeptanz von Sicherheitstechnologien 
und -strategien in der deutschen Bevölkerung. Erstmalig werden damit die 
Einstellungen der Bürgerinnen und Bürger zu Sicherheitstechnologien 
systematisch erforscht. 
Die sorgfältig entwickelten Methoden und Instrumente zur Erfassung und Analyse 
objektivierter und subjektiver Sicherheiten, wie sie im Rahmen des 
Sicherheitsbarometers entstehen werden, werden auch fortlaufende Erhebungen 
ermöglichen. Wünschenswert wären insbesondere periodische Wiederholungen der 
repräsentativen Bevölkerungsbefragungen oder die Aufnahme einzelner 
Befragungsitems bzw. ganzer Fragebögen in andere nationale und internationale 
Umfragen. Damit könnte schließlich die Entwicklung von objektivierten und 
subjektiven Sicherheiten im Zeitverlauf verfolgt und Kausalitäten, wie z.B. die 




Sicherheitsproduktion im Verbund:                  
Policing-Konzepte für die lokale Sicherheit 
Andreas Kohl, Europäisches Zentrum für Kriminalprävention e.V.  
Über die Art und Weise des „Polizierens“ diskutieren Praktiker und Theoretiker 
seit Jahrzehnten,  besonders in den angelsächsischen Ländern werden immer 
wieder Konzepte ersonnen, um die – besonders urbane – Polizeiarbeit zu 
verbessern.  Seit den 70er Jahren sind so Schlagworte wie „Broken Windows“, 
Community Policing“ oder „Zero Tolerance“  international diskutiert worden, 
teilweise wurden die Konzepte auch in die Polizeipraxis umgesetzt. Zentrale 
Themen dieser Konzepte sind die Konzentration der Polizei auf als wichtig 
erkannte Personengruppen oder Orte (Hot Spots), die Organisation der 
Informationsgewinnung und die Analyse der Informationen. Besonders das 
Intelligence-Led Policing legt Wert auf die letzten beiden Faktoren sowie die 
Vernetzung der Polizei mit externen Akteuren. 
Auch in Deutschland findet eine Diskussion über die richtige Art und Weise des 
Polizierens statt, die Beschäftigung mit diesem Thema ist jedoch erst seit den 
90er Jahren intensiver geworden. Einige der angelsächsischen Konzepte werden 
hierzulande kritisiert, weil sie nicht die Ursachen von Kriminalität, sondern 
lediglich die Folgen bekämpfen und aus der Sicht der Kritiker damit zu kurz 
greifen. Auch die anderswo schon etablierte Evaluation polizeilicher Arbeit ist 
in Deutschland erst verzögert in die Praxis umgesetzt worden. Betrachtet man 
die beschriebenen Konzepte und ihre bisher evaluierten Praxiserfahrungen in 
vorwiegend angelsächsischen und skandinavischen Ländern, so lassen sich 
Gelingensfaktoren auch für die deutsche Polizeiarbeit destillieren:  Die 
Gewinnung und Analyse von Informationen, die strategische Ausrichtung der 
Polizeiarbeit und Ausbildung der Fachleute sowie die Evaluation haben in der 
Polizeipraxis Erfolge gezeigt und sollten auch in Deutschland stärker 
implementiert werden.  Die Kriminalprävention kann vom Konzept 
„Intelligence-Led Policing“ einige Bestandteile übernehmen, das Ziel ist hier 
eine „Analysegeleitete Kriminalprävention“. 





Policing-Konzepte für die 
lokale Sicherheit




- Rezeption in Deutschland





















- Unterstützung durch Hilfspolizeien




- Erweiterung des Polizierens
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Policing-Konzepte:  „Modell New York“
- Basiert auf Broken Windows






Policing-Konzepte:  Intelligence-Led Policing
Ziele: 
- Konzentration auf aktive Täter
- Untersuchung von miteinander verbundenen
Straftaten und Vorfällen
- Management von Hotspots
- Suche geeigneter lokaler Partner
8
 
Policing-Konzepte:  Intelligence-Led Policing
Was ist Intelligence?









Policing-Konzepte:  Intelligence-Led Policing
Herausforderungen:
Woher kommen die Informationen?
- Polizei/Strafverfolgungssektor
- externe Kooperationspartner
-> Polizei muss Netzwerke aufbauen:
- zur Informationsgewinnung
- zur Informationsanalyse




Generell: Situation in Deutschland:
- Wissenschaftliche Betrachtung von Polizeiarbeit 
hinkte lange hinter angelsächsischen Staaten
zurück
- Kriminalprävention wird erst 1985/1990 
als praktische Disziplin betrachtet






- “Root causes” werden zugunsten von “policy  
Measures” ignoriert
- Broken Windows ist nicht bewiesen








- Besondere politische Lage hat 1997ff. zu sehr
emotionaler Debate geführt
- Reizworte sind zu vermeiden!


























Teilprojekt: Praktische und pädagogische       
Verwertung der Forschungsergebnisse 
Marcus Kober, Europäisches Zentrum für Kriminalprävention e.V. 
 
Eingebettet in das Gesamtprojekt „Kooperative Sicherheitspolitik in der 
Stadt“ verfolgt das Teilprojekt u.a. das Ziel, Ergebnisse, die die Verbund-
partner in ihren empirischen Untersuchungen zu Tage fördern, in Form von 
Handreichungen aufzubereiten, um den unterschiedlichen Akteuren praxis- 
und zielgruppengerechte Orientierungshilfen für die Arbeit in kriminalprä-
ventiven Gremien bieten zu können. Für die Aus- und Weiterbildung der 
betroffenen Professionen (v. a. Polizei, Kommunalverwaltung, Sozialar-
beit) werden darüber hinaus – vorrangig für die Anwendung innerhalb der 
einschlägigen Fachhochschulen – Unterrichtsmodule entwickelt, um bishe-
rige und neue Forschungsergebnisse zum Themenfeld kooperative Sicher-
heitspolitik in didaktisch geeigneter Form verwertbar zu machen. 
 
Zu diesem Zweck wurden bis zum Zeitpunkt der Meilensteinkonferenz fol-
gende Arbeitsschritte durchgeführt: 
 Auf Grundlage einer Analyse vorhandener Publikationen zum The-
menfeld sind solche Bereiche identifiziert worden, in denen bisher 
wenige Informationen für die kommunale Präventionspraxis aufbe-
reitet worden sind. 
 Neben der systematischen Ermittlung vorhandener Informationsan-
gebote bestand ein weiterer Arbeitsschritt darin, die Bedarfe unter-
schiedlicher Zielgruppen zu ermitteln. Methodisch standen dabei die 
folgenden Vorgehensweisen im Vordergrund: 
o  Identifikation von Problemfeldern und erkannten Bedarfen in 
der aktuellen Fachliteratur 
o  Interviews mit Experten, die in der Ausbildung der Polizei 
und anderen Berufsgruppen tätig sind 
o  Bedarfsabfragen bei parteiennahen Stiftungen, die Fort- und 
Weiterbildungsangebote zum Thema „kommunale Sicher-
heitspolitik“ offerieren 
o  Bedarfsabfrage bei Landespräventionsgremien 
 
Basierend auf diesen Vorarbeiten werden im folgenden Vortrag  
                                           
 Der Autor ist Geschäftsführer des Europäischen Zentrums für Kriminalprävention e.V. 
und Projektleiter im Teilprojekt „Praktische und pädagogische Verwertung der For-
schungsergebnisse“. 
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 ausgewählte Qualifizierungsangebote im Bereich der Kriminalprä-
vention skizziert, 
 Inhalte eines modularen Aus- und Weiterbildungskonzeptes vorge-
stellt, das im weiteren Projektverlauf in den verschiedenen Zielgrup-
pen zur Anwendung gebracht und ausgestaltet werden soll, sowie 











1. Rezipientengerechte Verwertung der 
Forschungsergebnisse




- Analyse aktueller Fachliteratur
- Experteninterviews (LAFP NRW, LKA NS, parteinahe 
Stiftungen)
- schriftliche Befragung 
(Kommunen, Landespräventionsgremien) 
- Ermittlung vorhandener Fortbildungs- und 
Qualifizierungsansätze
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Zusammenfassung Bedarfsanalyse
• Mangel an Publikationen die über Einzelthemen 
(z.B. Projektmanagement/Evaluation, 
Öffentlichkeitsarbeit etc.) hinausgehen
• Forschungsfokus: Neben konzeptionellen, 
organisatorischen und strukturellen Fragestellungen -
> Interinstitutionelle Zusammenarbeit verschiedener 
Professionen
• Misslingensrisiken: fehlende Kenntnisse über 





 „Akademisch“, Bsp. A EUROPEAN MASTER S IN 
URBAN SECURITY, EFUS
 „Deliktisch“, Bsp. Institut Psychologie und 
Bedrohungsmanagement
 „Praktisch“, Angebot des LPR Hessen
 „Berufsgruppenspezifisch“, Bsp. Angebote für 
Lehrer
 „Ganzheitlich“; Beccaria Programm LPR NS
 





















Wahlfach: Kommunale Kriminalprävention / Kooperative Sicherheitspolitik Zielgruppe: Auszubildende: Kommunen; Soziale Arbeit)
Wahlfach: Kommunale Kriminalprävention / Kooperative Sicherheitspolitik (Zielgruppe: Auszubildende Polizisten) 
Modulare Publikation: Kommunale Kriminalprävention: Zielgruppen: Präventionspraktiker, interessierte Laien
Fortbildungsseminare
1 bis 1 ½ Tage:
- Fortbildung Soziale
Arbeit
- Fortbildung der Polizei







Auszubildenden und Praktikern verschiedener Professionen sowie 
interessierten Laien in den Kommunen soll eine grundlegende 
Informationsbasis zu theoretischen Grundlagen, konzeptionellen 
Annahmen sowie Struktur- und Gestaltungsmerkmalen der 
kommunalen Kriminalprävention vermittelt werden. Sie sollen 
außerdem  für die Heterogenität des Akteursumfeldes sowie daraus 
resultierende Chancen und potentielle Probleme sensibilisiert werden.
Eine Einführung in Grundlagen der Methoden des 
Projektmanagement und die Vermittlung von Grundlagen der 
Evaluation sollen die Rezipienten in erster Linie für die Sinnhaftigkeit 
dieser Instrumente sensibilisieren.
 
Modul 1: Grundlagen der Kriminologie
• Was ist Kriminologie?
- Was kann sie zur Lösung praktischer Probleme beitragen?
• Vorstellung einer Auswahl kriminologischer Theorien
- Wie entsteht Kriminalität?
- Theorien zum abweichenden Verhalten
- Wodurch wird Kriminalitätsaufkommen beeinflusst?
• aktuelle Erklärungsansätze für einzelne Kriminalitätsphänomene
- Jugenddelinquenz- und Kriminalität
- Gewaltkriminalität
- Bandenkriminalität
• Kriminalitätsmessung und ihre Probleme
- Hell- und Dunkelfeld
- das subjektive Sicherheitsgefühl: Relevanz und Probleme
 
Modul 2: Kommunale Kriminalprävention
• Bedeutung der Prävention
- „Vorbeugen ist besser als heilen“
- Begrenztheit repressiver Ansätze (Massenkriminalität)
• Theoretische Annahmen / Begrifflichkeiten
- Strukturmodell: primär, sekundär, tertiär
- generelle vs. spezifische Prävention
• Differenzierung von Präventionsbegriffen
- Veränderung von Verhältnissen (ursachenorientiert) oder 
Tatgelegenheitsstrukturen?
-Vor- und Nachteile verschiedener Präventionsansätze
- Abgrenzung von „Unordnung“ (disorder), Devianz, Kriminalität
• Strukturprinzipien der KKP
• Erscheinungsformen der KKP: quantitative und qualitative 
Erkenntnisse
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Modul 3: Kooperation und Vernetzung
• Warum macht es Sinn zu kooperieren?
- Nachhaltigkeit ganzheitlicherer Lösungen
- Ausschöpfung von Synergien
- Austausch von Ressourcen: Finanzen, Infrastrukturen + 
Informationen
• Unterschiede und Gemeinsamkeiten verschiedener beteiligter 
Akteure (Bsp. Polizei und Soziale Arbeit)
- wesentliche Rechtsgrundlagen
- institutionelle Arbeitsstrukturen
- Ziele und Methoden der jeweiligen Interventionsansätze
• Einblick in die Praxis verschiedener Akteure (Praxisberichte, 
Hospitationen)
• Schnittstellen zwischen Polizei und Sozialer Arbeit (z.B. 
Krisenintervention, Inobhutnahme)
• Vermittlung von Basiswissen über die Arbeit weiterer typischer 
Akteure (z.B. Schule, Justiz, Kommunalverwaltung)
• Fremd- und Selbstbilder
 
Modul 4: „Projektmanagement“






- Problemanamnese: Kriminalitätslagebild / KRA




- Gestaltung von Gruppenarbeit
- Moderation / Präsentation
 
Modul 5: Evaluation
• Warum sollte man sich mit diesem (ungeliebten) Thema beschäftigen?




• Theoretische Grundlagen / Anforderungen an die Praxis:
- Evaluationstypen: formativ, prozessorientiert, summativ
- Abgrenzung Fremd- und Selbstevaluation: Wer kann was (selbst) 
machen?
- Was sollte immer mit bedacht werden?

















Wie schätzen Sozialarbeiter die Polizei ein?





















Wie schätzen Sozialarbeiter die Polizei ein?
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Wie schätzen Polizisten Sozialarbeiter ein?




















Wie schätzen Polizisten Sozialarbeiter ein?
 
Kennen Sie wichtige gesetzliche Grundlagen, die das berufliche Handeln 
der Sozialen Arbeit / Polizei bestimmen?
BGB-Schutz von misshandelten Kindern; 
Elternschutz/Jugendschutzgesetz









SGB, aber inhaltlich nicht bekannt
SGBB, GG, JGG
Soziales Gesetzbuch
§ 1 + PG allgemein
§ 8 PolG








SGB I, VIII; JGG
SGB VIII, GewSchG
SGB VIII, SGB X








Qualifizierungsbedarfe kommunaler  
Präventionsgremien  
Erfahrungen aus der praktischen Arbeit 
Thomas Müller, Polizei Niedersachsen 
 
Thomas Müller hielt bei der Meilensteinkonferenz einen Vortrag zum Thema 
„Qualifizierungsbedarfe kommunaler Präventionsgremien. Erfahrungen aus der 
praktischen Arbeit.“ Müller arbeitet seit 1997 im Bereich Prävention und ist seit 
2010 Vertreter der kommunalen Gremien im Vorstand des 
Landespräventionsrates Niedersachsen. 
Grundlagen für die praktische Arbeit sind Wissen über die Grundlagen der 
Kriminologie, Grundwissen zum Thema Kriminalprävention und Wissen über 
Risiko- und Schutzfaktoren. Es gibt einen Bedarf an Qualifizierung bei den 
theoretischen Grundlagen; die Gremien brauchen Wissen über 
Rahmenbedingungen und Strukturen von Netzwerkarbeit, die erfolgreiche 
Organisation von Gremiensitzungen und eine wirksame Öffentlichkeitsarbeit.  
Müller betonte, dass für eine erfolgreiche Zusammenarbeit vor allem ein 
interdisziplinärer Erfahrungsaustausch, professionsübergreifende Fortbildungen 
und ein gemeinsames Verständnis von Kriminalprävention entscheidend sind. 
Hinsichtlich der Wirkung von kriminalpräventiver Zusammenarbeit ging Müller 
auf den Sherman-Report, das Düsseldorfer Gutachten und andere ein. Um die 
Qualität und Wirksamkeit von Präventionsgremien zu verbessern, ist eine 
höhere Qualifizierung notwendig. Diese kann zum Beispiel durch 
praxisorientierte Hilfen zur Recherche und methodische Angebote erfolgen. Als 
Vorbild dienen Beispiele kommunaler Programme und die „Grüne Liste 
Prävention“.  
Akteure, die sich zu einem kommunalen Präventionsgremium 
zusammenschließen, brauchen vor allem Wissen über Projektmanagement und 
Unterstützung und Beratung bei der praktischen Umsetzung des Projekts.  




Erfahrungen aus der praktischen Arbeit
Koreferat aus Anlass der Meilensteinkonferenz des 
Projektes Kooperative Sicherheitspolitik in der Stadt am 
13./14. Juli in Münster
Thomas Müller, Polizeirat, Polizeidirektion Osnabrück
Tel: 0541-327-1003, thomas.mueller2@polizei.niedersachsen.de 
 
„Präventions-Vita“ Thomas Müller
 seit 1981 Polizeibeamter
 1997 – 2000 Beauftragter für Kriminalprävention bei der 
Polizeidirektion Hannover
 2001 – 2005 Landespräventionsrat Niedersachsen, 
Gründungs- Struktur – und Projektberatung 
kommunaler Gremien in Nds.
 2007 – 2011 Leiter Polizeikommissariat Papenburg
 seit 2007 Dozent im Beccaria- Qualifizierungsprogramm 
Kriminalprävention des LPR Niedersachsen
 2008 – 2011 Vorsitzender Kriminalpräventionsverein 
Papenburg
 seit 2010 Vertreter der kommunalen Gremien im 
Vorstand des Landespräventionsrates Niedersachsen
 
Qualifizierungsbedarfe  - Grundlagen -










 Möglichkeiten und Grenzen
 Förderliche Rahmenbedingungen 
und Strukturen von Netzwerkarbeit
 Organisation von Gremien
 Öffentlichkeitsarbeit
Qualifizierungsbedarfe 
- Kommunale Kriminalprävention -
 




 Gemeinsames Verständnis von 
Kriminalprävention
Qualifizierungsbedarfe 
- Kommunale Kriminalprävention -
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 Praxisorientierte Hilfen zur 
Informationsgewinnung / Recherche
 Methodische Angebote (7-Schritte)
 Beispiele kommunal umsetzbarer 
wirkungsorientierter Programme




 Theoretische Grundlagen 
Projektmanagement
 Begleitende Unterstützung und 
Beratung bei Planung und 
Umsetzung eines Praxisprojektes
Qualifizierungsbedarfe 
- Handwerkszeug -
 
